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-- 1. Einleitung
a) Investitionen (..invesrments", ..investissements" etc.) sind der Rechts-
wissenschaft erst seit wenigen Jahrzehnten als normative Kategorie be-
kannt und geläufig. So ist in Darstellungen der Zwischenkriegszeit über
wohlerhobene Rechte von Ausländern, über ,.vested rights" also, von den
etymologisch benachbarten Auslands-Investitionen noch nicht d ie Redet.
Der Schritt vom traditionellen Fremdenrecht mitsamt dem dort vera nkerten
völkerrechtlichen Schutz des Ausland svermögens hin zu einem Recht für
internat ionale Investitionen erfolgte erst im Laufe des Zweiten Welt krieges,
zunächst in den Vereinigten Staaten von Amer ika' . Es waren so auch nicht
zuletzt die Kr iegsereignisse. welche die Behandlung grenzüberschreitender
Kapitaltransakt ionen zu einem Verhandlungsgegenstand der Bretton Woods-
Konferenz werden ließens. Zwar verfehlten seinerzeit die Bemühun gen
vornehmlich der Delegation des Vereini gten Köni greiches ihr Ziel, im
Rahmen einer International Clearing Union vertraglidte Abmachungen
über multilaterale Kontrollen von internationalen Kapitalbewegungen zu
erreidiens . Art. I der Artic1es of Agreement of the International Monetary
Fund! vermeidet so jede Andeutung im Hinblick auf die Erwünsdirheit be-
1 Vgl. etwa G. Kaeckenbeeck, La prorection international e des dr oits acquis,
Rec. des Cou rs Bd. 59 (1937- 1), S. 317-419; ders., The Proreetion of ve ued
Rights, B.Y.I.L. Bd. 17 (1936), S. 1-18.
, S. die Überlegungen von E. Bordiard, N at ionalization of Enemy Patent s,
A.J.I.L. Bd. 37 (1943), S. 92-97.
J Hierzu eingehend A . Van Dormael, Bretton Wood s - Bin h of a Moneta ry
System, 1978, S. 13-14,37, 89-90,228 u. ö.
f, Vgl. ]. K. Horseiield, Th e Internati onal Monetary Fund 1945- 1965, I:
Chronicle, 1969, S. 24, 16; ] . Gold , International Cap ital Moveme nts under the
Law of ehe Int ernational Monetary Fund, 1977, S. 7-12.
• V.N.T.S. 2 (1947), S. 39, S. 133; BGB!. 1952 11, S. 638.
stimmtet grenzüberschreitender Kapitaltransfers, weil kein Zweifel an der
Freiheit der Mitgliedstaaten zur Kontrolle von Kapitalbewegungen auf-
kommen soll, wie sie in Art. VI (3) der Statuten niedergelegt ist6• Hin-
gegen verdeutlicht die Eingangsvorschrift der Weltbank-Satzung1 recht
eingängig das Hauptziel dieser Internationalen Wirtschaftsorganisation. die
Ermutigung privaten Kapitals zu produktiven Investitionen im Ausland.
wie denn das I.B.R.D.-übereinkommen gleich mehrfach von "investment"
sprichts.
In der Folgezeit, nach 1945, finden sich nun zwar ..Investitions"-(Schutz-)
Bestimmungen vermehrt auf intemationaler'' wie auf innerstaatlicher Ehe-
ne10 ; jedoch nehmen die Juristen außerhalb der Vereinigten , Staaten noch
längere Zeit nur wenig Notiz von dieser Neuenrwiddungw. Eine rühmens-
werte Ausnahme hiervon machten indes Praktiker und deren non-gouver-
nementale verbandsmäßige Zusammenschlüsse: Bereits 1949 schlug die Inter-~ r-
nationale Handelskammer zu Paris eine multilaterale Konvention z~ttt1 J
, -Schutz privater Investoren vorw, und gegen Mitte der fünfziger Jahre .
fanden sich nicht zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland private Ver~
einigungen zusammen, die wohl auch die gravierendsten Folgen der Ver-
luste von Auslandsvermögen in und nach dem Weltkriege zu überwinden
tradrreten, denen jedoch hauptsächlich an Gewährleistungen für (neue)
internationale Investitionen gelegen warts•
• So Gold, aa0. (Anm. 4), S. 13.
1 V.N.T.S.2 (1947), S. 205.
8 Vg!. Art. I (ii), IV (8) (i), (ii).
SI Zu den einschlägigen Passagen (Art. 1, 11, 12) der Havanna Charter s. etwa
L. H. Woolsey, The Problem of Foreign Investment, A.].I.L. Bd. 42 (1948),
S. 121, S. 125-128, W. A . Broum, [r., The United States and the Resteration of
World Trade, 1950, S. 178-180; vgl. ferner l- E. Lockwood, The Economic Agree-
ment of Bogota, A.].I.L. Bd. 42 (1948), S., 611, S. 617-619, zu Kap . IV dieses
Abkommens über "Private Investment"; s. auch H. Walker, [r., Treaties for the
Encouragement and Protection of Foreign Investment: Present United States
Practice, A.J.C.L. Bd. 5 (1956), S. 229, S. 232-247, zur inhaltlichen Erneuerung
der "treaties on friendship, commerce and navigation".
10 Vgl. den überblick bei H. W. Baade, Gesetzgebung zur Förderung auslän-
discher Kapitalanlagen, 1957, S. 16-18; s. a. A. S. Miller, Protection of Private
Foreign Investment by Multilateral Convenrion, A.J.I.L. Bd. 53 (1959), S. 371,
S. 373, zum U. S. Mutual Security Act of 1954.
11 Siehe nur R. L. Bindschedler, La protection de la propriete privee en droit
international public, Rec. des Cours Bd. 90 (1956-11), S. 179, S. 297-298.
12 International Code of Fair Treatment for Foreign Investments, Broschüre
Nr, 129; vgl. hierzu auch W. VeithIK.-H. Böckstiegel, Der Schutz von auslän-
dischem Vermögen im Völkerrecht, 1962, S. 103-104.
13 H. J. Abs, Der Schutz wohlerworbener Rechte im internationalen Verkehr
als europäische Aufgabe, RIW 1956, Sonderdruck zu H. 4, S. 1-7; den, Die
rechtliche Problematik privater Auslandsinvestitionen, 1969.
b) Seither haben sich allerdings grundlegende Veränderungen in der
Staaten-Welt vollzogen ; insond erheit die Erl an gung polit ischer Unabhän -
gigkeit durch bisher kolonialen Bindung en unterworfene Gemeinwesen
mußte dabei die Rechtsprobleme grenzüberschrei tenden In vest ierens nach-
halt ig vertiefen. Die Vervielfachung der Zahl souveräner Staat en füh rte
zur Internat ionalisierung vormals interner Angelegenheiten; was bislang
die von einer innerstaatlichen Rechtsordnung an erkannten Werte der eige-
nen Staatsangehörigen waren, das wurden im Verlauf des Dekolonisieru ngs-
prozesses häufig fremde Verm ögenspositionen. die sic:h fortan nach völker-
rechtl ichen Regeln ausfurichten hatrents. Zudem ergaben sich nunmehr
Möglichkeiten für Investitionen in Entwicklungsländern vermehrt auch für
die Industriestaaten ohne koloniale Besitzungen ; ihnen war nicht allein an
einer Gleichbeh andlung mit den ehema ligen Mütterländern, sondern über-
...."haupt an einem Schutz der von ihren Territorien aus getätigten Auslands-
investitionen gelegen, dessen N otwendigkeit die Kriegs- und Nach kri egs-
eingriffe in fremdes Pri vat eigentum - nicht etw a nur im Gef olge soziali-
,/ seischer Revolutionen' ! - erneut überd eutli ch hatten werden lassen.
Internat ionale In vestitionen wurden zu einem immer bedeutsamer wer-
denden Teil nicht von miteinander konkurrierenden wirtschaftlichen Unter-
nehmen, sondern innerhalb höchst komplex ausgeformter multi- bzw. tran s-
nat ionaler Korporati onen getä tig t; die ständig fortsch reitende Ausdif fe-
renzierung von Mechanismen der inte rnationalen Arbeitsteilungw hat auch
vor den Grenzen sozialist isch verfaßter Staa tswesen nicht mehr H alt ge-
macht und Anzahl wie Volumen internationaler Kapitaltransfers in den
vergangenen drei Dekad en in vo rdem unvorstellbare Größenbereiche ein-
dringen lassen, wobei die Int ern at ionalisierun g der Produktion auch du rch
die jüngste Stagnation des Weltha ndelswachstums nicht abgebremst zu wer-
den scheint. Zumindest seit der ersten ölpreisexpl osion Ende 1973 ist zu-
gleich die bis dahin evidente Unterscheidung zwischen den kapital exportie-
renden westlichen Industr iestaaten und dem kap italimportierenden Rest
der Welt fragwürdig geworden. Einige Staaten der Dritten Welt, vo rab
Mit glieder der Organization of Petroleum-Exporting Countries, kehrten
für ihr en Teil die herkömmliche Nord-Süd-R ichtung der internationalen
14, Dazu etwa W . Friedmann, The Changing Struc ture of Int ernat ional Law,
1964, S. 23; I . Seidl-Hobmoeldem. Investitionen in Entwi cklungsländern und das
Völkerrech t, 1963, S. 36-37.
15 Vgl. B. Bliss, Nationalisat ion in Prance and Great Britain of ehe Electriciry
Suppl y Industry, I.C.L.Q. Bd. 3 (1954), S. 277-290; E. H . Scammell, Nationali-
sarion in Legal Perspecrive, Curr. Leg. Probl. Bd. 5 (1952), 5. 30-54.
1. Siehe zunächst D. CarreaulT . FlorylP. f uillarJ. Droit internatio nal ecceo-
mique, 2. AuEl. 1980, S. 27-31.
Investitionsflüsse um'", aber auch im Ost-West-Verhältnis haben sich die
wirtschaftlich finanziellen Kooperationsbeziehungen auf Unternehmens-
ebene merklich inrensiviertw,
c) All diese Vorgänge konnten nun nicht ohne Auswirkungen auf die
Gesamtheit des Rechts internationaler wirtschaftlicher Beziehungen blei-
ben; sie führten zu einer grundsätzlichen Besinnung auf die im zwischen-
staatlichen Raum geltenden, normativen Erscheinungen und schließlich zu
Vorstellungen von einem transnationalen Recht, jenseits von herkömmlichen
Völker- und von innerstaatlichen Rechtsordnungenw.
Hier ist freilich einige Skepsis angebracht: Mag auch die Stellung trans-
nationaler Korporationen als der Hauptakteure bei internationalen Investi-
tionen es mit sich bringen, daß die Auffassung von der Ausschließlichkeit
von Staaten geschaffenen Rechts nicht länger aufrechterhalten werden
kannw, so gilt doch auch für die Betätigungen solch "privater Wirtsmafts-
machte" zuallererst nationales Recht; allein in einem transnationalen Raum,
den weder wirtschaftsvölkerrechtliche Regelungen noch extraterritorial
wirkende staatliche Normen zur Gänze erreichen und ordnen (könnten),
werden internationale Investoren durch den Gebrauch privatrechtlicher
Institute wie Vertrag und Eigentum nicht-territoriales Recht zu setzen in
der Lage sein, wobei rechtliche Verbindlichkeit etwa durch die Einrichtun-
gen internationaler Schiedsgerichtsberkeic" oder über Schlichtungsverfahren
gewährleistet werden mag.
d) Von einem solchen Recht der internationalen Investitionen kann hier
freilich nur am Rande gehandelt werden, verbietet sich ein Systematisie-
rungsversuch doch bereits wegen der mangelnden Publizität der einschlägi-
gen Transaktionen; dagegen ist das Recht für internationale Investitionen
in diversen nationalen Vorschriften niedergelegt, welche die staatliche Kom-
petenz zur Regelung der eigenen Außenwirtschaftsbeziehungen ausfüllen.
Im folgenden wird vorab von rechtlichen Schranken internationalen Inve-
17 Vgl. 2. Mikdashi, Oil Pr ices and OPEC Surpluses: Some Reflections, Int.
All. Bd. 57 (1980/81), S. 407-427; B. Mossavar - Rahmani, OPEC and NOPEC:
Oil in South-South Relations, J. Int. Aff. Bd. 34 (1980), S. 41-58.
18 Siehe zunächst [ , Rajski, Basic Principles of International Trade Law of
Cerrain European Socialist Stares and of Easr-West Trade Relations, Dr . prat.
comm. int, Bd. 4 (1978), S. 9-28.
19 E. Langen, Transnational Commercial Law, 1973; ders., Transnationales
Recht, 1981.
20 Vgl. insbesondere F. Rigaux, Droit public er droit prive dans les relations
internationales, 1977, S. 403-413; ders, Pour un autre ordre international, in :
t. BlandE. Rigaux, Droit economique 2, 1979, S. 269, S. 292-294.
21 Zusammenfassende Darstellung bei M . Domke/O. Glossner, The Present
State of the Law Regarding International Commercial Arbitrarion, in: M. Bos
(Hg.), The Present Stare of International Law and Other Essays, 1973, S. 307,
S.321-330.
srierens die Rede sein, wie sie von Völkerrechts wegen statthaft sind ; zu-
nädist gilt es allerdings einige Grundtatb estände des privaten grenzüber-
schreitenden Kap italverkehrs darzul egen und einen Abr iß über die auf
diesem Feld operierenden Ak teure zu geben.
2. Besonderheiten rechtlicher Regelungen internationaler Investitionen
a) Eine allgemein gebräuchliche normati ve Kategorie der Investition
existiert bislang nicht, weder auf nati onalstaatliehen Ebenen noch gar auf
internationalem N iveau". Schon in der Allta gssprache wird ja von Iovesti-
tion in durchaus unterschiedlichen Zusamm enhän gen und mit verschiedenen
Bedeutungsgehalt en geredet, und auch die spezifisch wir tschaftswissenschafr-
liehe Terminologie ist alles andere als einheitl ich oder hinreichend be-
stimmt". Dennoch wählen juristische Texte, Rechtsprechung und Wissen-
schaft zumeist das ökonomische Vokabular und knüpfen an dort übliche
Unterscheidungen von Investitionsarten an, wobei in aller Regel nur der
Produktionsfakt or Kapital als haup tsächliches Mittel wie Objekt einer An-
lage gesehen wirdw, So differenziert man einmal nach den Wirtschafts-
sekroren, für deren verbessertes Funkt ionieren Investitionen getätigt wer-
den:!5; eine weitere Einteilung in finanzielle (Kapital-} und Sach- (Real-)
Investirionen" hebt die Formen gerade auch des int ernationalen Investie-
rens hervor. Neben der insbesondere auf die Person und Funktion eines
Investors ausgerichteten Tr ennung von privaten und öffentl ichen Investi-
eionenst wohl am bedeutsamsten aber ist die Grenzziehun g zwischen Direkt-
n: Ebenso CarreaulFlory/]ui/lard. aaO. (Anm. 16), S. 459-460.
!3 Siehe etwa K. Häuser. Volk swinschaftsleh re, 1967, S. 213-216; F. Geigant.
Investition, in F. GeigantlD. SobotkalH. M. Westphal (Hg.), Lexikon der Volks-
wirtschaft. 3. Aufl. 1979, S. 329-332; H. P. Gray. International Trad e, Investment
and Paymenes, 1979, S. 335- 336.
%4 Vgl. etwa Art. 26 (v) des ägyptischen Gesetzes über ausländische Kap ital-
investitionen und Freizonen, 19. Juni 1974 (LL.M. Bd. 13 (1974), S. 1501- 1512),
und dazu P. Leboulanger, Legal Aspects of the 1974 Egyptian For eign Investment
Regulations, J.W.T.L. Bcl. 10 (1976), S. 80, S. 81- 83.
25 Indu strielle, kommerzielle. extraktive, Dienstleistungs-Investition en etc.:
siehe Carreau/Flory/ ju illard. aaO. (Anm. 16) 456-457.
28 Vgl. etwa H . F. Schulz (Schad), Außenwinschaftsrecht-Kommentar. 1965/66,
S. 455 (§ 23 AWG, Rdn r. 10); (P. Kahn) Commissio n des investissements etrangen
dans les pays en voie de developpement - Rapport interimai re, LL.A. Report of
the 53 rd Conf. (1969), S. 685, S. 688-689.
27 S. zu letz teren allgemein R. Musgra'Ve. Einanzrheorie, 1974, S. 302- 303,
S. 484-488; H. Meinbold, Investit ionen, in H andwörterbuch der Sozialwissen-
schaften Bd. 5, 1956, S. 333, S. 344-346. Insbesondere Finanz- und haushalts-
rechtliche Vorschrif ten wie etwa Art. 104 a IV, 115 [ 2 GG oder §§ 10, 11 StWG
verwenden freil ich den Investitionsbegriff in einem denkbar weiten Sinne, ohne
Unt erscheidung nach der Per son des In vestor s oder der Bezugsgrup pe, deren pro-
duktive Werte jeweils erhalten, vermehrt oder verbessert werden sollen (siehe zu
dieser Terminologie BT-Drs. V/3040. 47, Tz. 134).
Investitionen zum einen, Portfolioinvestitionen andererseitsw, wo sich aber
der Zeitpunkt, an dem ein bloßes Innehaben von Unternehmensanteilen
in ein Mitentscheidungs- und Kontrollrecht umschlägt, nur selten exakt
erfassen läßt!t.
Die im Vorigen angeschnittenen, dur chaus nicht immer konsistenten Zu-
sammenhänge, in denen unter primär wirtschafestheoretisdien Gesichts-
punkten der Investitionsbegriff Verwendung findet, lassen nun freilich
ganz allgemein den Versuch einer ü bernahme eines metajuristisdien Ter-
minus Investition zu einem anfechtbaren Unternehmen werden; der sinn-
vollere und auch in einer Großzahl Investit ionsregelungen beschrittene
Weg scheint sohin der einer je besonderen Legaldefin ition des im Einzelfall
intendierten Begriffsinhalts zu seinw, wenngleich oft bereits der Kontext
deutl iche Hinweise auf die konkrete Bedeutung von "Investit ion" geben
kann, ohne daß eine Vorschrift den Terminus ausdrücklich und abschließend
bestimmt. Unter diesem Vorbehalt allerdings bestehen wohl keine Bedenken,
sich der gebräuchlichen ökonomischen Unterscheidungen zu bedienen.
b} Investitionen über staatliche Grenzen hinweg haben zunächst eine
größere Bezugsgruppe als die entsprechenden ausländischen Transaktionen,
nämlich eine staatlich verfaßte Volkswirt schaft als Ga nzes31• Stets ist zu-
gleich das kapi tal ex- oder -importierende Gemeinwesen am Investitions-
ablauf beteiligt, auch wenn diese Operat ion nicht unmittelbar von ihm
selbst ausgeht oder ihm zufließt. sondern allein von bzw. zwischen Pri vat-
personen vorgenommen wird, insofern diese zu den betroffenen Staaten
!8 H. Mt inholJ , Kapitalverkehr , interna tionaler, aaO. (vor ige Anm.) S. 525,
S. 531; s. a. Mitteilungen des Direkt oriums der Osterreichischen Nationalbank
1/1982, 16:- Das entscheidende Merkmal einer Direktinvestition im Unterschied
zu einer Port folioinvestition (wo nur Ertragsüberlegungen im Vord ergrund stehen)
ist der Wunsch nach Kontrolle bzw. unmitt elbarer Einflußnahme auf das auslän-
dische Unternehmen ".
2D Hierzu etwa D. Haubold, Direktinvestit ionen und Zahlungsbilanz, 1972,
S. 25-29 ; P. Juillard, Modifications recentes du droit francals des relat ions
financieres a J'etranger, Dr . prat. comm. int. Bd. 4 (1978), S. 127, S. 142-147.
30 Dies geschieht nicht allein in spezifischen Investitionsgesetzen (siehe etwa
M. N. Andem, Int ernat ional Economic Co-operati on in Developing Countr ies,
1978. S. 261-266 ; ferner z. B. Entscheidung N r. 24 der Andenpakt-Kommission
(Text mit Berücksichtigung bis zum 30. Nov. 1976 in I.L.M. 16 (1977) 138-158),
Art. 1; den kanadischen Foreign Investment Review Act (21-22 Elia. 2. c, 46
(1973) u, I.L.M. Bd. 12 (1973), S. 1136-1153), sec. 8 (3) (b) iVm 3 (I), (3), (6)
- (9» . sondern auch in altgemeineren wirtschafts- und sreuerredrtlichen Vor-
schriften; s. bsp. das Investitionszulagengesetz (BGBI. III, 707- 6), § 1 III 1.
oder das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Auslandsinvestitionen der deut-
schen Wirtschaft (BGBI. 111, 707-6), § I 11.
31 Vgl. Gray, aaO. (Anm. 23). S. 336; s. a. CarreaulFlorylJuillard. aaO.
(Anm. 16), S. 458; K . G. Grew/ich. Transnat ional Enrerprises in a New Inter-
nat ional System. 1980, S. 25.
entweder im Verhältnis der Staatsangehörigkeit stehen oder aber auf deren
Territorien sich dauerhaft tatsächlich aufhalten, dort ansässig sind. Die
beiden Grundformen internationaler Inv estitionen verlaufen sonadi ent-
weder als Kapitalabfluß durch Vornahme von ,.Auslandsinvestitionen" ge-
bietsansässiger Unternehmen oder aber als Tätigung ,.ausländ ismer Investi-
tionen" durch gebietsfremde Personen im Inland ; allerd ings kann eine
internat ionale Investition auch so vor sich gehen, daß ein Gebietsansässiger
ihm zustehende Forderungen gegen Gebietsfremde oder ihm gehörende, im
Ausland belegene Sachen an einen anderen Inländer überträgrJ!, weist
doch auch ein derart iger Vorgang Bezüge zu mindestens drei Rechtsordnun-
gen auf, derjenigen des Aufenthalts- und des Belegenheitsstaates wie zu
internatio nalem Recht, welches über die Abgrenzung der ]urisdiktionsbe-
reidre beider Staaten befindet.
c) Oberhaupt erweist sich im internationalen Wirtsmaftsverkehr die
Staatsangehörigkeit der beteiligten Personen als diffuses und generell un-
zulängliches Anknüpfungsmerkmal staatlicher Regelungsbestrebungen. Die
nur punktuelle territoriale Beziehung des N arionalirärsbandesv wird dem
personalen Verhaftet-Sein in einem N etz wirtschafrlidter Beziehungen,
durch dessen Bestätigung und Verdichtung jemand zur allgemeinen Wohl-
standsmehrung an dem Ort, an dem er sich betät ige, beiträgt", kaum je
gerecht. Sachangemessen erscheint demgegenüber das Kr iterium der Ge-
bietsansässigkeit ("Residenz·), dessen Verwendung im Bereich des inter-
nationalen Wirtsmaftsrechts15 nicht nur vermehrt die ausdrückliche indiv i-
duelle Willensbekundung berücksichtigt, wie ihr bei der Wahl eines Wohn-
sitzes oder ständigen Aufenthalts maßgebliche Bedeutun g zukommt'", son-
n Vgl. etwa §§ 1 I, 4 II Nr. 1 AWG; dazu Schulz, aa0 . (Anm. 26), S. 259.
33 Sie muß lediglich im Zeitpunkt des Erwerbs näher tat sächlich konkretisiert
sein; das Völkerrecht schreibt jedoch nicht vor , daß beim Wegfall einer solchen
"genuine connection" ein (Wieder-) Entzug der Staatsangehörigkeit erfolgen
müsse (vgl. I. Broumlie, Principles of Public International Law, 3. Auf!. 1979,
S. 404-405).
Sol Vom Maßstab der "räumlichen Zugehörigkeit zum eigenen oder fremden
Wirtschaftsgebiet" handelt die Amtliche Begründun g zum Entwurf eines AWG,
BT-Drs. II II1285, B. zu § 4/4 (235) ; vgl. ferner Balance of Payments - Concepts
and Definitions, 1.M.F. Pamphlet Series No. 10, 2. Aufl . 1969, S. 4-6 ; A . Pesce,
Devisenvergehen nach italienischem Recht, RIW/AWD 1976, S. 560, S. 561.
" Zu § 4 I Nr. 3, 4 AWG siehe Schulz (lW. Contag), aa0. (Anm. 26), S. 302-
306 ; ferner z. B. österreichisches Bundesgesetz über die Devisenbewirt schaftung
(öBGBI. N r. 162/1946) § 1 N r. 9, 10 (dazu A. Schwarzer/WoCsokli ch/W. List,
Währungs- und Devisenrechr, 3. Auf!. 1979, S. 327-330); Devisengesetz der
D.D.R. (GB1. 1973 1. 574) §§ 2, 3 (hierzu G. Zieger, Das neue Devisengesetz der
DDR, RiW/AWD 1975, S. 2- 3); s. a, P. Hest - Madsm , The Concepts of
Territory and Resident in the Social Accouots, 1. M. F. Staff Pap ers 14, 1967,
S. 237, S. 244-246.
se Siehe nur R. Kühn/H. KutterIR. Ho/mann. Abgabeordnung (AO 1977) -
Finanzgeridusordnung, 13. Auf!. 1979, S. 60, S. 67.
dern auch vielerorts verfassungskräftig niedergelegten Grundrechten auf
freie Persönlichkeitsentfaltung besser entsprichte".
Solange ein hinreichend fester Bezug, ein "genuine link" zu einer staat-
lichen Ordnung vorhanden ist, kann überdies aus den Normen des (Wirt-
schafts-) Völkerrechts schwerlich eine Parteinahme für oder gegen eine der
verschiedenen Auffassungen hergeleitet werden, die in die innerstaatlichen
Rechtsordnungen als Anknüpfungspunkte für die Zugehörigkeit von juri-
stischen Personen (des Privatrediesjw zu einem bestimmten Gemeinwesen
Eingang gefunden haben, folgen sie nun der Gründungs-(Inkorporations-),
der Sitz- oder aber der Konrrollrheoriew. Anders als eigentliche Staatsange-
börigkeitsvorschrifeenw enthalten spezifisch außenwirtschafts- und investi-
tionsrechtliche Regelungen häufig Bestimmungen über die ..Nationalität"
von Gesellschaften, nicht selten in Anlehnung an herkömmliche Formulie-
rungen in völkerrechtlichen Verträgen mit wirtschaftlichen oder steuerlichen
Inhalten-t. Obgleich hierbei viele innerstaatliche Normen auf den Umstand
der Kontrolle über eine rechtsfähige Wirtschaftseinheit abstellenw, so kön-
nen doch wegen der verschiedenartigen Maßstäbe für solche Dominanz
juristische Personen, insonderheit private Gesellschaften nicht nur mehr-
37 Zur Grundrechtsgeltung auch im Außenwirtschaftsverkehr vgl. BVerfGE 12,
S. 281, S. 292-296; 18, S. 353, S. 361-366; 5 33, S. 52, S. 65; im Hinblick auf
ausländi sche Rechtsordnungen siehe etwa K. Weber, Die Schweizerische Außen-
handelsgesetzgebung unter besonderer Berücksichtigung der Handels- und Ge-
werbefreiheit, 1975, S. 11-34; H. R. Klecatsky, Das österreidrische Bundesverfas-
sungsredtt, 2. Aufl . 1973, S. 662, zu Art. 18 StGG. 1867.
38 Bei juristischen Person en des öffentlichen Rechts, die ihre Existenz einer
Ausgliederung aus dem einheitlichen Staatskörper verdanken und deren sachliche
wie personelle Ausstattung auf Hoheitsakten beruht, steht die Sonderrechtsbe-
ziehung zu ihrem Schöpfer wohl eindeutig fest.
39 Siehe nur L. Caflisch, La Proteerion des Societes Commerciales et des Inte-
r~ts Indirects en Droit International Public, 1969, S. 64-66; M. Diez De Velasco,
La prctecrion diplomatique des societes et des actionnaires, Rec. des Cours Bd.
141 (1974-1), S. 87, S. 124-126; A . Verdross/B. Simma, Universelles Völkerrecht,
1976, S. 581-582.
40 Vgl. Broumlte, aaO. (Anm. 33), S. 422.
41 Siehe hierzu F. P. Feliciano, Legal Problems of Private International Business
Enterprises, Rec. des Cours Bd. 118 (1966-11), S. 209, S. 262-283; speziell zu
Kapitalschutzverträgen auch [ . Alm/eid, Die Investitionsförderungsverträge der
Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 41-42; H. Frick, Bilateraler Investitions-
schutz in Entwicklungsländern, 1975, S. 108-110, S. 175-177.
42 Vgl. etwa die Definition des ..nationalen Investors" in der Entscheidung
Nr. 24 der Andenpakt-Kommission (Anm. 30), des "Ausländers· im Tanganyika
Foreign Investments (Protection) Act No 40/1963 (I.L .M. Bd. 2 (1963), S. 1119-
1121); des "Einheimischen" im Gründungsvertrag der Wirtschaftsgemeinschaft
westafrikanischer Staaten, 28. Mai 1975 (I.L.M .Bd. 14 (1975), S. 1200-1209),
Art. 39 (3), (4).
fache Staatsangehörigkeit(en) besitzen, sondern ihre Stellung als"(non-)
resident" mag auch je nach der normativierten Perspektive der Gaststaaten
variieren, wie die Wirklichkeit transnat ionaler Korporationen unschwer
erhellen kano4S•
d} Zwar ist jeder Staat bereits kraft seiner souverä nen Existen z beim
Fehlen von seine diesbezüglic:hen H oheitsrechte einengenden völkerrecht-
lichen VcrträgenU frei darin, wie er wirtschaftliche Betätigungen auf seinem
eigenen Territorium im einzelnen erlauben, ausgestalten und regeln willw.
Der souveränen, rechtlichen Gle ichheit aller Staaten liegt jedoch keines-
wegs eine tatsächliche, insbesondere wirtschaftliche Ebenbürtigkeit zugrunde:
So vermindern die offenbaren Ungleichheiten in bezug auf die Größe von
Staatsgebiet und Staatsvclk, bei den geographischen, klimat ischen und
anderen N aturgegebenheiten sowie im Entwicklungsland des "human capi-
tal" zwa r nicht die Fähigkeit eines Staates , von der ihm als Völkerrechts-
subjekt zustehenden Kompetenzfülle Gebrauch zu machen. ' , wohl aber ver-
hind ert es die Zugehörigkeit zur internation alen Staatengemeinschaft kaum,
daß sozioökonomische Unterschiede zwischen den einzeln en N ationen den
Rahm en staatlichen Wirkbereichs "nach innen", im Verhä ltnis zu den
eigenen Staats angehörgen wie zu gebietsansässigen Ausländern maß geblich
prä gen. Soziale und/oder systemare Eigenheiten in rechtlichen Verhältnissen
verursachen aber notwendig Modifikationen auch bei der Ausgestaltung des
n Siehe nur den Amtlichen Kommenta r zum argentinischen Gesetz 21.382 vom
13. Aug. 1976 über ausländi sche Investitionen (I.L.M. Bd. 15 (1976), S. 1364,
S. 1366) zu den Gründen der Zulassung von ..branches" nach neuern Recht (vgl.
Art . 16 des Gesetzes (ebd., 1367-1367)).
4. Hier erweisen sich vornehmlich die übereinkommen über die Errichtun g von
Internationalen Organisationen mit Zielsetzungen weitreichender wirt schaftlicher
Integration. die zur Erfüllun g dieser Vorgaben den Verbandshauptorganen be-
stimmte "supran ationale·, den staa tlichen Souveränitätspanzer aufsprengende
Befugnisse einräumen (vgl. zum Fall von E.G.-Ra t und Kommission etwa L.
Gramlich. Europäische Zentralbank und Art. 24 Abs. 1 GG, 1979, s. 141- 144),
als echte Begrenzungen der Mitgliedsstaaten-Hoheit.
U Insofern stimmen Kap . 2, Art. 2, der V .N. G.A. Resolution 3281 (XX IX)
vom 12. Dez. 1974 (I.L.M. Bd. 14 (1975), S. 251- 261) - die Charta der wirt-
schaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten - und die entsprechenden Passagen
des von den westlichen Ind ustrieländern seinerzeit vorgebrachten Altern at iv-Vor-
sdrlags (ebd., 262-263) inhaltlich durchaus überein.
.. Freilich vermögen sie sich im Institut der Stimmenwägung in Internationalen
Wirtschaftsorganisationen Ausdruck zu verschaffen. Vgl. zur Vereinbarkeit dieser
vertra gsförmigen Differenzierung zwischen Verbandsmitgliedern mit dem völker-
rechtlichen Fundamental-Satz jetzt R. Wol/ rum. Neue Elemente im Willensbil-
dungsprozeß internationaler Winschaf tsOrganisationen, V.N . 1981, S. 50- 56;
S. Zamora, Voting in Internat ional Economic Or ganizat icns, A.J .I.L. Bd. 74
(1980), S. 566-608 ; R. J. Jekt r. Voting Rights of Less Developed Countries in
the IMF, J.W.T.L. Bd. 12 (1978), S. 218-227.
nationalen Außenwirtschaftsrechts'", sei dies nun wegen des allgemeinen
(Unter-) Entwicklungsstandes einer Volkswirtschaft, sei es wegen der beim
Staat monopolisiert en Verfügungsmacht über alle wesentl ichen Prod uktions-
mittel" . Solche Gru ndbefindlichkeiten könn en so nicht ohne entscheidende
Folgen für die Struktu r eines innerstaatlichen Regimes für ausländische wie
für Auslan dsinvestitionen bleiben.
3. In ternationale Inves toren: Ihre Personen und Funktionen
a) Die ursprünglich einzelstaatliche Kompetenz, über die mehr oder
weniger detaillierte Regelung auße nwirtschaftlicher Transaktionen und
Operationen autonom zu befinden, umfaßt auch, gleichsam auf einer nied-
rigeren Stufe, die Befugnis, die Befähigung zur Teiln ahme am internationa-
len Wirtschaftsverkehr entweder Einzelpersonen zu verleihen oder aber
sich selbst dies vorzubehalten, was eine Ausdifferenzierung innerhalb der
staatlichen Sonderrechtssphäre freilich keineswegs ausschließt . Daß die nach
herkömmlichen Völkergewohnheitsrecht schwerlich begründbare Auffas-
sung eines ..ius commercii" bzw. ..communicaticnis'w angesichts der ge-
wandelten weltweiten Rahmenbedingungen nunmehr des öfteren in Inter-
dependenztheorien wiederaufzuleben scheint60 , bewirkt insofern noch keine
i\nderung; eine international -redi rliehe Pflicht zu (wirtschaftlicher) Zusam-
menarbeit über den Kontext eines "droit international du developpement "
hinausst könnte ja durchaus nur auf intergouvernementa ler Ebene Bestand
n Vgl. hierz u etwa M. K~mper/D. Maskow. Außenwirtsdraftsredtt der DDR,
1975, S. 40-70; [ , Pfeffer, Der rechtliche Rahme n des Wirtsmaftsverkehrs mit den
RGW- Ländern, 1978. S. 8-92.
48 Siehe insb. die Diskussion zwischen Ju risten sozialistischer Staa ten um die
Kategorie des Wir tsmaftsredlts als eines eigenen Reditszweigs; vgl. etwa V. M.
Tschchikvadse/S. L. ZifJs. The System of Socialist Law, in : R. David (Hg .}, Struc-
ture and the Div isions of the Law, Internat ional Encyclopedia of Comparative
Law 11/2, 1974, S. 130-134; N . G. AlexandroudS, S. Alex~jew u. a., Marxistische
Staats- und Rechtstheorie IV. 1976. S. 213-217; M. KemperlW. Panzer u. a.,
Wirtsmafts- und Außenwirtschaftsrecht für ö konomen, 1977. S. 33-68.
'" Siehe nur L. OppenheimlH. Lauterpacht. International Law I, 8. A. 1955,
S. 321; D. C. Dicke, Die Intervent ion mit wirtschafrlidren Mitteln im Völkerrecht,
1978, S. 221-222.
60 Gegen W. ]enks. In terdependence as ehe basic concept of cootemporary
interna tional law, Mel. H. Rolin, 1964. S. 147-157, sprechen sich etwa Carreaul
Floryl]u illard aus (aaO. (Anm. 16) 16); s. a. G. Garzon Clariana, Sobre la noci6n
de cooperaci6n en el derecho internacional, Rev. Esp. Der. Im . Bd. 29 (1976).
5.51, S. 54-60.
61 Vgl. die so betitelten Schriften von M. Flory, 1977, und A. Pellet. 1978;
ferner etwa W. Benedek, Entwicklun gsvölkerrecht - neuer Bereich oder neue
Perspektive (Gestaltwa ndel) im Völkerr echt? Fs. zur 200-J ahr. Feier der Rechts-
wissenschaftlichen Fak ultä t der Univ ersität Graz, 1979. S. 881. S. 890-896.
haben, ohne der Innenseite staatlicher Souveräni tät abträglich zu werden lit •
b} Die Vornahme inter nationaler Investitionen durch öffentliche Ein-
richtungen innerstaatlichen Rechts, die direkte Beteiligung staa tlicher Kör-
persdta ften an dieser spezifischen Gestaltung des Außenwirtschaftsverkeh rs
- im Unterschied zur bloßen Aufsicht über die Betät igungsweisen anderer
(privater) Investoren - ist die Regel-, wenn nicht gar einzig zulässige
Form in den sozialistischen Staaten, deren Verfassungsrecht ein Außenwirt-
sdta ftsmonopol sta tuiert hatli' , das nicht nur bestimmte einzelne Wirtschafts-
sektoren staatl ich-unternehmerischenAktivitä ten reservierrw.Mcnopcl meint
hier aber nicht zugleich Konzentration bzw. Zentralisation grenzüberschrei-
tender Transaktionen und Operationen bei wenigen oder gar nur einer
obersten Stelle; nahezu alle organisator isch verselbständigten Wirtschafts-
subjekte66 sind vielmehr zumindest mittelbar auch mit bestimmten außen -
wirtschafeliehen Funkt ionen betraut, seien dies nun spezialisierte Außen-
handelsorganisationen mit ausschließlicher Berechtigung, die für sie vorge-
sehenen Geschäfte zu betreibenw, oder aber bestimmte Produkt ions-Orga-
nismen'" .
Als eine der beiden Arten unmittelbarer Präsenz im Ausland18 sind
Unternehmensgründ ungen bzw. -akquisirionen oft in bila teralen zwischen-
staatlichen H andels- oder Kooperarionsabkommenw auch auf Seiten des
sozialistischen Veruagspartners bzw. als von ' ihm ausgehend vorgesehen;
Ii! Siehe bereits LOTd Pbillimore, Droits er devoirs fondam entaux des Etats,
Re<. des Cours Bd. 1 (1923), S. 25, S. 55-58.
153 v gl. die Auflistung einschlägiger Bestimmungen bei P/e/leT, aaO. (Anm.
47), 5. 13-17, insb. Anm. 50 ; s. a. Art. 10 der UdSSR- Bundesverfassung von 1977.
li4 Wie es nicht nur (vgl. Art . 43, 44 der ira nisdien Verfassung von 1979), aber
doch oft in sozialistisch orientiert en Entwicklungsländern der Fall ist ; vgl. etwa
M. M. Kostecki, Stare Trad ing in Industrialized and Deve loping Cou ntrie s,
J,W.T.L. Bd. 12 (1978), S. 187-207.
55 Zum Aspekt einer Wirtschaf ts- als einer Teil-Rechtsfähigkeit siehe Kemperl
Maskow. aaO. (Anm. 47), S. 91- 94; Kem periPanz er u. a., aaO. (Anm. 48),
5. 120-122; aber auch O. S. l affe, Law and Economy in the USSR, H arv . L. Rev.
Bd. 95 (1981/82), S. 1591, S. 1608.
ee Vgl. näher hierzu KempedMaskow, aaO. (Anm. 47), S. 123-143; P. Kalen-
sky. Les pays socialistes et le droit du commerce inte rna tional, Rec. des Cou rs
- Colloqu e 1968, S. ISS, S. 190- 209; Rajski. Dr. prat. comm. inr. 1978, 24-27.
57 Vgl. KemperlMaskow, aaO. (Anm. 47), S. 114- 116.
58 Neben (bloßen) Handelsvertre tungen; vgl. z. B. das Protokoll zum H and els-
abkommen zwischen der Regierung der UdSSR und der von Guinea-Bissau vom
21. Febr. 1975 (I.L.M. Bd. 14 (1975), S. 943-944); Art . 2, 3. Allgemein zu deren
Rechtsstellung im Ausland siehe Pfeifer, aaO. (Anm. 47), S. 112- 121.
51 Vgl. etwa Art . 10 des H andels- und Schiffahrtsvertrages vom 17. Oktober
1955 zwischen der Republik Osterreich und der UdSSR (U.N .T.S. 240, 1956,
S. 289) bzw. das Regierungsabkommen zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland
und der UdSSR über die weitere Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammen-
im Gastland leben und wirken solche Wirtschaftseinheiten grundsätzlich
nach Maßgabe lokalen (Gesellsdiafts-) Remts". Von den Ermadttigungen
im Recht der UdSSR und anderer osteuropäischer Staaten zu unternehme-
eiseher Betätigung im Auslands! wurde immer wieder auch Gebrauch ge-
macht, so daß derzeit die Zahl sozialistisch kontrollierter Unternehmungen
im Westen um einiges höher sein dürfte als der Bestand an gemischten Ge-
sellsdiaften im Osteni!.
c) Staatseigene Wirtschaftsu nternehmen agieren nun allerdings auch in
den meisten marktwirtschaftl ich ausgerichteten Industrie- und Entwicklungs-
ländern13• Dort bringt jedoch die verfassungsrechtliche Anerkennung eines
staatsfreien Wirtsmaftsbereichs zugleich dessen grundsätzlich koordinations-
rechtliche Strukturierung mit sich, die jedem Marktteilnehmer prinzipiell
gleiche Rechte und Pflichten zuweist, was auch für den wie ein Unternehmer
handelnden Staat gilt". Freilich muß sich diese . Idealkonzeption im je
konkreten nationalen Wirtschaftsverfassungsrecht etliche Abstriche gefallen
lassen, die letztlich in den vielen öffentlichen Unternehmungen ausdrücklich
arbeir, vom 30. Oktober 1974 (BGB!. 11, S. 1438); hierzu audt Pfeifer, aaO.
(Anm. 47) S. 99- 100, S. 227-229.
10 Siehe J. F. Pedersen, Joint Ventures in the Soviet Union: A Legal and
Economic Perspecrive, Harv, I.L.J. Bd. 16 (1975), S. 390, S. 408 mit Anm. 75;
D. A. Loeber, For eign Participation in Soviet Ente rprises}, Dr. pra t. comm. inr.
Bd. 6 (1980), S. 215, S. 218.
11 Bereits seit dem 31. August 1927 gilt die Entschließung der (UdSSR-) Rats
der Volkskommissare über den Erwerb von Anteilen an ausländ ischen Gesell-
schaften und die Beteiligung an anderen ausländischen Unternehmen; vgl. ferner
Art . 2 des bulgar ischen Außenhandelsgesetzes vom 20. November 1969 i.V.m. den
Anwendungsbestimmungen zur Verordnung über wirtschaftliche, industrielle und
tedm ische Zusammenarbeit mit ausländischen jur isrisdien und natürlichen Per-
sonen, Art . 3 (5) (eng!. Übersetzung in I.L.M. Bd. 14 (1975), S. 397-399, S. 401-
404) bzw. Art. 2 (1) (c) des ungar ischen Außenhandelsgesetzes vom 17. Oktober
1974 (engl. in I.L.M. Bd. 14 (1975), S. 405-415) i.V.m. der Gemeinsamen Ver-
ordnung Nr. 4/1975 des Außenhandels- und des Finanzministers; zum rumäni-
schen Staatsrat sdekret Nr. 52/1975 siehe G. Elian, Le principe de la souverainete
sur les ressources nationales et ses incid ences juridiques sur le commerce inter-
nat ional, Rec. des Cours Bd. 149 (1976-1), S. 1, S. 79 ; zur Rechtslage in der
DDR siehe KemperlMaskow, aaO. (Anm . 047), S. 147-149.
IZ Vgl. Ne ue Zürcher Zeitung vom 23. Oktober 1980 (..Ne ue Wege der Dritt-
landskooperat ionen"') und Le Monde vom 8. Dezember 1981 (..Des multinatio-
nales rouges").
n Siehe etwa K. Wenger, Die öffentli che Unternehmung, 1969, S. 6- 11;
B. Janson, Rechtsform en öffentl icher Unternehmen in der Europä ischen Gemein-
schaft, 1980, S. 25-36.
" Vgl. N . Reich, Markt und Recht, 1977, S. 21-29 ; W. He sse/bach, Die ge-
meinwirtschaftli chen Unternehmen, 1972, S. 23-32 ; aber auch H . Krüger, Das
Staa tsunternehmen - Ort und Rolle in der Marktwirtschaft, ZBR 1979, S. 157-
166.
übertragenen Gemeinwoh l-Funktionen ihre Rechtfertig ung finde nw: in
aller Regel wird hierbei auch nur partiell auf die Teilhabe am Sonderrecht
der Staatsorganisation veraidnerw. Rechtsforrn und -srellung nach interne m
Recht" bilden nun durchweg ein maßgebliches Moment für die Möglich-
keiten und Berechtigungen staatlicher Unternehmen zur Vornahme inter-
nationaler Investitionen. Ein Tätigwerden in der Gestal t privatrechtlicher
Gesellschaften enthebt den staatlichen Akteur den territorialen Beschrän-
kungen, wie sie für sein hoheitliches H andeln gelt en ; er darf nun ohne
weiteres grenzüberschreitende wirtschaftliche Aktivitäten aufnehmen und
hieran nur auf der Basis konstitu tioneller Ermächtigungen gehindert wer-
den8s• Im Staate des Wirtschaftspartners entspricht einer derart igen Ent-
äußerung von hoheitlichen Kompetenzen die Versagung von Vergünsti-
gungen, die nach Völker- wie innerstaatlichem Recht ausländischen Staaten
als solche für nicht-kommerzielle Akte zukommenw. Eine Pflicht des Gast-
staates zur Gleichbehandlu ng von solch öffen tlichen mit pr ivaten auslän-
dischen Investoren dür fte hingegen erst durch staatsvertragliche Vereinba-
rung begründe t werdenw. Auslandsinvestition en von Staa tsunter nehmen
85 Vgl. nur Wenger. aaO. (Anm. 63), S. 400-414 ; Janson, aaO. (Anm. 63).
S.37-98.
" Sei dies durch Verbleib innerh alb der Rechtsperson des Staats bei lediglich
verwalrungsintemer organ isatorischer Verselbständigung (Regie-, Eigenbetr iebet
Sondervermögen), sei es über eine besondere Personifizierung, die einen staa ts-
mittelbaren Status eigener Art begründet (juristische Person des öffentl ichen
Rechts o. ä.), sei es durch bereichsspeziflsdre Ausnahmen und Befreiungen im Hin -
blick auf eine öffentliche Mehrheitsbeteiligung oder 100 0/oiges ..Eigentum- des
Staats an privaten Unternehmen, etwa in der Zwangsvollstreckung.
81 Ygl. hierzu zuletzt die Darstellungen über ausländische Verhältnisse in der
Schriftenreihe Gemeinwirtschaft. etwa F. Nekula. Die Gemeinwirt schaft in Oster-
reich, 1973, S. 21-45, oder F. Sen. Gemeinwirtschaft in der Türkei, 1979, S. 5-
15.
68 Siehe oben. Anm. 37. Freilich gewinnt eine solche grund rechtliche Absiehe-
rung erst dann recht Bedeutung, wenn ihr in ande ren Staaten ähnliche Gewähr-
leistungen korrespondieren. Ebensowenig wie ein ius commercii auf zwischenstaa t-
lichem Niveau existiert ein Rechtsanspruch Gebietsfremder auf Handel und
Verkehr mit Gebietsansässigen über die konkrete Ausgestaltung des lokalen
Rechts hinaus, solange diese völkerrechtlich nicht zu beanstanden ist. Vgl. hierzu
auch H . J.Hahn, Staa tsvert raglicher Verzicht auf Verm ögensrechte und verfas-
sungsrechrlicher Eigenrumsschutz, Ps. H . Raschhofer, 1977, S. 59-76.
11 Vgl. L. Gram/ich. Staatliche Immunität für Zentralbanken?, RabelsZ Bd. 4S
(1981), S. 545, 579-580.
70 S. z. B. Art . 23 des Ereundsdrafrs-, H andels- und Schiffahrts vertrages zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik vom
21. November 1957 (BGBI. 1959 11, S. 950) ; Art. 17 (1), 18 (2) des deutsch-
amerikanischen FCN.Yertrages vom 29. Oktober 1954 (BGBI. 1956 11, S. 488) ;
ferner M. KatzlK. Breuuter, l r.• The Law of International Transact ions and
Relat ions, 1960, S. 382-398. Auch der EWG-Vert rag erkennt, indem er eine
Gleichbehandlung zu bewirken erst aufgibt, die Verschiedenheit beider Unte r-
ohne eigene Reduspersönlidik eit, aber auch von juristischen Personen des
öffentlichen Rechts bedürfen hingegen einer ausdrücklichen und hinreimen-
den gesetzlichen Ermächtigung; wenn diese auch nur selten vorliegen wird,
weil die betreffenden Einheiten sachlich und damit in der Regel auch räum-
lich begrenzten Zwecken zu dienen haben, so läßt doch insbesondere die
spezifische Funkt ion der Entwicklungszusammenarbeit die Vornahme inter-
nat ionaler Investitionen zu und dies oftmals sogar als erfo rderlich er-
scheinen11.
d) Bei bestimmten Organismen nun reicht bereits ihr (gesetzlicher) Auf-
trag für die Ermäglidnmg internat ionaler Transakt ionen aus; häufi g wird
ihnen sogar im Ausland eine Vorzugsbehandlung zuteil, die von ihrer
privat- oder öffentl ichrechtlichen Organisati on ganz unabhä ngig ist7t•
Materiell beschränkt sich die Sond erstellung der staatlichen Zentralbanken
und sonstigen Währungsgremien all erd ings auf die Tätigkeiten zur Gewähr-
leistung und Sicherung des Außenwerts der eigenen Währung
'
! . Praktisch
bewirk t aber die staatl iche Währungshoheit ganz allgemein eine gewisse
Besonderung internationaler Portfolios von Zentralbanken rrotz deren
äußerlicher Para llelität zu Auslandsanl agen von privaten Finanzeinrich-
nehmensformen an (vgl. H. t'on der GroebenlH, t'on BoecJehlj. Tbiesing (1. 1. F.
H ochbaum). Kommenta r zum EWG-Ven cag I, 2. Auf! . 1974, S. 1133).
11 Die dive rsen Körperschaft en zur Enrwi cklungsfinanaierung in O.E.C.D.-
Mitgliedstaaten wurden freilich oft in p rivater Rechtsform mit staarlidier Mehr -
heitsbeteiligung errichtet (so die Deutsche Gesellsdta ft für wirt schaft liche Zusam-
menarbeit (Entwick lungsgesellschaft) mbH, die Societe Beige d' Investissement
Internat ional oder die Financierings Maatschappij voor O urwickelingslanden};
siehe allgemein O.C.D.E., In vesrir dans le tiers monde, 4. AuEl. 1978, S. 20-23,
S. 115-118; näher zu den japa nischen Einrichtungen vgl. S. A sanuma. ] apanese
government agencies, in R. S. Rendeli (Hg.}, International Financial Law, 1980,
S. 307-315 ; zu Frankreich und dem Vereinten Köni greich siehe A. Le GIere und
l - G. Caunee, in S.]. Rub in (Hg.), For eign Development Lending - Legal
Aspects, 1971, S. 100, S. 109, S. 163-170.
12 Neben ihrer Mitwirkung an zwischenstaatli chen ü bereinkünften teils als
Partei, an der Seite von Staaten als den weiteren Vertragspar tn ern (siehe etwa
[ , Faweett , Trade and Finance in Intern ational Law, Rec. des Cours Bd. 123 (1968-
I), S. 215, S. 235 mit Anm. 37), teils als zuständiges innerstaatliches Ausführu ngs-
organ (vgl. z. B. F. Zebemer, Völker rechtliche Außenvertretun gsbefugnisse der
ö sterreidtischen Nationalbank?, Fs. F. A. Mann, 1977, S. 46S, S. 489-496) gilt
diese Feststellung auch für die Ausstattung mit staatl icher Immunität im Stadium
der Zwangsvollstreckung gegen sie selbst oder ihren hoheitl ichen Träger ergangener
gerichtlicher Entscheidungen (siehe U. S. Foreign Sovereign Immuni ties Act of
1976, § 1611 (b) (1); U. K. Stare Immuniry Ac, 1978, sec. 14 (4) ; dazu Gramlith,
RabelsZ 1981, S. 594-595).
TI Vgl. jüngst Libra Bank Ltd. et al. v , Banco N acional de Costa Rica, S. A.
(676 F 2 d 47, 2d Cir. 1982) = I.L.M. Bd. 21 (1982), S. 618-620).
tun gen oder von Staats-Unternehment-. Währungsbehördlime "Investitio-
nen" im Ausland unterscheiden sich jedoch von pr ivaten internationalen
Investitionen nicht zuletzt dar in, daß diesen Institutionen vorab die Ver-
hinderun g von Devisenspekulationen als einer bedeutsamen Gefahr auch
für den Außenwert der eigenen Währung obliegt76 ; ihr erstes Anli egen
bleibt sohin, die Reserven liquide zu halt en, womit als Anlageobjekt der
Großteil ausländischer Samwerte au ße r Gold" und gegebe ne nfalls audi
anderen Edelmetallen als ungeeignet ausscheiden muß und zudem nur
soldie Geldmittel erworben bzw. veräußert werden, deren Verwendung
gerade den Zwecken der Reservefunkt ion genügt77 ; auch die Xenodevisen-
Märkte werden heute wohl seitens der führenden Industriestaa ten als An-
lagesphäre für die eigenen Währungsreserven angesehenw.
e) Während die Staaten selbst als Personen internationalen Rechts nicht
als Investoren in Erscheinung tre ten, sondern sich für derartige Betätigungen
separate r Organismen bedienen und sich lediglich die Beeinflussung und
Überwachung autonomen privaten Investierens auf ihren Territorien vor-
behalten", weisen die Aktivitäten Internati onaler Wirtschaftsorganisat ionen
durchaus Parallelen zu den grenzüberschreitenden In vestitionen pr ivater
Unternehmen auf.
Bislang ist allerdings die International Finance Ccrporarionw die einzige
quasi-universelle Einrichtun g geblieben, deren Statuten ausdrücklich auch
die Vornahme eines .equity investment" vorsehenw, nach dem Modell der
7t Vgl. Gram/ich, RabelsZ 1981, S. 595; s, a, hinsichtlich der bei deutschen
Kreditinstituten gehaltenen Geldmittel der National Iranian Dil Company die
Erkenntnisse des OLG FrankfurtIM . vom 21.0kt.1980 (RiW/AWD 1980, S. 874-
877) und vom 11. Mai 1981 (NJW 1981, S. 2650-2651 ; hierzu L. G ram/ich,
Staatliche Immunität und Zugriff auf irani sdie Konten in der Bundesrepublik,
a.0.2618-2620).
75 Vgl. nur H. J.Hahn, Aufwertung und Abwertung im Internationalen Recht,
BerGes VR 20 (1979) S. 1, S. 21-29; ders.• Geldmarkt und Währungsrecht, Fs.
F. A. Mann, 1977 S. 731, S. 739-741.
76 Dessen "Demonetisierung" (s CarreaulFlory/]u iliard. aaO. (Anm. 16),
S. 160-162) hat der H altung als ..reserve asset" durchaus keinen quali tativen
Abbruch getan (vgl. I.M.F. Annual Report 1982, S. 64).
77 Vgl. dazu insbesondere J. Gold, The Composition of a Coumry's Reserves
in International Law, ].W.T.L. Bd. 5 (1971), S. 477-508j D. Carreau, Le systeme
monetaire international, 1972, S. 164-169.
78 Vgl. I.M.F. Annual Report s 1971, S. 25; 1980, S. 68-69; 1982, S. 66-67;
ferner Financial Times vom 23. April 1981 (. Central banks turn to specularing") .
111 Siehe bereits oben, a),
80 Vgl. die ursprünglichen Arti cles of Agreement vom 25. Mai 1955 (U.N .T.S.
264 (1957), S. 118) und die Novelle vom I. September 1961 (V.N .T .S. 439 (1962),
S. 318).
81 Art. 111 (2), (3) (iv) der Neufassung 1961; dazu [, E. Camacho, The Inter-
nat ional Finance Corpo ration, Rendell, aaO. (Anm. 71), S. 265, S. 269; H. H.
Peters, Internationale Entwicklungsfinanaierung, 1978, S. 127-128.
Weltbank sind andere weltweit tätige Finanzierungsinstitutionen - von
der International Development Associarion' " bis zum International Fund
for Agricultural Developmenrs - demgegenüber nur zu Darlehens- und
Kreditvergaben befähigt: Aum bei Projekt-Finanzierung" hat sich allein
das organisationsinterne Verständnis von einer opt imalen Aufgabenerfül-
lung gewandelt, und ein Kontroll-Erwerb über das Wirken der unter-
nehmerischen Träger bezuschußter Vorhaben läuft stets noch den Verband-
zielen zuwider, kann daher auch nicht auf dem Wege der Konditionalitätw
erreicht werdenw,
Der Weltwährungsfonds als andere in Brerton Woods konzipierte uni-
verselle Wirtschaftsorganisation tätigt ebenfalls Investitionen bloß über
die Anlage von Teilen seiner Neuoeinkünfrew, vermag aber im übrigen die
Verläufe privater internationaler Investitionen lediglich mittelbar, durch
das Schaffen von Rahmenbedingungen zur Liberalisierung des grenzüber-
schreitenden Kapitalverkehrs zu beeinflussen'". Wenngleich der Fonds bei
Vorbereitung und Vollzug der ihm primär aufgetragenen Operationen auch
die Modifikation innerstaatlichen Wirtsc:haftsrec:hts verlangen magw, so
können doch seine Aktionen im Verhältnis zu Mitgliedstaaten nicht ihrer-
seits als Investitionen gelten, wickeln sie sich doch in tauschähnlicher Gestalt
ab und bewirken an sich keine Vermögensmehrung des "ziehenden" Staa-
tes90• Dagegen ist einigen der (sub)regionalen Entwicklungsbanken neben der
8Z Gründungsabkommen vom 26. Januar 1960 (U.N.T.S. 439 (1962), S. 250) .
83 Errichtet am 13. Juni 1976 (I.L.M. Bd. 15 (1976), S. 922-949); vgl. etwa
E. Sauvignon, Le fonds international de developpement agrieole, A.F.D .I. Bd. 24
(1978), S. 660-677.
84 Hierzu etwa B. Hürni, The "New-Style" Lending Poliey of the World Bank,
J .W.T.L. Bd. 13 (1979), S. 523-534; E. S. MasonlR. E. Asher, lbe Wnrld Bank
sinee Bretton Woods, 1973, S. 229-294 ; Peters, aaO. (Anm. 81), S. 162-167.
86 Zu diesem Begriff vgl. [ , Gold, Condirionaliry, I.M.F. Pamphlet Series No 31,
1979.
86 Wenn so einige lateinamerikanische Investitionsregelungen (Art. 25, 26 (3)
des argentinisdten Dekrets 283/77 (I.L.M. Bd. 16 (1977), S. 660-676); Entschei-
dungen Nr. 103 und 109 der Andenpakt-Kommission (ebd., S. 155-156» von einer
(Sonder-) Behandlung der ..Investitionen" Internationaler Organisationen sprechen,
umfaßt diese Terminologie sowohl Kapital-Investitionen als auch Darlehen.
87 Zum ..Investment Account" i.s.v. Art. XII (6) (f) der Zweiten Satzungs-
novelle vom 30. April 1976 siehe Annual Reports 1980, S. 181, 1981, S. 226; 1982,
S. 161.
88 Vgl. Gold, aaO. (Anm. 4), S. 12-13, S. 43-44 ; R. Solomon, The Inter-
national Monetary System 1945-1976, 1977, S. 211-215.
89 Dazu insb. l - Gold, Financial Assistance by the International Monetary
Fund - Law and Practice, 1979, S. 10-56; s. L. Lazar, Transnational Economic
and Monerary Law, 1977 H., §§ 3.14.073 - .082.
.. Vgl. Art. V (2) (a), (7) der novellierten, Art . V (2), (7) der ursprünglichen
I.M.F. - Statuten; vgl. CarreaulFloryl]uillard, aaO. (Anm. 16), S. 136, S. 140-
141.
vornehmlichen Funktion von Finanzierungen, die sich nach Voraussetzungen
und Vertragsinhalten weithin an die ..Loan Regulat ions" der Weltba nk"t
anlehnen, auch die In vestition in/durch Beteiligungskapital gestattet'". Für
soldie {Direkt-] Investitionen gilt jedoch häufig eine Obergrenze' ", wenn
sie nicht gar nur in ausgesprochenen Notfällen erlaubt sind'" . Erweitert e
Aufgaben im Verhältnis zu Kreditinstituten kommen den multin ationalen
öffent lichen Unternehmen zu, wie sie im Andeupakrw und im Nahen
Osten" errichtet wurden; dem statutarischen Gebot zur Beschleunigung
der Industr ialisierung o. ä. dienen wesendich auch die Ermädnigungen zu
(zeitweiliger) Mitwirkung an der Err ichtung, Erweiterung, Modernisierung
oder Umwandlu ng von Unternehmungen'". Auch in den (osteuropäischen)
"1 S. dazu [, Syz . International Developmen t Banks, 1974. S. 177-202.
8t Vgl. die Statuten der Afriean Development Bank (4. Aug. 1963 ; U.N.T.S.
510 (1964), S. 46), Art. XIV (1) (c) : der Asian Deve lopmen t Bank (4. Dezember
1965, U.N.T.S. 571 (1966) , S. 132), Art. X I (iii); der Caribbean Development
Bank (18. Ok tober 1969 ; Cmnd. 4358), Art. XIII (c); der Ease Mrican Deve lop-
ment Bank (6. Juni 1967), Art. X (c). Die Satzun g der letztgenannten Einrichtung
bildet den Anhang zum Vertrag über ostafrikanische Zusammena rbeit (l. L.M. Bd. 6
(1967), S. 932- 1026)•
.. Art . XV (4) (a) der Af.D.B. -, Art. X II (3) des As. D.B. - , Art . XIV (3)
der C.D.B.-Statuten : 10 Prozent der Summe von eingezahltem Kapital , (allgemei-
nen) Reserven und Oberschuß.
"" Ähnlich wie bereits das l. F.C.- Abkommen (Art. 111 (3) (iv» auch die Satzun-
gen von M . D. B. (Art. XV II (1) (j)) und As.D.B. (Art. X IV (xiii)) . Vgl. ferner
Art. 20 (2) des Protokoll über die Satzung der Europäischen Investitionsbank,
25. März 1957 (BGBI. 11, S. 964) und dazu Von der Groebmlvon BoeckhlThiesing
(I]. Müller-Bo,/e ). aaO., 11 (Anm. 70), S. 1004.
95 Vgl. das Gründungsabkommen der Co rpo raci6n Andino de Fomente vom
7. Febr. 1968 (engI. in : M. Wionczek (Hg.), Eeonomie Cooperat ion in Lati n
America, Africa, and Asia, 1969, S. 525-542) und dasjenige betr. die Ca ribbean
Investment Corporation vom 1. Juli 1973 (siehe Inter-American Institute of
International Legal Stud ies (Hg .), Instruments of Economic Integration in Latin
America and in the Cari bbean 11, 1975, S. 617-644).
Die C.A.F. mag sich wiederum an den ..empresas multinacio nales" im Sinne der
Kommissions-Entscheidun g Nr. 46 vom 18. Dezember 1971 beteiligen (vgI. Art.
62 des ..Gemeinsamen Regimes für multinationale Unte rnehmen und Vorschriften
für die Behand lung subregionalen Kap itals", LL.M. Bd. 11 (1972) , S. 357-372).
"6Zur Arab Bank for Economic Development (vom 18. Februa r 1974), der
Islamic Development Bank (vom 12. August 1974), der Arab Investment Company
(vom 16. J uli 1974) und weitere n Institut ionen siehe jetzt A. Simmons, Arab
Foreign Aid, 1981, S. 91-130; D. Sura tgar, The role of Middle Eastern finan cial
institutions, in : Rendeli. aaO. (Anm. 71), S. 205-213 ; B. Boutros-Ghali, Les
fonds arabes pour le developpement economlque, A.F. D.L Bd. 21 (1975), S. 65,
S. 69-71; l -T . Salacuse, The Arab Authori ty for Agricultu ral Investment and
Development i A New Model for Capital Transfer in the Midd le Eeast, J .W.T.L.
Bd. 12 (1978), S. 56- 66; ders.• Arab Ca piral and Midd le Eastern Developme nt
Finance, J .W.T.L. Bd. 14 (1980), S. 283-309.
" Vg\. Art . 4 (i) - (k) der C.A.F. - , Art. 11, 12 der C.I.C. - , Art. 17
Is.D.B.-Statuten.
sozialistischen Staaten wirken zwei intergouvernemen tale Banken (IBWZ
und II B)"8, denen zwar zuvörderst die Finanzierung und Kr editierun g der
Tätigkeit bestehender gemeinsamer Industr iebetri ebe und andere r Projekte
obliegt, die aber auch Filialen und Vertretungen außer halb ihres Sitzstaates
UdSSR errichten sowie ausdrücklich auch internationale Abmachungen
treffen dürfen"". Die Vorschriften über die Internationale Investit ionsbank
lassen sogar die Anlage freier Mitt el bei und ganz allgemein jegliche Ge-
schäftsbeziehungen zu Banken in Drittstaaten zu, ohne inhaltliche Begren-
zung durch den Gründungsvert rag, so daß die Divergenzen im Verhältnis
zur Stru ktur anderer intergouvernementaler Winschaftsorganisationen kaum
sehr bedeutsam sein solh en' w.
f) Private internat ionale Investitionen, ausgehend von nicht-staatlichen
Unternehmen sind zwar keine globale Erscheinung, machen aber gewiß das
Gros des grenzüberschreitenden Kapit alverkehrs ausl Ol • Nun sind investie-
rende Aktivitäten von Individuen als solchen freilich kaum typisch für die
heutigen rechtlichen Gestaltungen int ernationaler Investitionen, beziehen
sie sich doch fast ausschließlich auf Geschäfte mit ausländischen Immobilien
und Pinanzwertentw. Nichtsdestoweniger knüpfen die Gewährleistungen
wirtschaftlicher (Auslands-) Betät igung noch stets an Freiheitsräume der
einzelnen Person, wie sie die nat ionalen Rechtsordnungen im politischen,
kult urellen, sozialen und ökonomischen Bereich konstituieren und organi-
sieren, DOm immer wie seit alte rs her an der Id ee menschlich-allseitige r Per-
sönlichkeitsentfaltung an. Dabei bilden zufolge der westl ichen Grundkon-
"8 Engl. Text des ursprün glichen Abkommens über die mehrseitige Verrechnung
in transferablen Rubeln und die Grü ndung der Internationalen Bank für wirt-
schaftliche Zusammenarbe it vom 22. Ok tober 1963 samt den Bank-Sta tu ten im
I.L.M. Bd. 3 (1964), S. 324-338; Fassung nach den Änderung en durch das Proto-
koll vom 18. Dezember 1970 in Dokumente RGW (1971), S. 174-182 ; ebd.,
S. 222-232, findet sich euch das Abkommen über die Bildung einer Internatio-
nalen Investitionsbank vom 10. Juli 1970.
99 Vgl. Art . 11 (2), (4) des 1977 erneut novellierten I.B.W.Z.-Abkommens
(siehe A. Lebahn, Neuentwicklungen der Geschäftstätigkeit und Rechtsgrundl agen
der internationalen COMECON-Banken IBEC und IIB, RIW/AWD 1979, S. 4,
5. 10-12); Art . 11 (2), 13 (1), (3) des I.I. B.-Abkommens.
100 Hierzu allgemein etwa D. W. Bowett , The Law of International Tnsrieutions,
3. Auft. 1975, S. 299-308, S. 325-336 ; 1. Seidl-Hobenoeldem , Das Recht der
Internationalen Or ganisationen einschließlich der Supranationa len Gemeinschaften,
3. Auf]. 1979, S. 34-50.
101 Vgl. die Tabellen in: O.C.D.E., aaO. (Anm. 71). S. 119-136; D. B. Cbriste -
low, National Policies toward Foreign Direct Investment. Ped. Res. Bank of
N . Y. Quart. Rev. Bd. 4 (1979/ 80) No. 4, S. 21- 32.
10! Dazu etwa G. Ragazzi. Thecries of ehe Determinante of Direc t Poreign
Investment. I.M.F. Staff Papers Bd. 20, 1973. S. 471, 5.476-486; ferner G. M. 'Von
Furstenberg, Incentives for Int ernational Currency Diversification by U. S. Finan-
cial Investors, I.M.F. Sta ff Papers Bd. 28, 1981, S. 477, S. 479-480.
zeption von "Wirtsdtaftsverfassung" 103 staa tliche Gr enzen gerade keine
natürliche, unüberwindlidte Sduanket'", ist dem Grundsatz nadt sohin in
allen marktwirtschaftl ich orientierten Staa ten der Wirtsdtaftsverkehr mit
dem Ausland Frei' w, Ein-lBesdtränkungen sind zwar keineswegs ausge-
schlossen, müssen sidt jedoch stets vor den Grundrechten legitimieren lassen.
Damit aber darf jedermann auch interna tionale Investitionen täti gen; die
Rechtsordnung seines H eimat- bzw. Residenzstaates regelt nur die Art und
Weise des konkreten Kapitalexportstw. Der Erkenntnis, daß wirt schaftliche
Absdionung gegenüber anderen Staaten prakt isch nicht realisierbar ist, t ra-
gen moderne Staatsverfassungen auch dadurch Rechnung, daß das Diffe-
renzierungskriterium der Staatsangehörigkeit einiges von seiner rechtlichen
Bedeutung eingebüßt hat l07 und Ausländer weithin über einen völkerreche-
lichen Mindeststandard hinaus mit Einh eimischen gleichgestellt oder wie
diese behandelt werdent'". Auf spezifisch verfassungsrechtlichem Niveau
bleibt ein erhöhter Grundrechtsschutz jedoch gerade auf wirtschaftlichem
Feld den (gebietsfremden) Ausländ ern oftmals weiterhin versdilossen' w
oder doch nur in beschränktem Umfange eröffnetl1O• Imm erhin mögen aber
103 Vgl. nur K. Korinek, Zum Begriff des Wirt schaftsverfassungsrechts, Fs. F.
Korinek, 1972, S. 23-35; P. J. Tettinger, Neu er Str eit um die "Wirt!lchaftsver-
fassung"?, BB 1977, S. 1617-1621.
104 H ierzu aus der Sicht der ökonomen H . G. Johnson, Mercantilism: Pasr,
Present and Future, ] .W.T.L. Bd. 8 (1974), S. 1-16.
105 Zum Freiheitsprinzip siehe etwa § 1 I des deutschen Auß enwirt schaftsge-
setzes vom 18. April 1961 (BGBI. I, S. 481); § 1 des österr eichischen Auß enhan-
delsgesetzes (öBGBI. Nr. 314/1968); Art. 1 des französischen Gesetzes N o. 66-
1008 (J.O.R.F. 29. Dezember 1966); Art. 1 des japanischen Foreign Exchange
and Foreign Trade Cont rol Law i.d.F. des Gesetzes N o. 65 vom 18. Dezember
1979.
106 Zur deutschen Rechtslage vgl. Schutz, aaO. (Anm . 26), S. 15-16, S. 257-
258.
107 Vgl. etwa die Auslegung des Merkmals "Hei mat und H erkunft" in Art . 3
Irr GG bei (T. Maunzl ) G. Dürig (IR. He rzogIR . Schotz ), Gr undgesetz-Kommen-
tar, 4. Aufl. 1974 ff ., Art. 3 III/80-81, und bei I . von Münw (IM. Gubelt),
Grundgesetz-Kommentar , Bd. 1, 2. Auf!. 1981, Ar t. 3/92-93 ; siehe ferner Ar t. 7
EWGV und dazu v on der Groebenlvon Boeckh/Thiesing (I. R . Wägenbaur) aaO.,
I (Anm. 70), S. 109, S. 112-113.
108 In Gestalt der Inländergleichbehandlun g allein erweist sich eine Parallel ität
jedoch als zweischneidige Waffe , sofern sie nicht durch materielle Gewährleistungen
ergänzt wird (siehe Broumlie, aaO. (Anm. 33), S. 523-524).
109 Zur Stellung ausländischer jur istischer Personen siehe bereits oben, Anm. 70;
vgl. ferner BVerfG vom 1. März 1967 (E 21, S. 207, S. 208-209), und nunmehr
C. Degenhart, Grundrechtsschutz ausländi scher juristischer Personen bei wir tschaft-
licher Betäti gung im Inl and, EuGRZ Bd. 8 (1981), S. 161-168.
110 So ist etwa das Grundrecht der Berufsfreiheit aus Art. 12 GG ein Staat s-
bürger -, kein Menschenrecht (daz u K. Doebring, Die staa tsrechtliche Stellung
der Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland, VVdStRL 32 (1974), S. 7,
S. 29-30; [s l sensee, ebd., S. 49, S. 83-84) ; eine verfas sungskräftige Gewähr-
heutzutage mehrere universelleu ! wie auch regionale Menschenrechtsüberein-
kommen einige Lücken schließen können, wenn und soweit sie über eine
bloße Bindung der Mitg liedsstaaten hinaus Individualrechte schaffen oder
zumindest verstärken bzw. konkrerisieren-w.
g) Wenngleich nun ein privates Unternehmen ökonomische Akitivitäten
mit dem und im Ausland grundsätz lich nach dem Vnrbild des individuellen
Wirtschaftstreibenden aufnehmen darf, so macht es doch einen nicht geringen
Unterschied, ob eine natürliche oder aber eine juristische Person privaten
Rechts internationale Investitionen tätigt, wie dies heute die Regel ist.
Zwar haben die "Bedürfnisse des Weltverkehrs" wohl allerorts dazu ge-
führt, "die Rechts-, Partei- und Prozeßfähigkeit . . . auswärtiger H andels-
gesellschaften auch im Inland anzuerkennen, soweit sie nicht ... gegen die
guten Sitt en oder gegen den Zweck eines (deutschen) Gesetzes verstoßen" . 114
leisturig beruflicher Betätigung mag Ausländern aber aus Art. 2 I GG zukommen
können (ablehnend freilich (Maunz/DürigIHerzogl ) Scholz, aaO. (Anm. 107),
Art. 12/96). Auch andere europäische Verfassungen billigen Berufsfreiheit nur
den eigenen Staat sangehörigen zu (Art. 11 (4) der luxemburgischen von 1868;
§ 6 (2) der finnischen von 1919 ; Art. 4, 35 der italieni schen vo n 1947), während
die spanische Kon stitution vo n 1978 (Art. 13 (1), 35 (1)), die dänische von 1953
(§ 74) und die schwedische von 1975 (Kap. 2, § 20) grundsätzlichen Gleich-Rang
vorsehen.
111 N eben der nur moralisch verpflichtenden All gemeinen Men schenrechtserklä-
rung der U.N.-Generalversammlung vom 10. Dezember 1948 (Res . 217 (111); vgl.
Broumlie, aaO. (Anm . 33), S. 570-571; Verdros slSimma, aaO. (Anm.39), S.599-
600) sind hier die beiden 1976 in K raft getretenen In ternationalen übereinkommen
über bärgerliehe und pol it ische Rechte zum einen , über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte andererseits zu nennen (U.N . G.A. Res. 2200 (XXI)), ferner
das Intern ationale ü bereinkommen zur Beseit igung all er Formen von Rassendiskri-
minierun g vom 7. Mär z 1966 (U.N.T.S. 660 (1969), S. 195).
112 (Europä ische) Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten vom 4. N ov. 1950 (U .N .T .S. 213 (1955) S. 222), insb. Art. 11, 14; American
Convent ion on Human Rights, 22. N ovember 1969 (I.L.M. Bd. 9 (1970), S. 99-
122, S. 673-696), Art. 21, 26; Banju l Charter on Human and Peop les' Rights,
Juni 1981 (I.L.M. Bd. 21 (1982), S. 59-68), Art. 3, 11, 12, 14, 15.
113 Speziell zum Recht auf Eigentum R. B. Lillich, Duties of States Rega rding
the Civil Rights of Aliens, Rec. des. Cours Bd. 161 (1978-111), S. 329, S. 406-
408 sowie W. Peuk ert, Der Schutz des Eigentums nach Art. 1 des Er sten Zusatz-
protokolls zur Europä ischen Menschenrechtskonvention, EuGRZ Bd. 8 (1981),
S. 97-114, und Degenhart, ebd., S. 165-168. Praktische Bedeutung dürften aller-
din gs auch, ja eher bilaterale Verträge erlangen können (vgl. etwa W. Wengier,
Die Mitbestimmung und das Völkerrecht, 1975, S. 25-34).
114 So da s Reichgericht schon am 16. Dezembe r 1913 (RGZ 83, S. 367, S. 368-
369); jüngst wieder bekräftigt durch BGHZ 76, 387, 385 (vom 28. Februar 1980);
s. a. O. Paland t (t A, Heldridr}, BGB-Kommentar, 41. Aufl. 1982, EGBGB nach
Art. 1014, 5.
Nach welchem Recht aber eine ausländische juri stische Person errichte t
werd en muß, damit sie im Inl and als Rechtssubjekt akzeptiert wirdue, läßt
sich hingegen wohl nur hinreichend diff erenziert beantworten, wenn vom
eigentlichen Gründungsstatut einer Gesellschaft .die norm ative Gestaltung
der Innenbeziehungen zwischen Anteilseignern und Unternehmensleitun g
wie die der Außenbeziehungen der Organisat ion zu anderen Wirt schafts-
objekten geschieden werd enus zumal eine Rechtsvereinheitlichung selbst im
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften vorerst nicht zu erwarten ist l 17•
Die Zulassung eines nach ausländischem Recht gegründeten Unternehmens
zum Geschäftsbetrieb im Inland ist wohl zumindest in den westlichen Indu-
str iestaaten nirgends mehr generell ausgeschlossentw, sondern bemißt sich
nach der Einhaltung bestimmter, kaum wirklich lästiger Voraussetzun gen,
die vorab die Gesellschaftsgläubiger schützen sollen-w: das Regelungs-
interesse eines Staates setzt dabei nicht schon bei sporadischen Geschäftsbe-
ziehungen, sondern erst bei aktiver Teilnahme am inländischen Wirtschafts-
leben ein, wobei der kritische Punkt gerade beim Eingehen einer Beteili-
gung an einer lokalen Kapital-Gesellschaft erreicht sc:heintI 20•
U5 Rechtsfähigkeit und sonstige Inn enbeziehungen einer Gesellschaft werden
nicht stets nach demselben Recht beurteilt (siehe O. Sandrock, Die Multinationalen
Korporationen im Internat ionalen Privatrecht, BerGesVR 18 (1978), S. 169, S. 200-
202), was es zweckmäßig erscheinen läßt , ein eigenes Anerkennungskonzept beizu-
behalten (vgl. auch B. Grossield , Praxis des Intern ationalen Pr ivat- und Win-
schafrsrechrs, 1975, S. 51-56; anderer Ansicht aber etwa P. Bebrens. Der Aner-
kennungsbegriff des Internationalen Gesellschaftsrechts, ZGR 7 (1978), S. 499,
S. 505-514).
111 H ierzu näher G. Grasmann, System des interna tionalen Gesellscbafnredus,
1970, S. 350 ff., S. 489 H. ; sv a. Grossjeld, aa0 . (vo rige Anm.), S. 50-60;
Sandrode, BerGesVR 1978, S. 241-243.
117 Noch nicht in Kr aft getreten ist das Übereink ommen vom 29. Februar 1968
über die gegenseitige Anerkennun g von Gesellschaften und juristischen Personen
(BGBL 1972 II , S. 371). Vgl. auch P. Wi esner. Zum Stand des Europäischen Ge-
sellschaftsredits, RIW/AWD 1978, S. 1-8.
118 Siehe zur Novel lierung der §§ 12, 12 a GewO (BGBL 1965 T, 849) H.-M.
j epsen, Die Genehmigung des Gewerbebetriebes ausländischer juristischer Personen
in der Bundesrepublik Deutschland, RIW/AWD 1966, S. 21-29; L. Müll er, Die
gewerbliche Betätigung von Ausländern unter Ber ücksichtigung zwischenstaa tlicher
Vertr äge, GewArch Bd. 13 (1967), S. 1-6; ferner H. Torggler, Die Zulassung
ausJändischer Akt iengesellschaft en gern. § 254 AktG. 1965, 0 JZ Bd. 23 (1968),
S. 29-38; ] . Revaclier, Obstacles a I'implantation d'entreprises etr angeces en
Suisse, Dr. prat. comm. int. Bd. 2 (1976), S. 89 (-99); H ,-], St~ineTID. F. Vagts,
Transnational Legal Problems, 2. Auf}. 1976, S. 72- 73 : TsObtandt , Rechtsformen .
geschäftlicher Betätigung in Japan, RIW/ AWD 1982, S. 328, S. 329.
11' SteinerlVagts, aaO. (vorige Anm.), S. 72: zweifelnd [epsen, RIW/AWD
1966, S. 22.
uo Vgl. zur deutschen Rechtslage bei Personen-Gesellschaft en [epsen, RIW!
AWD 1966,24-25 ; Müller. GewArch 1967, S. 5; zu schwedischen Besonderheiten.
die letztl ich daraus rühren, daß -Ausländern der Erwerb von Immobilien grund-
Die Liberalität solcher Zulassungsbestimmungen wird durch Klauseln in
völkerrechtlichen Freundsdtafrs-, Handels- und Schiffahrts-1!1 oder in be-
sonderen Niederlassungsvertragenue auch auf die Abkommenspartner aus-
gedehnt, deren autonome Vorschriften oftmals erheblich restriktiver aus-
gestaltet sind: Eine etwa vor Geschäftsaufnahme und/oder Gründung er-
forderliche Registereintragung erfolgt nicht mehr oder weniger automatisch,
sondern diesem Akt ist konstitutive Bedeutung beigelegroe. Die Zulassung
ausländischer Unternehmen vermag oft auch nur durch die Wahl einzelner
bestimmter inlandisdrer Gesellschafts-Rechtsformen zu erlangen seini!',
und eine Erlaubnis ergeht lediglich befristet und mit Bedingungen oder
Auflagen verbunden.
h) All die herkömmlichen staatlichen Instrumente für eine Regelung und
Kontrolle des Zutritts fremder natürlicher und juristischer Privatpersonen,
die sich im Inland wirtschaftlich betätigen wollen, konnten allerdings seit
dem recht pl ötzlichen Erscheinen einer Vielzahl transnationaler Unterneh-
men125 ihren Zweck kaum länger erfüllen. Insbesondere Entwicklungsländer
sätzlich verboten ist (Gesetz Nr. 156 v. 1916) siehe S. [aroin, Ausländische Inve-
stitionen in Schweden, RIW/AWD 1982, S. 88. S. 89.
121 Vgl. die Bezugnahme in §§ 12 I 2 (und 12 a) GewO (Beispiele bei [epsen,
RIW!AWD 1966, S. 29; Müller, GewArch 1967, S. 2-5); ferner H. Walker,
Modern Treaties of Priendship, Commerce and Navigation, Minn. L. Rev. Bd. 42
(1957158), S. 805-824; R . R . Wilson. United Stares Commercial Trearies and
International Lew, 1960, S. 1-94; Fride, aaO. (Anm. 41), S. 108-109, S. 121-
129.
122 Im Rahmen des Europarars entstanden etwa das Europäische Niederlassungs-
abkommen vom 13. Dezember 1955 (U.N.T.S. 529 (1965), S. 141) und die Euro-
pean Convention on Establishment of Companies vom 20. Januar 1967 (European
Treaty Series No. 57; LL.M. Bd. 6 (1967). S. 30-39); vgl. auch den Niederlas-
sungs -und Schiffahrtsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
Frankreim vnm 27.0kt. 1956 (BGBI. 1957 II, S. 1662), Arr. I-XII.
123 Vgl. etwa Art. 2, 10 des saudi-arabischen Dekrets No. 35, 25. Febr. 1964
(I.L.M. Bd. 3 (1964), S. 561-563); dazu A. Abrahams. Doing Business in Saudi
Arabia, Dr. prat. comm. im. Bd. 3 (1977), S. 579, S. 593; ferner H. LesserlL. G. R.
Spoliansley, Doing Business in the Sultanate of Oman, Dr . prat. comm. im. Bd. 2
(1976), S. 561. S. 563-564, im Hinblick auf durchaus westlich orientierte Gemein-
wesen. Dazu auch M. Botbe, Die Behandlung ausländischer Investitionen in Latein-
amerika, ZaöRV Bd. 28 (1968), S. 731, S. 745-746.
12,( Dies gilt für alle sozialistischen Staaten (vgl. etwa Art. 1 (2) der Verordnung
Nr.7 des ungarischen Finanzministers über Wirtschaftsvereinigungen mit auslän-
diseher Beteiligung, 6. Mai 1977 (I.L.M. Bd. 17 (1978), S. 1451-1455)); siehe
. ferner ].-C. PothierlW. Tillmans, Ausgewählte steuerliche und rechtliche Aspekte
deutscher Investitionen im frankophonen Schwarzafrika, RIW/AWD 1979, S. 614,
5.620-621.
125 Zur Begriffsbildung im Hinblick auf inrer-, multi- oder transnationale Or-
ganismen noch immer aufschlußreich P. Kahn. International Companies, j.W.T.L.
Bd. 3 (1969), S. 498, S. 500-502; B. Goldman, Les entreprises multinationales,
Anm. de l'I.D.I. 57 I (1977), S. 266, S. 280 mit Anm. 22.
griffen daher vermehrt auf die zunächst im Feindhandelsrecht des I. Welt-
kriegs entwickelte Konrrollrheorietw zurück, um die wahre H erkunft
fin anzieller und/oder sächlicher Mittel ausforschen und damit alle Arten
und Grad e der Auslandsverflednung von Unternehmen beaufsichti gen zu
könnenwt. Aber auch das Arsenal der marktwinschaftlich orientierten In-
dustri estaaten zur Abwehr mißlicher Einwirkungen auf das Gedeihen der
eigenen Volkswirtschaft unt erscheidet sich in der Gegenwart zwa r von Land
zu Land vornehmlich in Hinsicht auf Intensität und Schärfe zulässiger
staatl icher (Re-) Aktionen, kaum aber im Bestand (potentiell) umfassender,
allen internationalen Kap italverkehr einbeziehender Reglementierungsbe-
Iugnisseue, wenngleidr hiervon meist nur in Notfäll en Gebrauch gemacht
wird'w, und richtet sich auch gegen die transnationalen Korporationen mit
ausländischer Zentrale bzw, ihre gebietsansässigen Filial-Gesellschaften .
Nun agieren die Konzern-Mütter als internationale Investoren grund-
sätz lidt ebenfalls im Rahmen der durch ihre Personifizierung von Heimat-
staatsrechts wegen eröffneten Betätigungsräume. Weil sich ihre unternehme-
rischen Planungen und Planvollzüge, die nach Konzerninnenrecht alle in
Sache der Zentrale sind'w, nicht mehr in die Ebene nationalstaatlichen
Rechts einstellen lassen - könn en doch die Staat en die ökonomischen Ge-
gebenheiten grenzüberschreitend verbundener Gruppierungen mit einhe it-
licher Leitung und Strat egie nicht anerkennen. ohne ihre ausschließliche
Kompetenz zur Bestimmung von Rechtssubjektivität aufzugeben - . bildet
121 VgI. M. Domke, Trading with ehe Enemy in WorId ~r II, 1943, S. 126-
144; U. K. H ouse of Lords {Dairnl er Company, Ltd. v. Co ntinenta l Tyre and
Rubber Company (Greae Britai n), Ltd.}, (1916) 2 A. C. 307 = Brit. Int. Law Cases
4,1 966, S. 711- 737.
1!7 Siehe etwa Art. 1 des brasilianischen Gesetz es 4. 131, 27. Sept. 1962 (I.L.M.
Bd. 2 (1963), S. 306-319) ; Art. 2 des ägyptischen Gesetzes Nr. 43/1974 (oben,
Anm.24).
128 Nach § 23 III AWG sind auch hierzulande Besdtränkungen (S 2 I) von
Kapital. und Geldanlagen Gebietsfremder zulä ssig, ..um einer Beeinträchtigung
der Kaufkraft der DM entgegenzuwirken oder das Gle ichgewicht der Zahlungs-
bilanz sicherzustellen" . Die Bundesregierung machte hiervon erst- und einmalig
durch Rechtsverordnung am 2. Februar 1973 (BGBt. I, S. 49) Gebrauch, die jedoch
bereits am 12. September 1974 wieder aufgehoben wurde {BGBI. I, 2324}; dazu
l -[ahn, Beschränkungen ausländi scher D irektinvestitionen in der Bund esrepublik
nadi dem Außenwirtschaftsgesetz , BB 1974, S. 18-21.
l ! fl VgI. etwa zu den U.S.-Maßn ahmen an läßl ich der Teheraner Geisela ffäre
die auf Grund des International Emergency Economic Pcwers Act oI 1977 (50
U.S.C. A. §§ 1701 ee seq.) ergangene Executive O rd er 12170 vom 14. November
1979 ..Blocking Iraniart Government Prope rt y" (Fed. Reg, 44 (1979), S. 65729} und
die ..Iranian Assets Control Regulations" (31 C.F.R. Pa rt 535).
130 Siehe nur Rigaux aaO. (Anm. 20), S. 318; CarT~aulFloTyl]uilla,d. aaO.
(Anm. 16), S. 45-46; eingehend L. Lelesell, H ead quarter-Subsidiary Rela tionships
in Multinational Corporations (1981), S. 31- 282.
für sie ein sta atsverfassungsrechtl ich verbürgt es Recht zu transnationalem
In vestieren weniger eine Freiheitsgewährleistung als vielmehr eine Schranke
für die not wendig gebietsbezogene Durchführung der Konzernpolitik.
Andererseits sind andere Staaten aber auch nur mittels intensiver inter-
gouvernementa ler Kooperation überhaupt in der La ge, die weltweite Ope-
rat ionssphäre derartiger Untern ehm en zur Gänze regeln d abzudecken211,
die Konzeption einer ..Societas Europea"2n oder gar von ..Cosmocorp"U!
versucht diese Erk enntnis in die Rechtsw irklichkeit um zusetzen.
i) Allen priva trechelieh organisierten Wi rts chaftsunternehmungen liegt
die Aufspaltung des Eigentu msinsti tuts als eines dinglichen Vollrechts zu-
grunde: Wä hrend die einzelnen Anteilseigner einer Gesellschaft vornehmlich
Kapital beibringen, ohne damit zugleich einen wesentlichen Einfluß auf die
Will ensbildung und -berärigung in deren Leitungsgremien zu erlangentw,
bilden das eigentliche unternehmeri sche Aktionszentrum Personen, deren
geserzlidi e und sratuto rische Aufgaben bzw. Befugnisse von dem Innehaben
von "E igentums"-R echten gän zlich get rennt sind135• Trotz Vereinigungs-
freiheit und prinzipieller Grundrechtsfähigkeit jur istischer Personenr" ge-
nießt diese Gestaltung wirtsdraftlidter Aktivitäten nicht allenthalben ver-
fassungskr äftige Absidierung, steht dem doch das öffentliche Interesse an
einer rechtlichen Bindung jedweder, auch der privaten Machtzusammen-
ballung als einer möglichen Bedrohung für die Grundrechte Dritter enr-
gegenwt. Auch ohne Bekräft igun g in der (Wirtschafts~) Verfassung ist jeden-
falls für die internationalen Investitionen vorab der Aktionsradius bedeut-
sam, den nationales Gesellsdiaftsredn für die Organwalter in den Leitungs-
131 Vgl. etwa L. Kopelmanas, L"application du droh national aux societes
multinationales, Rec. des Cours Bd. 150 (1976- 11) S. 295, S. 327- 332; A. A.
A ramburu Menchaca, Multinat ional Firms and the Process of Regional Economic
Int egration, ebd ., 337, 447-460 ; GrewlirJ" aa0 . (Anm. 31), S. 103-125.
232 Siehe dazu die Beilagen zum E. G.-Bulletin 8!1970 und 4/1975; F. A . Mann,
11>e European Compa ny, r.c, L.Q. Bd. 19 (1970), S. 468-482 ; T. Wälde, Die
..Europäische Aktiengesellschaft" und multinationale Unternehmen, RIW!AWD
1974, S. 82-87; Grossjeld, aa0 . (Anm . 115), S. 221-226; ReirJ" aa0. (Anm. 64),
5.400-402.
111 Zu dieser Idee G. Balls (Cosmocorp: The Importance of Being Stateless,
Co lum. J. World Bus. Bd. 2 (1967), S. 25) s. etwa CarreaulFlarylJ uillard , aa0 .
(Anm. 16), S. 66; Grassfeld, aa0 . (Anm. 115), S. 233.
1140 Siehe nur Reich, aaO. (Anm. 64), S. 298-299; H .-I. Mertens/C. Kirchner!
E. Schanze, Wirtscnaftsrecht, 1978, S. 106-1 09; C. On, Redrt und Realität der
Untem ehmenskcrporation, 1977, S. 133-145.
\ 115 Wiewohl Vorstandsmitgliedern mancherort s und eher symbolisch das Halten
von Aktien des eigenen Unternehmens angesonnen wird (vgl. Olt aaO. (vorige
Anm.), S. 166).
236 Vgl. Art. 19 111 GG; Amendmenr XIV (1) der U.S.-Verfassung.
137 VgI. bereits K. Ballerstedt, Unternehmen und Wirtschaftsverf.lssung, JZ
1951, S. 486-493; o«, aa0 . (Anm. 134), S. 215-225.
gremien eröffnet hat; einzelne Aktionäre können Gesta ltungsrechte höch-
stens nachträglich geltend madien'w, und die Beschäftigten wirken allenfalls
in vorb estimmten Bahnen und ohne echte Entscheidungsbefugnisse in Teil-
bereichen der Unternehmenspolitik mit U 8•
4. Rechtsquellen und -geqcalrungen bei den Regelungen für int ernationale
Investitionen
a) Auf international-rechtl icher Ebene hat sich bereits seit dem hohen
Mittelalter in zweiseitigen Freundschafts-, Handels- und/oder Schiffahrts-
verträgen140 mit immer wieder ähnlichen fremd enrechtlichen Gewährleistun-
gen eine recht solide Staatenpraxis verfestigt, die den auf fremd staatlichem
Territorium sich aufhaltenden und wirkenden Ausländer nicht mehr recht-
los ließ, sondern ihm ein Mindestmaß an Rechtsausübung sicherte und ge-
währleistetel 41• Im Geflecht der Beziehungen zwischen den marktwirtsdtafr-
lich orientierten, westlichen Industriestaaten werden sohin heute durchaus
völkergewohnheitsrechtlich verbindliche Vor-Bedingungen für die Ausge-
staltung einzelstaatlicher Kompetenzfülle gelten, die zwar stets noch völ-
kervertraglich konkretisiert werden , deren grundlegende Bestandteile je-
doch feststehen und ledi glich neu deklariert werden'w. Ober den atlantischen
Raum hinaus läßt sich allerd ings ein nonnativ verbürgter Mindeststandard
kaum noch zwingend nadrweisen, vielmehr ist - nicht zuletzt im Gewand
der Forderungen nach einer ,.Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung- -
die Calvo-Dokrrintw auch auf zwischenstaatlichem Niveau hoffähig ge-
worden 1oU, weist zudem die gebotene Abwägung zwischen territorialer 50u-
138 Vgl. Du, aaO . (Anm. 134), S. 145-153; s. a. D. Suhr, Das Mitbestim-
mungsgesetz als Verwirklichun g verfa ssungs- und privatrechtlicher Freiheit, NJW
1978, S. 2361, S. 2365 ; (MaunzlD ürig/H erzag/ ) Schatz , aaO. (Anm. 107), Art . 9/70.
139 Hierzu F. MorgensternlB. Knapp, Multinational Enterprises and the Extra-
terr itorial Application of Labor Law, I.c.L.Q Bd. 27 (1978), S. 769-793 ; R. Birle,
Die Multinationalen Korporationen im int ernationalen Arbeitsrecht. BerGesVR 18
(1978), S. 263, S. 346-358.
HO Siehe bereits oben. bei Anm. 70, 121; ferner G. Erier, Grundprobleme des
Internat ionalen Wirt schaftsrechts, 1956. S. 58-60; G. Sdnoarzenberger, The Pr in-
ciples and Standards of International Economic Law, Rec. des Cours Bd. 117
(1966- 1), S. I, S. 18-26.
141 Dazu VeithlBöckstiegel, aaO. (Anm. 12), S. 27-35.
141 Hierauf hebt allerdings ab H . Coin g, Zur Nationalisierung in Frankreich,
WM 1982, S. 378, S. 381 mit Anm. 20 b.
143 Vgl. allgemein D. Sbea, The Calvo Clause, 1955 ; K. Krakau, Lateinameri-
kanische Doktri nen zur Realisierung staa tlicher Una bhängigkeit und Int egrität ,
VRü Bd. 8 (1975), S. 117-144 ; Steinerl Ya gts, aaO. (Anm. 118). S. 522-530.
1441 Siehe z. B. ] . Cbappee, La regle de l'epulsemene des voies de recours internes,
1972, S. 81-83 ; A . A . Caneado Trindade, Ori gin and Hi stor ical Development of
veränität und Personalhoheit von Gast- bzw. H eimatstaaten auf das Prin-
zip der Inl änder-Gleichbehandlung und erscheinen lediglich Verbote von
Diskriminierungen, rechtswidrigen Ungleicbbehandlungenw von Auslän-
dern als völkerrechtliche Schranke staatlicher Rechtsetzungsmacht. In soweit
nun völkergewohnheitsrechtliche N ormen für die Ausgestaltung grenz-
überschreitender Individualbeziehungen bedeutsam geworden und geblie-
ben sind, so ist für den Außenwirtschaftsverkehr nach. wie vor das Fehlen
einer nicht-vertraglichen Verpflichtung eines jeden Staates höchst maß geb-
lich, den Angehörigen anderer Gemeinwesen die dauernde Niederlassung
(Einwanderung) oder auch nur die (vorübergehend bleibende) Ein- bzw.
Durchreise zu gestatten146 ; and ererseits steht auch nichts einer Gewährung
der Aufenthaltsnahme im Inland entgegen. Was die Rechtsstellung von
natürlichen und juristischen Personen außerhalb ihres Heimatstaates anbe-
langt, bestreitet heutzut age wohl niemand, daß auch Fremden von Völker-
rechts wegen bestimmte einzelne Garantien personaler Art zustehen, vor-
nehmlich der physischen Integrität, aber auch in bezug auf innerstaatl ichen
Gerichtszugangtw. Inhaltl ich gegensäczlidi stellt sich allerdings die Proble-
matik eines völkergewohnheitsrechtl ichen Schutzes für pr iva tes Eigentum
(an Produkt ionsmitteln) dar ; ein weltweiter Konsens reicht kaum weiter,
als daß hoheitliche Xnderungen der bestehenden Eigentumsordnung, d. h.
Verschiebungen zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sekt or einer
Volkswirtschaft, zunächst keinen generellen völkerrechtlichen Einwänden
begegnen, andererseits aber eine Entschädigung dem Grunde nach durch das
Recht des expropriierenden Sta ates in bezug auf Ausländer nicht völlig
ausgeschlossen werden darf, ohne daß dieser sich völkerrechtswidrig ver-
hielte148•
the Rule of Exhaustion of Local Remedies in Internat ional Law, R.B.D.I . Bd. 12
(1976), S. 499, S. 521 - 522; ferner Li llich, Rec. des Cours 1978-I1I, S. 360-372,
zu den U. N.-Generalversammlungsresolutionen 3171 (XXVIII) und 3281 (XXIX).
145 Vgl. etwa Fried mann, aaO. (Anm . 14), S. 271; Bro wnlie, aeO. (Anm. 33),
S.597.
146 S. nur Lillich, Rec. des Cours 1978-III, S. 339; Brownlie, aaO. (Anm . 33),
5. 519 Anm. 2, sowie bereits G. Dahm, Völk errecht 1,1958, S. 499-501.
147 Hierzu Steiner/Vagts, aaO . (Anm. 118), S. 405-407; A . Akinsanya, Perma-
nent Scvereignty over Natural Resourees and the Future of Pri vate Foreign
In vestment in the Third World , Ind. ].I.L. Bd. 18 (1978), S. 175, 5. 181- 182.
Auch in Werken sozialistischer Autor en (s. nur H. Kr öger u. a., Völkerrecht 1,
2. Aufl. 1981, S. 224-225) wird dies zunehmend anerkannt .
148 So dürfte wohl auch Kap. 2, Art. 2 (2) (c) der Cha rta der wirtschaftli chen
Rechte und Pflichten der Staaten (oben, Anm. 45) zu verstehen sein, ohne daß
dem Wortla ut der Vorschrif t Gewalt angetan würde (ebenso ] . Castoneda, La
Cha rte des Droits er Devoirs Economiques des Etats , A.F.D .I. Bd. 20 (1974),
S. 31, S. 50-51; M. Sorn arajah , Compensatio n for Expropriation : The Emergence
oE New Standards, ].W.T.L. Bd. 13 (1979), S. 108, S. 129; zweifelnd aber B. H.
b) International-rechtliche Verträge bilden auch in der Gegenwart einen
höchst bedeutsamen Bestandte il des Rechts für grenzüberschreitende Inve-
stit ionen, sei es als privatrechtl iches Basisinstrument Internationaler Organi-
sationen mit wirtschafelieh-finan ziellem Zuschnitt, sei es als Mittel der
Konkretisierung von Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse oder
aber der Beilegung von zwischensta atlichen Konflikten in bezug auf wirr-
schaftliehe Sachverhalt e. Zwar existiert derzeit kein Allgemeines Investi-
tionsabkommen nach dem Vorbild des G.A.T.T.u i, und die Aussichten für
sein Zustand ekommen sind eher trübe; trotZ des Scheitern s des Projekts
einer International Trade Organizati on150 behält deren vorab verwirk-
lichter Teil freilich auch Bedeutung für die Gestaltu ng von In vestitionen im
Ausland, soweit hierdurch H andel sverzerrungen hervorgerufen würdenl l1•
Seit 1965 gilt jedoch die unter den Auspizien der Weltbank erarbeitete
Convention on ehe Sett lement of Investment Disputes berween States and
Nationals of Orh er Statestu . Wenngleich sich dieses übereinkommen auf
verfahrensrechtliche Normierungen beschränkt, die überdies ihrer Natur
nach optional sind15l , so mag doch auf längere Sicht bereits die bloße Exi-
stenz dieser Einr ichtung eine gewisse Einebnun g der gegensätz lichen Posi-
tionen von kapitales- und -importierenden Staaten herbeiführen könnenU 4 •
Bislang jedenfalls sind nur wenige Streitfälle vor das Internat ional Center
gebracht oder gar durch diese Instanz entschieden wordenws. Dagegen sind
Weston. The Charter of Eeonomie Rights and Duries of Stares and the Depr i-
vation of Foreign-Ow ned We.lth, A.J.I.L. Bd. 75 (1981), S. 437, S. 449-450).
,.. U.N.T.S. 55 (1949), S. 194.
150 Vgl. etwa W . Emmerids, Die Welthandelsdtarta (Charta von H abana für
eine internationale Hand elsorganisation), ]b. int. aus]. öff tt. R. Bd. 2 (1948/49).
S. 690-735 ; C. Wi /cox, A Charter for World Trade, 1949, S. 227-327 (Text der
H avanna Char ter) ; zur Ieeaelich negativen Haltung der U.S.A. s. Brcum, Jr.•
aa0 . (Anm. 9), S. 362-375.
JU S. näher l - H. ]ackson, World Trade and the Law of GATT, 1969, S.367-
368, S. 600-601. Derzeit untersucht ein ..Panel" des G.A.T.T., ob der kanadische
Foreign Investment Review Aet of 1973 (oben, Anm. 30) gegen das ü bereinkom-
men, insbesondere den Art. II I, verstößt (GATI Focus N o. 13 (1982) 2).
'" U.N .T.S.575 (1966), S. 159; I.L.M. Bd. 4 (1965), S. 532-544.
1$3 Vgl. den letzten Absatz der Konventions-Präambel und da zu etwa G.
Schwarzenberger, Foreign In vestments and International Law, 1969, S. 142;
A. Broches, The Convention on the Settlement of In vestment Disputes between
Stares and Nationals of other Stetes, Rec. des Cours Bd. 136 (1972- II ),
S. 331, S. 352-355; J. K. Ryans, ]rJ]. C. Bateer, The Internati onal Centre for
Settlement of Investment Disputes (ICSID), }.W.T.L. Bd. 10 (1976), S. 65, S. 67.
154. Im Okt ober 1981 gab es bereits 80 Vert ragsparteien . vier weitere Staaten
haben die Konvention unterzeichnet, darunter Paraguay und Costa Riea (s.
(ICSID) Administrative Couneil, 1981 Annual Meeting, Annex I (Doe. AC/8 1/4) 1).
111 Zum ersten Spruch siehe J. T . Schmidt. Arbitr at ion Und er ehe Auspiees of
the International Centre for Settlement of Investment Disput es (ICS ID): Impli-
cations of the Decision on ] urisdietion in Alcoa Minerals j amaica, Inc. v, Govern-
regionale, multilaterale Vereinbarungen im Hinblick auf internationale
Investitionen über alle Kontinente hinweg anzutreffen, wobei an derartigen
Abmachungen regelmäßig nur diejenigen Staaten partizipieren, die sowohl
politisch-ideologische als auch wirtschaftliche Affinitäten zueinander auf-
weisen. Die Gemeinsamkeiten solcher Regelungen sind allerdings wenig
mehr als formaler Art, was nicht zuletzt auf erhebliche Unterschiede im
sozioökonomischen Entwicklungsstand der jeweiligen Vertragsparteien zu-
rückzuführen sein dürftet5 6• In Ansatz und wesentlichen Differenzierungs-
merkmalen beispielhaft für eine Ordnung des grenzüberschreitenden Kapi-
tal verkehrs stellt sich dabei wohl das Europäische Gemeinschaftsrecht darwt.
Wesentlich an diesem Integrationssystem ist einmal das Gebot einer all-
mählichen Liberalisierung der Kapitalbewegungen im Verhältnis der Mit-
gliedstaaten unrereinandert'", des weiteren aber unterscheidet das Europa-
recht zwischen regionalem und außerregionalem, Drittlands-Kapital: Wäh-
rend ersteres in den vollen Genuß der Verkehrsfreiheit gelangt, ist in bezug
auf Investitionen aus wie in dritten Staaten lediglich eine schrittweise Ko-
ordination der mitgliedstaatliehen Devisenpolitiken vorgesehen. Praktiziert
wurde diese Differenzierung bislang freilich selten"'. Auch das E.W.G.-
Niederlassungsrecht bildet einen Eckpfeiler investitionsrelevanter Regelun-
gen, vorab in der Gewährleistung von Inländergleichbehandlung für An-
gehörige der anderen Mitgliedstaaten, was die finanzielle oder durch Sach-
leistungen erworbene Beteiligung am Kapital von gewinnorientierten ge-
ment of ]amaica, Harv. I.L.]. Bd. 17 (1976), S. 90-109; ferner etw a Carreau l
Floryt fuillard, aaO. (Anm. 16), S. 594; O. GlossnerlM, Bartels, Internationale
Bergbauvorhaben und Vert ragspraxis für die Beilegung von Streitigkeiten, RIW!
AWD 1982, S. 555, S. 556. Zwei Sprüche sind nunmehr publi ziert in I.L.M. Bd. 21
(1982), S. 726-739, S. 740-766.
156 VgI. E. U. Petersmann, Wirtsmaftsintegrationsredn und Investitionsgesetz-
gebung der Entwicklungsländer, 1974, S. 238-244; Carreasd Horyi juillard, aaO.
(Anm . 16), S. 468-469.
157 Siehe insbesondere Titel III, Kap. 4 (Art. 67-73) EWGV. Allerdings paßt
der Begriff der "Investition" nicht ohne weiteres in das gemeinschaftsrechtl iche
Schema von punktuellen Garantien wirtschaftlicher Grundfreiheiten (siehe (von
der Groebenl} von Boeckh (IThiesing), 000., I (Anm. 70), S. 76).
158 Siehe im einzelnen von der Groebenlvon BoeckhlThiesing (IP. Wa schk),
aaO. , I (Anm. 70), S. 540-546; C. De Vallois, Free movement of capital wirhin
the European Communiry, Dr. prar. comm. inr. Bd. 2 (1976), S. 139-149; M.
Seidel, Freier Kapitalverkehr und Währungspolitik, Ps. H. Kutscher, 1981, S.
397-414.
159 Vgl. Art. 67 (1) mit Art. 70 (1) EWGV. Erstmals mit berührt wurde der in
der zuletzt genannten Vorschrift angesprochene Sachverhalt wohl durch die Richt-
linie des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Mär z 1972 (721156/EWG;
ABI. EG L 91, 13), welche allerdings zunächst auf Art. 103 EWGV beruht (vgl.
von der Groebenlvon BoeckhlThiesing (IW aschk) , aaO., I (Anm. 70), S. 556-557).
meinschaft sansässigen Gesellschaften anbelangt-w, Das Zusammenwirken
all dieser Vorschriften führt dazu, daß jede in einem E.G.-Mi tgliedstaat
ansässige natürliche oder juristische Person in allen and eren Länd ern des
Gemeinsamen Marktes investieren kann und dar ft 6t , und dies gilt auch mit
gewissen zeitlichen Einschränkungen für die später beigetretenen Staaten16! .
H ingegen sind Investitionsregimes in andere n, wenngleich oftmals der
E. (W.) G. nachempfund enen Wirtsmaftsintegrationen1u außerha lb Europas
meist weit weniger liberal gestaltet, häufig bleibt in ihren Gründungsver-
trägen auch das Gros der materiellrechtlichen Bestimmungen dem Waren-
verkehr gewidmet und wird Niederl assungs-, Dienstleistungs- und Kapital-
verkehrsfragen nur am Rande Beachtung geschenkrtw. Gleichsam den Ge-
genpol zur E.W.G. bildet das Abkommen von Carta gena über eine Andi-
nisdie Subregionale Integraticntw und der diesem entspringende Ausland s-
kapital-Kodex, der zuerst in der Kommissionsentsdteidung Nr. 24 konkrete
Gestalt annahmtw, in letzter Zeit allerdings zunehmend ausgehöhlt und
durchlöchert wurde-st. Da s Lirna-Statut sinnt nämlich den extraregionalen
Investoren einen allmählichen Rückzug (..divesrment"} aus den von ihnen
1eo Art . 58 (1) EWGV. Vorbehalte zugunsren des Kapitels über den Kapital-
verkeh r in den Vertragsbestimmungen über die Ni ederlassungs-(Art . 52 (2» und
die Dienstleistungsfreiheit (Art. 61 (2» stellen freilich klar, daß die hierfü r er-
ford erlichen Investiti onen nu r den Regeln der Art . 67 H. EWGV unterliegen
(tJon der Groebenloon BoeckhlThiesing (IP. Tr oberg], aaO., I (Anm. 70), S. 461).
111 Komplett iert wird die Freiheit zu grenzüberschreitendem Investieren durch
Art . 221 EWGV; diese Vorschrift findet da nn Anwendung, wenn die Beteil igungs-
übernahme nicht zu einer Standortveränderung führt. sohin keine . N iederlassung"
darstellt (5. 'tJon der Groebenivon BoeckhlThiesing (IT roberg), aaO ., 11 (Anm. 70),
S. 652).
t 6l! Siehe etwa H . ]ouanjean, Les mouvements de capitaux dans le cadre de
l'ad hesion de la Grece :\ la Communaure europeenne, R.M.C. Bd. 243 (1981),
S.14-20.
163 Dazu jetzt P. Behrens, Inregra tionsthecrie, RabelsZ Bd. 45 (1981) , S. 8-50.
t6 4 Vgl. anhand des Vertragsentwurfs über eine Zentralamerikanische Wirt -
schafts- und Sozialgemeinschaft (1976) A. Web er, Neue re Tenden zen im Integra-
tionsrecht Lateinamerikas, V.R.V. Bd. 11 (1978) , S. 89. S. 94.
... Vom 26. Mai 1969 (I.L.M. Bd. 8 (1969), S. 910-939); die Schlußakte über
die Modalitäten des venezolanischen Beitritt s vom 13. Februar 1973 und das
Zusatzprotokoll von Lima vom 30. Oktober 1976 sind abgedruckt bei F. V . Garcia-
Amador, The Andean Legal O rder, 1978, S. 283-311.
I M Vom 31. Dezember 1970 (I.L.M. Bd. 10 (1971), S. 152-172 ; zu der Fassung
zum 30. November 1976 s. oben, Anm. 30). Eine Zusammenstellung der Änderun-
gen findet sich bei G. Foeth, In vestitionen in Latein amerika. 1979. S. 44-49.
167 Siehe bsp. Vargas-Hidalgo. The Cri sis of the Ande an Pacr: Lessons for
Integration among Developing Coun tr ies, ] .C.M.S. Bd. 17 (1979), S. 213-226;
E. S. Milenky. The Ca rtagena Agreement in Transition, Y.B.W.A. Bd. 33 (1979),
S. 167-179.
beherrschten Unt ern ehmen in den Andenp akt-Mitglied sstaaten anUl8 und
läßt neue Investit ionen vo n außerhalb seit 1. Juli 1971 nurmehr in be-
schränktem Rahmen zutflll. In nerhalb des subregio nalen Verbandes findet
sich demgegenüber die mehrfach konkretisie rte Grundtendenz, den inner-
gemeinschaf tlichen Kap italverkehr zu liberalisierent tv, ja durch Errichtung
eigener mul tinationaler Unternehmen eine verbessert e Organ isati on und
Expl oitation der produktiven Ressourcen der Region zu erm öglichenw-.
Zwischen Europ a- und Andenpakt-Redn bewegt sich die bereits 1965
im Rahmen der 2 entralafrikani schen 2011- und Wirtschaftsunion172 abge-
schlossene Conventi on commune sur les investissements dans les Etats de
I'U. D . E. A. C.t73• Anknüpfend an die berei ts gründungsvert raglich statu-
ierte Kapi ralver kehrsfr eiheit, der entsprechende Gewährleistungen für den
Personen- und Di enstleistungsver kehr sowie das N iederl assungsrecht an die
Seite gestellt sindv -, unterscheidet das gemeinsame ü bereinkommen nidre
zwischen in- und ausländischen Investo ren, sondern bekräft igt vielmehr in
seinen ..all gemeinen Garantien " wichtige Aspekte einer Gleichstellungv" .
Wie das latei namerikanische Regime gilt das schwarzafrika nische jedoch nur
bei ausdrücklicher übern ahme auch als internes Recht der Mirgliedstaarentts.
Im Prim ärrecht anderer intergouverne menta ler Wirtsm aftsverbände stehen
hingegen in den Abschnitten über investitionsbezogene Tätigkeiten und
Vorgänge eher parochiale überlegun gen im Vordergrund, finden sich nur
gewisse punk tuelle Liberalisieru ngen zwischen den jeweiligen Mitglieds-
tfl8 Vgl. Ar. 27, 29, 31, 33 sowie Art. 38-44 der Entscheidung Nr. 24 ; dazu
etwa Petersmann, aaO. (Anm. 156) 179-184 ; Foetb, aaO. (Anm. 166), S. 54-61 ;
P. Schliesser/S . Volnay, Regime des invesrissements etraagers .a l'interieur du
March. commun andin, J.D.I. (Clunet) Bd. 99 (1972), S. 558, S. 562-564.
tflll VgI. Foetb, aaO. (Anm. 166), S. 61-64 ; C. T. Oliver. The Andean Foreign
Investment Cnde, A.J.I.L. Bd. 66 (1972), S. 763, S. 772-777 ; P. S<hulenburg, Die
Behandlung ausländischer Direkt-Investitionen im Andenpakt, RIW!AWD 1975.
S. 395, S. 397- 398.
170 Vgl. Art. 3 (f), 36, 86. 89 des Gründungsvertra ges; dazu SchliesseriVolnay,
].D.I. 1972, S. 569-570 ; A . Aramburu Menchaca, Rec. des Cours 1976-11, S. 337,
5.441 -442; Foetb, .aO. (Anm. 166), S. 74-76.
17t Siehe bereits oben, Anm. 95.
17! Vgl. Art . 45. 46 des Gründungsvertrages vom 8. Dezember 1964 (I.L.M.
Bd. 4 (1965), S. 699-718).
m Vom 14. Dezember 1965 (I.L.M. Bd. 7 (1968), S. 221- 232); siebe hierzu
H . R. K rämer, Versuche mit gemeinsamen Investitionsregelungen in Zentralafrika
und Südamerika, G.Y.I.L. Bd. 20 (1977), S. 196, S. 197-207.
17. Art. 27, 63, 64 des U.D.E.A.C.-Vertrages; s. a. Art. 26 (c) der Charta der
vom Teilnehmerkreis her teilidentischen Union Zentralafr ikanischer Staaten vom
2. April 1968 (I.L.M. sa, 7 (1968), S. 725-734).
175 Vgl. insb. Art. 3-5 der Konvention.
17f1 Dazu Krämer. G.Y.I.L. 1977, S. 213-214 ; Petersmann, aaO. (Anm. 156).
S. 17; J. Kodwo Bentil, The Economic and Customs Union of Central Africa
and the Convention on Investment, J.W.T.L. Bd. 3 (1969), S. 98. S. 105-106.
ländem ' ?" und werden Restriktionen für grenzüberschreitende Kapitalbe-
wegungen fast durchweg nicht beseitigt, sondern einer Lenkung nach ent-
wicklungspolitischen Gesichtspunkten unrerworfentre. Pr ivate internationale
Inv estitionen extraregionalen Ursprun gs oder auch in Nichtmitgliedstaaten
verbleiben sohin innerhalb der ausschließenden Regelungszuständigkeit der
einzelnen Nationalstaaten.
c) Waren vor allem während der sechziger Jahre Bestrebungen eines
internationalen Investitionsschutzes bis hin zu förmlichen Konventionsent-
würfen im Rahmen der O. E. C. DP' gediehen, so bemühten sich doch
gleichzeitig zunächst die U.S.A.t80 und die Bundesrepublik Deutschlandwt,
sodann auch weitere maßgebliche Indusrriestaaten'w um zweiseitige, völker-
177 Siehe etwa Art . 20-25 des Abkommens zur Errichtung der ..Car ibbean
Free Trade Association" vom 15. Dezember 1965/30. April 1968 (I.L.M. Bd. 7
(1968), S. 935- 977; Art . 35-38, 41 (2) des Anhangs zum Vertrag über die
Errichtung der Karibi schen Gemeinschaft und eines Gemeinsamen Markts vom
4. Juli 1973 (I.L.M. Bd. 12 (1973) , S. 1033- 1072); Art. 12-15 des Anhangs
zum Vertr ag über die Schaffun g der "Organization of Eastem Caribbean Stares"
vom 18. Juni 1981 (I.L.M. Bd. 20 (1981), S. 1166-1189); Präamb el und Art. 2
(d) des E.C.O.W.A.S.-Vertrags 1975. i\hnlien sind auch die Assoziat ionsvert räge
der E.W.G. mit Ent wicklungsländern aufgebaut {s. Art. 29-38 des Jaounde I - ,
Art. 31-40 des J aounde 11-; Art. 62-68 des Lome 1-, Art. 156-162 des
Lom~ \\ - "bkommens).
178 Vgl. bsp. ZifL 9.4 der Entschließung 100 (IV) der A.L.A.L.C.-Vertrags-
parteien vom 8. Dezember 1964 (I.L.M. Bd. 4 (1965), S. 761-773); Art. 48 i.V.m.
Art. 15-23 des A.L.A.D.I.-Gründungsvertrages vom 12. August 1980 (I.L.M.
Bd. 20 (1981), S. 672-688).
17. Siehe bereits "Draf t Convention on Investments Abroad" vom April 1959
(J . Pub. L. Bd. 9 (1960), S. 116-11 8, mit Kommentierung und Stellungnahmen
von M. Brandon, S. D. Metz ger, G. Sdnoar zenberger, A . Larson, R. N. Gardner
und P. O. Proenl, ebd . S. 119-187, S. 362-373).
Zu den O.E.C.D.-Entwürfen eines übereinkommens zum Schurze von Auslands-
werten von 1962 und 1967 vgl. Sdnoarzenberger, aaO. (Anm. 153), S. 153-169;
G. A. van Hecke, Le projet de convention de l'O.C.D.E. sur la prorecrion des
biens etrangers, R.G.D.I.P . Bd. 68 (1964), S. 641-664; E. M. Martin , [ r., Multi-
lateral Investment Insurancer the OECD Proposal, Harv. I.L.]. Bd. 8 (1967),
5.280-338.
180 Siehe nur Fride, aaO . (Anm. 41), S. 53-56.
181 Vgl. zu den Anfängen I . E. Bäulke, Die materiellen Eigentum sschutzbestim-
mungen in den Verträgen der Bundesrepublik Deutschland zur Förderung und zum
Schutz von Kapitalanlagen im Ausland . . ., 1964, S. 1-3, S. 11-17; Alen/eld,
aaO. (Anm. 41), S. 19-21 ; ferner R. Berger, Verm ögensschutz im Ausland durch
Ia vesrit ionsförderungsvert rä ge, RIW/AWD 1965, S. 1-11. Zum derzeit übl ichen
Vertr agsinhalt s. etwa die Vereinbarung mit Papua Neuguinea vom 12. Nov. 1980
(BGBI. 1982 11, S. 390).
18! Vereinigtes K önigreich, Frankreich, It alien, Schweiz, Nie derlande, Belgisch-
Luxembourgische Wirrschaftsunion, Dänemark , Gr iechenland. Norwegen, Schweden,
Kanada. Japan; siehe etwa "Agteement on the Mutual Protectiou of Investments"
zwischen Schweden und der Volksrepublik China vom 29. März 1982 (I.L.M. Bd. 21
(1982), S. 477- 478).
rechtlich bindende Abmachungen mit Entwicklungsländern, um so zumindest
die Kapitalanl agen der eigenen Staatsangehörigen im jeweiligen Partner-
staat gegen die gravierendsten nicht-wirtschaftl ichen Risiken abzusichern.
Hi erbei konnten die Vert ragsparteien vielfach an herkömmliche Standards
des internationalen Wirt sc:haftsredttsl 83 anknüpfen und brauchten fremden-
rec:htliche Gewährleistungen nur den Eigenar ten internationalen Invesrie-
rens anzupassen. Von ihren Anfängen an fügten sich Kapitalschutz abkom-
men in einen weiteren Rahmen, die umfassenden Garan tie- oder doch Ver-
sicherungssysteme in allen entwickelten O.E.C.D.-Mitgliedstaaten, indem
grundsätzl ich innerhalb dieser Schutzmechanismen gegen "politische- Risiken
öffentl iche Leistungen nur versprochen werden, wenn mit dem als Anlage-
staat ausersehenen Gemeinwesen bereit s ein Investitionsschutzvertrag be-
steht1st•
Völkerrechtliche Abmachungen dieser Art beschränken ihre Protektion
auf die nach dem Recht der anderen, jeweils kap italimportierenden Ver-
tragspartei ordnungsgemäß getä tigten In vestitionen, auf legale Anlagent'":
im übrigen finden sich zwei immer wiederkehrende Regelungsmuster. deren
eines fast ausschließ lich auf verfahrensrechtliche H andhaben beschränkt
bleibt l 88, während das andere Modell detaill iert einzelne Rechtspositionen
für die ausländischen Vertragsinvestoren normiertw. Zun ächst gewährlei-
183 S. bereits oben, (bei) Anm. 140-148; sowie Sdnsarzenberger, aaO . (Anm.
153), S. 114- 115.
184 Recht strikt scheint diese Verknüpfun g von der V.S.-Stelle Overseas Private
Investment Ce rpe rarie n gehandhabt zu werden (T. Meron, Investment Insurance
in International Law, 1976, S. 77), weniger str eng dagegen im Vereinigten König-
reim (Meron. ebd. S. 139) und in der Bundesrepubl ik Deutschland (siehe etwa
Alenfeld, aaO. (Anm. 41), S. 27-28; Foeth, aaO. (Anm. 166), S. 276-279).
Auch in der Schweiz bedarf es nach Maß gabe von Art . 1 BI des Bundesgesetzes
über Investit ionsgarantien vom 20. März 1970 (A. S. 1130) nicht notwendig eines
vorherigen internationalen Vert ragsschlusses.
185 Vgl. etwa Art. 2 ( + Pr otokolle hierzu) der bundesdeutschen Verträge mit
Portugal (vom 16. September 1980, BGBI. 1982 H, S. 57) und mit Papua Neu-
ginea ; Art . 2 des britisch-philippinischen Abkommens (vom 3. Dezember 1980,
I. L. M. Bd. 20 (1981), S. 326-328) ; Art. 2 (1) des japanisch-ägyptischen Abkom-
mens (vom 28. Januar 1977, Ja p. Ann. Int . L. Bd. 23 (1980), S. 245-252).
188 Hierh er gehören die Investment Guaranty Agreements der V .S.A. (z. B. mit
der Volkrepublik China vom 30. Oktober 1980, I.L.M. Bd. 19 (1980), 5.1482-1489;
Zusammenstellung bis 1975 bei Meron, aaO. (Anm. 184), S. 83-87) und die
kanad ischen Accords d'assurance-invesrissement (etwa mit Ind onesien vom 16. März
1973, I.L.W. 1: 4 G, S. 348-352; überblick bei D. Grigoire de Blois, Commen-
tary on Some Treaties Signed by Canada in 1977, Can. YB. Inr. L. Bd. 16
(1978), S. 429-432).
187 Beispielhaft hierfür die Kapitalschutzverträge der Bundesrepubtik Deutsch-
land, deren erster mit Pakistan am 25. November 1959 geschlossen wurde (BGBI.
1961 II, S. 793) und am 28. April 1962 in Kraft trat (BGBI. 11, S. 172); siehe
ferner zur Praxis Frankreichs P. jHi/larJ, Les conventions bilater ales d'invesüsse-
sten in diesen Fällen eher allgemein gehaltene Vorschriften günstige Kondi-
t ionen für ausländische Investit ionen überhaupt durch das Festlegen von
Inl ändergleichbehand lung und/oder Meistbegünstigung in bezug auf Be-
standteile der Kapitalanlage wie auf die Person des Investorsl 88 ; daneben
wird häufig Nichtdiskriminierung sowie eine gerechte und billige Behand-
lung seitens der Gaststaatsbehörden zugesicherr'w. Des weiteren enthalten
Investit ionsschutzverträge substan tielle Wertgarantien für alle einbezogenen
Kapiralanlagen' w: zum einen beschränken sie Expropriationen auf Zwecke
des gemeinsamen Wohls"l, andererseits regeln sie recht genau allfällige
Entschädigungspflichten auch der H öhe nachI'! und treffen hierbei durchaus
eigentumsfreundliche Festlegungen in bezug auf den Zeitpunkt von Kom-
pensationsberechnung und -leistung wie auf deren gerichtliche Kontr olle
im Enteignungsstaatws. Sdt ließlich enthalten diese bilateralen Abkommen
ment conclues par la Fra nce, J .D.1. (Clunet) Bd. 106 (1979), S. 274-325 ; zur
U.E.B.L. J. Schokkaert, Pr oteerion cont ractuelle par les Eta ts des inves tissements
pr ives effcctues sur leur terr iroir e, Dr. prar . comm. int. Bd. 6 (1980) , S. 29-45.
188 Vgl. Art . 3 des Abk ommens zwischen dem Vereinigten Köni greich und
Singapur (vom 22. Ju li 1975, I.L.M. Bd. 15 (1976), S. 591-595) ; Ar t. 7 (I) der
schweizerisch-senegalesischen Vereinba rung (vom 16. August 1962. A.S. 1964,
S. 714); Art. 1 (2) des Abkommens zwischen der U.E.B.L. und Tunesien (vom
15. Juli 1964, I.L.M. Bd. 5 (1966), S. 1132-1133) ; Art. 3 des deutsdt -port ugiesi-
schen Kapitalschutzvertrages.
181 Vgl. Art . 2 (2) des britisch-ägyptischen Abk omm ens (vom 11. Juni 1975,
I.L.M. Bd. 14 (1975), S. 1470-1473) ; Art. 1 (2) der niederländ isch-nmesischen
Konv ent ion (vom 23. Mai 1963, I.L.M . Bd. 4 (1965), S. 159-162 ; ferner juil/ard.
j.D.1. (Clunet) Bd. 1979, S. 302-306 ; Schokkaert, Dr. prat. comm. inr. 1980,
S. 32- 37; Fride, aaO. (Anm. 41), S. 195 ; Art . 2 des deutschen Vertrags mit Papua
Neuguinea.
I t O Daß solcher Schutz durch völkerreche an sich stattha ft ist, räumt auch
G. Hartmann ein (Nationa lisierung und Enteign ung im Völkerrecht, 1977. S. 183).
1111 Vgl. z. B. Art . 5 (2) des japanisch-ägy ptischen Abkommens; Art. 4 (1) der
dänisch-indonesischen Abmachung (vo m 2. Juli 1968, I.L.W. 1:4 B, S. 303-307);
Art. 3 (1) des deutsch-r urnänisdien Vertrages (vom 12. Oktober 1979, BGBI. 1980
11, S. 1158); ebenso Art. 3 (a) der O .E.C.D .-K onventionsentwürfe 1962 und 1967.
In aller Regel wird fre ilich der En teignungsstaa t das Vorliegen eines ..public pur-
pese" selbst und ohne die Möglichkeit nachträglicher Korr ektur durch Dritte be-
stimmen kön nen.
It! Vgl. etwa Art. 4 des ..kleinen" F.C.N.-Vertrags zwischen den U.5.A. und
Togo (vom 8. Februar 1966, V.N.T.S. 680 (1969), S. 160) ; Art. 5 (I) des britisch-
philippinischen Abkommens; Art. 4 (2), (3) der norwegisch-indo nesischen Verein-
barung (vom 24. November 1969, I.L.W. 1: 4 F, S. 342-347) ; Art. 3 (2) des
deutsch-koreanischen Vertrags (vom 4. Februar 1964, BGBI. 1966 I1, S. 841).
113 Vgl. nur Art. 5 des bri tisch-ägypti schen Abkommens, sowie die überein-
kommen (Süd-) Koreas mit der Bundesrepublik Deu tschland (Art. 3 (2», der
Schweiz (vom 7. April 1971, A.S. 731 - Art . 4), den N iederlanden (vom 16. Okto-
ber 1974, T.B. No. 220 - Art. 5) und dem Vereinigten Kö nigreich (vom 4. März
1976, Cmnd. 6510 - Art. 5 (1», wobei eine ausdrückliche Rechtsweger öffnung
nur in den Verträgen mit der Bunde srepublik und Großbritannien niedergelegt
Vorschriften, die Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien vorbeugen
oder doch deren friedliche Beilegung erleichtern sollenws. Wenn hiernach
der einzelne Investor auf die Gewährung diplomatischen Schutzes durch
seinen Heimatstaat angewiesen bliebe, so wird ihm zunehmend ausdrück-
lich und vorrangig der Gang zum I.C.S.I.D. ermögfichtws.
Eine gewisse Ausdehnung des zweiseitig begründeten Investitionsschutzes
strebt das zweite Abkommen von Lome im Verhältnis zwischen E. (W.) G.-
Mitglieds- und A. K. Pe-Staaten an UHJ, wo neben einer allgemeinen Be-
kräftigung von Bedeutung und Notwendigkeit der Förderung privater In-
vestitionen im Grundsatz auch ein generelles Diskriminierungsverbot ver-
ankert ist, welches allerdings in wenig mehr als einem bloßen "engagement
d'engagement" Ausdruck findet197 j auch ist den A. K. Pi-Staaten eine be-
deutsame einseitige Regelungsmacht hinsichtlich der bestehenden bilateralen
Abkommen verbliebenwe. Vergleichbare Bestimmungen in mehreren Ko-
operationsabkommen der Europäischen Gemeinschaften reichen weniger
weit als die Lome-Normen, sind als herkömmliche Wohlwollensklauseln
formulierr'w.
wurde, während in den anderen Fällen lediglich ein recht- oder ordnungsmäßiges
Verfahren verlangt ist, eine Kontrolle sohin wohl nur kraft gemeinen Rechts
stattfinden kann (s. a. Z. A . Kroniol, Proteerion of Foreign Investment, 1972,
S.56-57).
194 Vgl. etwa Art. 9 des Übereinkommens zwischen dem Vereinigten Königreich
und Singapur; Art. 13 des japanisch-ägyptischen Abkommens; Art. 6 der Ab-
machung zwischen Kanada und Jamaika (vom 2. November 1971, I.L.W. 8: 4 B):
ferner H. ]üttner, Förderung und Schutz deutscher Direktinvestitionen in Ent-
widdungsländern, 1975, 5. 219-221.
195 So etwa Art. 8 (2) des britisch-ägyptischen Abkommens; Art. 10 (6) des
deutsch-portugiesischen Vertrags. Zur praktisch wohl kaum naheliegenden Kollision
zwischen I.C.S .I.D. und anderen vertraglichen Streitschlichtungsverfahren vgl.
Frick, aaO. (Anm. 41), S. 236-237; ]üttner, aaO. (vorige Anm.), S. 252-253;
Foetb, aaO. (Anm . 166), 5. 259-260, die allesamt letztlich dem Heimatstaat ein
(Not-) Recht auf diplomatische Schutzgewährung zubilligen.
ree Vom 31. Oktober 1979 (AB!. EG L 347, 2; BGB!. 1980 11, S. 965); siehe
Titel IV der Konvention und Annex IX der Schlußakte.
197 So P. ]uillard, Invesrissements, in D. Carreau/T. Ftory/P. ]uillard, Droit
economique er cooperation internationale, A.F.D.I. Bd. 26 (1980), S. 542/572;
ähnlich [, Voss, The Proreetion and Promotion of European Private Investment
in Developing Countries . . ., C.M.L. Rev. Bd. 18 (1981), 5. 363, S. 365; s. a.
l- Becker, Investitionsförderung und Investitionsschutz in Entwicklungsländern,
EuR Bd. 16 (1981), S. 139, S. 158-162; R. Lala, Continuita ed Aspetti innovativi
nella seconda Convenzione di Lome, Riv. Dir. Eur. Bd. 21 (1981), S. 283, S. 303-
308.
'66 Ziff. 2 (b) (2) des Annex IX der Schlußakte, dazu fuillard, A.F.D.I. 1980,
S. 577 mit Anm . 17; ve«, C.M.L. Rev. 1981, S. 365.
199 Art. 3 (2) des Kooperationsabkommens mit A.S.E .A.N. (vom 7. März 1980,
ABI. EG L 144,2); Art. 5 (3) der Abmachung mit Jugoslawien (vom 13. März 1980,
ABI. EG L 130, 2); Art. 3 (2) (f) des Übereinkommens mit Brasilien (vom 18. Sept.
d) Formal lassen sich dem Völkervertragsrecht auch die zuvörderst nach
Maßgabe des jeweiligen O rganisa tionsverfassungsrechts zu qualifizierenden
Rechtsakte zuordnen, die ihren Ausgang von den (H aupt-)O rga nen inter-
gouvernementa ler Verbä nde nehmen ; für die Regelung internationale r In -
vestitionen erlangen sie zumeist nur dann Bedeutung, wenn sie auf Außen-
wirkung abzielen1oo• Die normat ive Qualität solcher Äu ßerungen läßt sich
nun freilich nicht mehr allein auf das primäre Staa tenve rbandsreche zurück-
führen , wenngleich Rechts-Akte stets nur innerhalb je spezifischer Organi -
sationsaufgaben initiiert werden un d zusta ndekommen können. Zwar stellt
interna tionale Rechtsetzungsmacht, die nicht nur die staatli chen Organi -
sarionsmitglieder, sondern auch oder sogar all ein deren Staatsangehörige
betri fft, ihnen Pflichten aufer legt oder Rechte zuweist, auch heute stets
noch die Ausnahm e dar und bedarf einer klaren, best immten verbandsrecht-
liehen Grundlage!°l; häufig vermögen aber inte rgouverneme nta le Organe
Beschlüsse hortatorischen Charakters zu fassen, Empfehlungen zu gebensw,
deren Bezeichnung als Deklaration , Resolution, Aktionsprogramm oder auch
Charta auf einen höheren Grad von Redttsverbindlichkeit hinweisen ka nn,
der der Erklärung o. ä. im Einzelfall wegen der sidi mit ihr vollziehenden
Verlautbarung oder Kcn kretisierung geltenden Völkerredns beizumessen
sein solltel03•
Ob also vornehm lich der General versammlun g der Vereinten N at ionen
quasi-legislat ive Kcmperenzenw- eingeräumt seien, vermag nur durch je
konkrete Analyse ihrer Resolut ionen auf Inhalt und Rechtsgehalt hin be-
1980, ABI. EG C 169, 3); Art. 5 des Abkommens über handelspolitische und wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit Indien (vom 23. Jun i 1981, ABI. EG L 328, 6).
200 Zu Unterscheidungsmerkmalen s. etwa R. Bem bardt, Qualifikation und
Anwendungsbereich des internen Rechts internationaler Orga nisationen, BerGesVR
12 (1973), S. 7, S. 10-16 ; H. Miebsler, Qualifikation ..., ebd. , S. 47, S. 50-59;
W. Meng, Das Recht der Internat ionalen Or ganisationen - eine Entwicklungs-
stufe des Völkerrechts, 1979, S. 71-89.
201 H. j. Hahn, Funkt ionenteilung im Verfassungsrecht europäischer Or gani-
sationen, 1977, S. 110; Bemhardt , BerGesVR 1973, S. 27-28.
202 Vgl. H . G. Schermers, Internati onal Inst itut ional Law 11, 1972, S. 491-506;
Hahn, aaO. (vorige Anm.), S. 74-78; Seidl-Ho benoeldem, aaO. (Anm. 100),
5. 237-238.
203 Hierzu etwa C. Sdrreeer, Recommendations and the Tra ditiona l Sources of
International Law, G.Y.I.L. Bd. 20 (1977) , S. 103, S. 106- 118; H . Golsong, Das
Problem der Redtrsetzung durch interna tionale Organisationen, BerGesVR 10
(1971), S. 31-39; G. A rangio-Ruiz, The No rmat ive Role of the General Assembly
of the United Nations and the Declarat ion of Principles of Friendty Relations,
Rec. des Cours Bd. 137 (1972-III) , S. 419, S. 444-518.
204 Vgl. R. A . Falk, On the Qua si-Legislative Competence of the General
Assembly, A.].J.L. Bd. 60 (1966), S. 782- 791; dazu auch N . G. On.I, Professor
Falk on ehe Quasi-Legislative Competence of the General Assembly, A.}.I.L.
Bd. 64 (1970), S. 349-355.
antwortet zu werdenws. Ganz überwiegend werden nun die Verlautbarun-
gen zur ..Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung" gerade kein traditio-
nelles internationales Recht bekräftigen (wollen), sondern viel eher die
Bildung neueren Völker(gewohnheits}rechts anregen und fördern, indem
sie der Überzeugung einer Staatenmehrheit zumindest in Hinsicht auf ein
künftig von dieser angestrebtes Recht Ausdruck verleihenew. Bis wann
allerdings füglich vom Bestehen einzelner Gewohnheitsrechtssätze die Rede
sein kann, hängt maßgeblich vom Aufkommen und der Dauer eines über-
zeugungskonformen Verhaltens der Völkerrechtssubjekte ab, erfordert in-
sonderheit bei reformatorischen Resolutionen ständige tatsächliche Übung,
wofür das Abstimmungsverhalten in internationalen Gremien nur einen
Beleg unter anderen liefern kannwt.
Wenngleidt aus dieser Warte die "Neue Internationale Wirtschaftsord-
nung" bislang weithin bloßes Programm geblieben ist208, so haben doch
U.N.-Vollversammlungsakte auch manche materielle Rechtsänderungen aus-
gelöst bzw . gesteuert . So ist die nicht eben neue Verknüpfung von poli-
tischer und wirtsdtaftlicher Unabhängigkeitsw in das Prinzip permanenter
Souveränität über natürliche Ressourcentw eingeflossen, wie es sich audi
205 Ebenso etwa A. Verdross, Kann die Generalversammlung der Vereinten
Nationen das Völkerrecht weiterbilden? ZaöRV Bd. 26 (1966), S. 690, S. 694-695 ;
l -Castaneda, Valeur juridique des resolutions des Nations Unies, Rec. des Cours
Bd. 129 (1970-1), S. 205, S. 257-331 ; und nunmehr H. Tbierry, Les resolurions
des organes internationaux dans la jurisprudence de la Cour Internationale de
]ustice, Rec. des Cours Bd. 167 (1980-11), S. 385, S. 432-444.
208 Vgl. Tomuschat, Die Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der
Staaten, ZaöRV Bd. 36 (1976), S. 444, S. 474-483; Dicke, aaO. (Anm. 49),
S. 125-126; aber auch S. K. Agrawala, The Emerging International Economic
Order, Ind. J.I.L. Bd. 17 (1977), S. 261, S. 280; A. Mahiou, Les implications du
nouvel ordre economique et le droit international, R.B.D.!. Bd. 12 (1976), S. 421,
S.432.
207 Zurr. Arangio-Ruiz, Rec. des Cours 1972-111, S. 479; siehe ferner Sdrreuer,
G.Y.I.L. 1977, S. 109.
208 Ebenso D. Carreau, Le nouvel ordre economique international, J.D.I.
(Clunet) Bd. 104 (1977), S. 595. S. 605; E. U. Petersmann, Internationales Recht
und Neue Internationale Wirtschaftsordnung, AVR Bd. 18 (1979), S. 17, S. 35-
38; s. a. R. Khan, The Normative Character of the New International Economic
Order, Ind . J.I.L. Bd. 18 (1978), S. 294, S. 298.
209 Zum StIGH-Gutachten zum deutsdr-österreidtischen Zollunionsstreit (Serie
AlB, No . 41) siehe etwa l -L. Brierly, The Advisory Opinion of the Permanent
Court on the Cesroms Regime berween Germany and Ausrria, ZaöRV Bd. 3.1
(1933) S. 68, S. 70-75; C. Biljinger, Der Streit um die deutsch-österreichische
Zollunion, ebd.• S. 163. S. 171-174.
210 Hierzu bereits [, N . Hyde, Permanent Sovereignry Over Natural Wealth
and Resources, A.J.I.L. Bd. 50 (1956), S. 854-867; K. N. Cess, Permanent Sover-
eignry over Natural Resources, r.c.t.o. Bd. 13 (1964) S. 398-469; P.]. O'Kee/e,
The United Nations and Permanent Sovereignry Over Natural Resources,
] .W.T.L. Bd. 8 (1974), S. 239-282; Harrmann, aaO. (Anm. 190), S. 84-97. Die
in universell-multilateralen Verträgen bekräftigt find et!ll. Die Erweiterung
dieses Grundsatzes durch die "Charta der wirtschaftlichen Rechte und
Pflichten der Staa ten" 1974212 zu einer umfassenden wirtschaftlichen Sou-
veränitä t jedes Staa tswesens sollte aber nicht verkennen lassen, daß eine
Verwirklichung dieses Konzepts nur im Einklang mit anderen Prinzipien
wie dem der Nichtdiskriminierung und des Vertrauensschutzes erfolgen
kann2t:J.
Dies gilt auch für Einzelausformungen ökonomischer Souveränitä t wie
die gaststaatliche Regelungshoheit über die Akti vitäten transnat ionaler
Untern ehmen und die Bestimmung von Art und Maß einer Entschädigung
bei Maßnahmen, die Auslandsvermögen und ergo internationale Investi-
tionen sdimälernw, aber auch das Recht jedes Staa tes, die Organisations-
form seiner Außenw irtschaftsbeziehungen frei zu wählen2u; all' diese staat-
lichen Berechtigungen lassen sich zwar gewiß aus Element en der Gebiets-
hoheit und des Selbstbestimmungsrechts der Völker!18 herleiten und sind
im Kern durch den Grundsatz der Nichteinmischung in die inneren Ange-
legenheiten ausländischer Staatent '" gegen externe Einwirkung abgeschirmt,
maßgeblichste Ausprägung dürfte der Grundsatz in der G. A. Res. 1803 (XVII)
vom 14. Dezember 1962 (I.L.M. Bd. 2 (1963), S. 223- 226) erfahren haben.
211 So in den U.N .-Mensdlenred m pakten von 1966, Art. 1 (2) (dazu H . Rein-
bard, Redrtsgleidthei e und Selbstbestimmung der Völker in wirt schafrlidrer H in-
sieht, 1980. S. 22-32), in Art. 13 der Wiener Konvent ion über das Recht der
Staatennachfolge in Venräge vom 22. August 1978 (ZaöRV Bd. 39 (1979), S. 279-
300) ; s. a. An . 20 (2) der Draft An icles on Succession of Sta tes in Respeer of
Matters other than Treaties ... (U. N . Doc. A/34/194 vom 29. August 1979,
I.L.M. Bd. 18 (1979), S. 1560-1567).
2U Siehe oben Anm. 45 ;hierzu insb. Carreau/Flory/[uillard, aaO. (Anm. 16),
S. 559-560; Ri gaux , aaO. (Anm. 20), S. 349 ; I. Broumlie, Legal Status of Na tural
Resources in International Law (Sorne Aspects}, Rec. des Cou rs Bd. 162 (1979- 1),
S. 245, S. 266- 269.
21S SO Brownli e, Rec. des Cours 1979-1, S. 269-271 ; s. a. P.].I.M. De Waart,
Permanent Sovereignty over N atural Resources as a Cornerstone for International
Economic Rights and Dut ies, Ne th. I. L. Rev. Bd. 24 (1977), S. 304, 320; Rein-
bard, aaO. (Anm. 211), S. 259- 263; O . Kimminich, Das Völkerrecht und die
neue Weltwirtschaftsordnun g, AVR Bd. 20 (1982), S. 2, S. 18-19.
m Kap. 11, Art. 2 (2) (a) - (c) der . Charta" 1974.
215 Kap. 11, Art. 4, in erster Linie auf inte rsystemare Wirtsmaftsbeziehungen
gemünzt (siehe R . F. Meagher. An Inte rnational Redistr ibution of Wealth and
Power - A Study of ehe Charter of Economic Rights and Duties of Stares, 1979,
S.75-76).
218 So etwa R einhard, aaO. (Anm. 211), S. 24; Rigaux. aaO. (Anm. 20), S. 350;
zweifelnd aber I. Seidl-Hobenoeldem, Das Recht auf wir tschaftliche Selbstbe-
stimmung, RIW/AWD 1974, S. 9, S. 10; R. Kemper, Nationale Verfügung über
natürliche Ressourcen und d ie Neue Weltwirtsdlaftsordnung der Vereinten N atio-
nen, 1976, S. 73-75; vgl. jüngst auch H . Gros Espieli, Der Begriff des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker in heuti ger Sicht, V. N . 1982, S. 54-58.
217 Siehe dazu Broum lie, aaO. (Anm. 33), S. 291- 293; Reinbard, aaO. (Anro.
2lt), S. 271-283.
jedoch kann gegenwärtig schwerl ich mehr als ein Wandel hin zu verstärkter
Inanspruchnahme souveräner Dispositionsbefugnisse über international-
wirt schaftliche Sachverhalte konstatiert werden, der weder abgeschlossen
ist noch sofort neues allgemeines Völkerrecht hervorzubringen vermague.
e) Seit einigen Jahren befassen sich vornehmlich U.N.-Sonderorganisatio-
nen mit diversen Rechtsfragen internationalen Investierens und/oder trans-
nationaler Korpcrarionentw. Deren Verlau tbsrungensw werfen nicht zu-
letzt desha lb vielfältige Probleme im H inblick auf Rechtsnatur und -ver-
bindlichkeit auf, weil sich die Texte oft selbst als .freiwillig" und .rechtlich
nicht erzwingbar" kennzeidmenwt, obgleich sie doch recht deutliche und
bestimmte Verhaltenserwartungen aussprechen und jedenfalls in Ansätzen
auch einen überwachungsmedtanismus vorseheneee. Darüber hinaus richten
sich diese internationalen Verhaltenskodices auch an Personen inner staat-
lichen Rechts, ohne allerdings auf herkömmlidte muniz ipale Anwendungs-
befehle abzuheben oder sonst Geltung direkt im nationalen Recht zu be-
ansprucheneo. über kurz oder lang könnten sie auf zwischenstaatlicher
218 So wohl auch Reinhard, aaO . (Anm. 211), S. 137-139; differenzierend
ferner G. Feuer, Reflexions sur la charte des droits et devoirs economlques des
Etat s, R.G.D.LP. Bd. 79 (1975), S. 273, S. 300-304; G. White, A New Inter-
national Economic Order?, Virg. ].1.1.. Bd. 16 (1976), S. 323, S. 329-330;
Weston, A.J.1.L. 1981, S. 454-455.
219 Wirtschafts- und Sozialrat, U.N .C.T.A.D., U.N.LD.O., LL.O .
220 Seit 1976 arbeiten intergouvernementale Arbeitsgruppen innerhalb der durch
ECOSOC-Res. 1913 (LVII) vom 5. Dezember 1974 geschaffenen Kommission für
tr ansnationale Korporationen an einem Verhaltenskodex für diese Einheiten
(Entwurfs-Fassung 1981 bei K. R. Simmonds, Multinational Corp orations Law,
1979 H., F. 17). Die Internationale Arbeitsorganisation hat am 16. Oktober 1977
eine Tripartite Declarat ion of Prineiples Coneerning Multinational Enterprises
and Soeial Poliey verlautbart (LL.M. Bd. 17 (1978), S. 423-430). Du rch Res.
35/63 bill igte die U.N .-Vollversammlung den im U.N.C.T.A.D.-Rahmen geschaffe-
nen Set of Multilaterally Agreed Equitab le Pr inciples and Rules for the Con trol of
Restrictive Business Pr aetices (vom 22. April 1980, I.L.M. Bd. 19 (1980), S. 813-
823). Ein Draft International Code of Conduct on the Transfer of Technology
vom 6. Mai 1980 ist derzeit wohl weiter denn je von einer endgültigen Verab-
schiedung entfernt (siehe D. Tbomson, The UNCTAD Code on Transfer of Techno-
logy, ].W.T.L. Bd. 16 (1982), S. 311, S. 335-337). Zn den einschlägigen Fragen
eingehend N . Horn (Hg.}, Legal Problems of Codes of Conduc t for Mult inational
Enterprises, 1980.
221 Vgl. H. W . Baade, in Horn (vorige Anm.), S. 3, S. 6.
222 S. etwa K.-H. BöckstiegellA . Catranis , Verhaltenskodex der Vereinten Natio-
nen für multination ale Unternehmen: Illusion oder absehbare Realität?, N JW
1980, S. 1823, S. 1824-1 826; G. M. Wilner, in Horn, aaO. (Anm. 220), s. 177,
S. 181-188 (Tot); J. Davidow, ebd., S. 193, S. 199-204 (RBP); H. Günther,
ebd., S. 155, S. 159-173 (ILO-Deklaration).
223 Hierfür sind die meisten Kodex-Vorschriften auch schwerlich hinreichend
bestimmt (siehe N . Horn , in ders., aaO . (Anm. 220), S. 45, S. 52-53; Rigaux,
aaO. (Anm. 20), S. 398).
Ebene zu härterem Recht erwachsent!4; schon vorher mögen sie aber von
innerstaatlichen Gesetzgebern, ja auch anderen nati onalen Organen inhalt-
lich rezipiert werden (können)t!5, wenngleich letztere hierzu gewiß nicht
gehalten sind!26. Solange die diversen Regelungen aber (noch) nicht aner-
kannt und beamtet werden, dür ften sie zumindest für die Gruppe der
(westlichen) Industr iestaaten bloße Argumentati onsmuster abgeben, die in
Einzelheiten stets verhand lungs- und abänderungsfähig bleiben!!7; überdies
mag nach dem Stat us quo ein innerstaatliches Aufgreifen von Kodex-Be-
stimmungen überhaupt ohne gravi erende Anderungen in der Wirtschafts-
verfassung marktwirrschafrlidi orientierter Gemeinwesen nur schwerlich
möglich sein!!s. Auf der anderen Seite verfügen bereits heute viele Entwick-
lungsländer über Investitions- und Tedlßologietransfer~GesetzgebungenZZO,
deren Sinn und Zweck wie je nationale Besond erheiten durch int ergouverne-
mental erarbeitete Instrumente eher verwässert würden ; als systemgerechtere
Abrundung des Außenwirtschaftsregimes erweist sich für sie der Abschluß
von Kapitalschutzabk ommen oder von multilateralen Konventionen über
umgrenzte Gegensrändesw.
tU Vgl. Baade , in H orn, aaO. (Anm. 220), S. 28; BöckstiegeUCatranis, N]W
1980, S .1827; skeptisch aber I. Broumlie, in H orn, aaO., S. 39, S. 42; K. H ail-
bronner, Völkerrechtliche und staa tsrechtliche Überlegungen zu Verha ltenskodices
für transnationale Unternehmen, Fs. H .-J. Sdtlochauer (1981), S. 329, S. 346-349.
%25 So Baade, in H orn, aaO. (Anm. 220), S. 25 ; ferner .A. A. Fiuouros, Le projet
de Code international de conduite sur les entrep eises transnationales: essai preli-
minaire et evaluation, J.D. 1. (Clunet) Bd. 107 (1980), S. 5, S. 32-34; .Arambl4ru
Menc:haca. Rec. des Cours 1976-11, S. 463.
zu Vgl. T. J. M. Zuijdwijk, The UNCTAD Code of Conduct on the Transfer
of Techoo!ogy, MeGa! L. J. Bd. 24 (1978), S. 562, S. 581; K . M. Mwsen, Inter-
nationale Verhaltenskodizes und Sitterrwidrigkeitsk lauseln, NJW 1981, S. 1131-
1132; Rigaux, aaO. (Anm. 20), S. 375-376.
ZZ1 Bereits die Annahme eines Kodex, in welcher rechtlichen Gestalt auch immer
dieser verabschiedet wird, bedeutet für die so handelnden Staaten eine Anerken-
nung der in einem derartigen Instrument niedergelegten Grundsätze und eine,
wenn auch allgemeine Verpflichtung, sie forthin anzuwenden (so Fat ouros, J .D.1.
1980, S .34; Baade, in H orn. aaO. (Anm. 220), S. 26). Vgl. ferner J. Seidl- Ho ben-
oeldem, International Economic ..Soft Law", Rec. des Cours Bd. 163 (1979- 11),
S. 165, S. 215; H ailb ronn er, aaO. (Anm. 224), S. 350-352; N . H orn , Normative
Grundprobleme einer . Neuen Weltwirtschaftsordnung-, Ps. H . Coing (1982) 11,
S. 149, S. 161.
fZS Vgl. für einen T.N. K.-Kodex etwa Psuouros, J.D.1. 1980, S. 35; für die
R.B.P.-Grund sätze Daoidow , in Horn. aaO. (Anm. 220), S. 209 ; ferner T . L.
Brewer, International Regulation of Restr ictive Business Practices, J.W.T.L. Bd. 16
(1982), S. 108, S. 117.
%20 Siehe nur C. M. Correa, Transfer of Tedmology in Latin America : A
Decade of Control, ] .W.T.L. Bd. 15 (1981), S. 388- 409.
%30 Ahnlicb Foeth , aaO . (Anm. 166), S. 300; Broumlie, Rec. des Cou rs 1979-1,
5.309-310.
Internationale Investoren werden allerdings durch heimar- oder gast-
staatliche Reglementierungen nur partiell erfaßt bzw. kontrolliert werden
können: dies vermöchte allein eine supranationale Institution universellen
Zuschnitts, deren Organisationsverfassung verbindliche Regeln für trans-
nationale wirtschaftliche Operationen enthalten oder deren (sekundärrecht-
liche) Normierung gestatten müßte231• Auf dem Wege dorthin mögen inter-
nationale Verhaltenskodices als ein erster Schritt angesehen werdentw. Diese
Wertung sollte auch auf die durchaus eigenständigen Aktivitäten der
O.E.C .D. in bezug auf "Richtlinien für multinationale Untemebmen'<"
maßgeblich sein, insonderheit weil diese das Gebot einer völkerrechtsge-
mäßen Behandlung von auf Mitgliedsstaatengebiet tätigen transnationalen
Korporationen bekräftigen234•
Im Vergleich mit inhaltlich eher ausufernden, zumindest jedoch alle
wesentliche unternehmensbezogenen Rechtsfragen aufgreifenden allgemeinen
Verhaltenskodicestw, die so verschiedene Aspekte wie "Investitionsklima",
dessen Wechselwirkungen mit Zahlungsbilanz- und fiskalischen Interessen
der beteiligten Staaten, "industrial relations", Kontrollverhältnisse zwischen
mehreren formell selbständigen Wirtsmaftstreibenden oder Wetthewerbs-
131 Zu möglichen Vorbildern hierfür siehe etwa l -/akubowski, Entreprises
internationales des pay s du C.A.E.M.: Quelques aspects juridiques, ].D.I. (Clunet)
Bd. 107 (1980) , S. 829, S. 836-840; M. Al Saqqaf, Les entreprises communes
ereees au sein de l'O.P.A.E.P., A.F.D.I. Bd. 23 (1977), S. 708, S. 718-729; W .
Hummer, Regionale technische Kooperation und Transfer von Technologie am
Beispiel Zentral- und Südamerikas sowie der Karibik, G.Y.I.L. Bd. 24 (1981),
S. 377, S. 403-405, S. 416 ; s. a. oben, bei Anm. 95, 96.
232 Ähnlich etwa T. Wälde, Der UN-Verhaltenskodex für transnationale Unter-
nehmen: Schritte zu einem We1twirtschaftsrec:ht, RIW/AWD 1978, S. 285, S. 290;
Fatouros, ].D.I. 1980, S. 31; s. a. K. Wellens. Transnational Corporations: U.N.
Involvement rowards a Code of Conducr, G.Y.I.L. Bd. 21 (1978), S. 442, S. 460.
233 Sie wurden als Anhang einer Deklaration der Regierungen von O.E .C.D.-
Mitgliedstaaten über internationale Investitionen und multinationale Unterneh-
men am 21J22. Juni 1976 verlautbart. Vgl. dazu insb. H. Schwamm, The OECD
Guidelines for Multinational Enterprises, J .W.T. L. Bd. 12 (1978), S. 342-351;
T. Vogelaar, in Horn, aaO. (Anm. 220), S. 127-139.
234 Die Anknüpfung an eigene frühere Aussagen in den beiden Konventions-
entwürfen (oben, Anm. 179) ist schwerlich zu verkennen; jene aber sollten eine
klare Darlegung anerkannter Grundsätze in bezug auf den Schutz von Auslands-
vermögen enthalten (so die Präambel des Entwurfs von 1967).
236 Zu deren Ineinandergreifen siehe etwa Baade, in Horn. aaO. (Anm. 220),
S. 407, S. 440-441; Grewlich , aaO. (Anm. 31), S. 117. So wurde etwa bei den
Beratun gen über einen T.N.K.-Kodex die Ausformulierung von Bestimmun gen
über das Vermeiden korrupter Praktiken, Wettbewerb und restriktive Geschäfts-
bedingungen oder Technologietransfer (Ziff. 16, 32, 33) zunächst zurückgestellt,
bis die besonderen, anderweitigen Erörterungen dieser Probleme Resultate zeitig-
ten (siehe Fatouros, ].D.I. 1980. S. 42-45) ; in Ziff. 32 soll jetzt auf die R.B.P.-
Entschließung hingewiesen werden.
beschränkungen, nicht zuletzt Tedmologietran sfer sow ie Sozialverträglich-
ke it privater (transnationaler) Machtausübung zu regulier en bestrebt sind,
zeichne t sich der E.G.-Verhaltenskodex für Unternehmen mit Tochtergesell-
schaften, Zweigniederlassun gen oder Vertretu ngen in der Republik Süd-
afr ika!3G du rch ein e zwar menschenrechtlich wohlfundierte, aber d ie inneren
Angelegenheiten des Bezu gsstaat es berührende Zielsetzung aus, d ie Absicht
zu r Beseit igun g der rassisch bed ingten Schlechterbehandlung von N icht-
Weißen. Auch dieses Instrument soll n icht unmi ttelbar Rechtsp flichten fü r
die unternehmerischen A dressat en begründen ; seinen ein zelnen Besti mmun-
gen kommen aber durchaus gew isse (indi rekte) Wirkun gen im nationalen
H eima tstaaten-Recht ZUU 7, nicht zuletz t, soweit sie geltendes Völkerge-
wohnheitsrecht neu bestät igen!38.
f) Während nun das Völkerrech t allenfalls in hortatorischer Einkl eidung
internationalen Investoren Anweisungen für ihr Verhalten zu geben pflegt
und allgemein bloß den Rahmen für Ausmaß und Intensit ät ein ze lstaat-
licher Rechtsordnungen bildet, ist es Vorschriften au s innerstaatlichen Quel-
len vorbehalten, w irtschaftliche Betätigungen auf dem je eigenen T errito-
rium und/oder durch Staatsangehörige (im Ausland ) detaillierter zu regeln
- oder auch weithin frei von normativen Restriktionen erfolgen zu las-
senu,; überdies halten die N ationalstaaten noch imme r ein fa st absolutes
Vollzugsmonopol für jedwede hoheitliche Akte in Händenew.
!3G Bull EG 9/1977; daz u H.-I. flon Bülow. Schwierigkeiten mit dem Südafrika-
Kodex, R IW /AWD 1979. S. 600-603; K. H ailbronn er, Rechtswirkun gen des EG-
Südafrikakodex, RIW!AWD 1982, 5.111-117.
!37 Ahnlich Hailbronner, RIW/AWD 1982, S. 116-117. Verstöße gegen die
Kodexregeln können freilich allenfalls da nn als ..sittenwidrig- qualifiziert werden.
wenn das H eimatstaats-Recht im zwischenstaatlichen Bereich erzeugte Normen
über solche vertraglichen und gewohnheitsrechtIichen Ursprungs hinaus rezipiert
(zutr. zur SchrankenFunktion des innerstaatlichen Gesetzesvorbehalts Meessen,
N]W 1981, S. 1132).
eee Vgl. Hailbronner, RIW!AWD 1982, S. 113-114; s. a. E. Sebwelb, Tbe
International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimi-
narion, I.C. L.Q. Bd. 15 (1966), S. 996, S. 1030, zur U.N .-Kon vention vom
7. März 1966 (V.N .T.S. 660 (1969), S. 195). Art. 16 (1) der Cha rta der wirt -
schaftl ichen Rechte und Pflichten der Staaten spricht vom ..Recht und der Pflicht
aller Staaten, einzeln und gemeinsam . .. Apartheid, Rassendiskriminierung . . .
und deren wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgen gänzlich zu beseitigen-
{s. a. Meagher. aaO. (Anm. 215), S. 82). Daß die Apartheid-Gesetzgebung schwer-
lich mit international anerkann ten Menschenrechten vereinbar sein dür fte, macht
D. L. ]ohnson deutl ich (Sanctions and South Africa, H arv. I.L.J. Bd. 19 (1978),
S. 887, S. 902-903).
nl Vgl. oben, bei Anm. 105.
!fO Siehe dazu H ahn. aaO. (Anm. 201), S. 119-128; vgl. auch Art. 32, 33
des Vertrages zwischen den Andenpaktmitgliedstaaten vom 28. Mai 1979 über die
Errichtung eines organisa tionseigenen Gerichtshofs (I.L.M. Bd. 18 (1979), S. 1203-
1210).
Auf höchster int erner Ebene, mit Verfassungskraft also, bekunden nun
zunehmend Rechtsvorschriften eine "sozial istische" Staatlichkeit und ent-
sprechende Produktions-lEigentumsverhä ltnisse zum einen!U, die fr eiheit-
liche demokrat ische Ordnung und marktwirtschaftliche Prinzipien anderer-
seits!U, damit aber zugleich sta rken Schutz gegen legale ltnderungs- oder
Ergänz ungsversuche, wiewohl nicht gegenüber Sozial revclueionentw. Inner-
halb und nach Maßgabe derart iger Staatsstrukturprinzipie n erlangen auch
scheinbar deckungsgleiche Grundrechte durchaus verschiedena rtige Inhalte
und Wirkungen!U; wegen dieser immanenten Richtung wie zugleich Be-
grenzung der staatl ich verfaßten Gemeinwesen sind aber regelmäßig spezi-
fische außenwirtschaftliche Regeln in der Konstitution zumindest bei Ein-
heitsstaaten weith in entbehrlich und nur selten autonom wirkkräftigU 5•
Weltweit erweist sich jedoch das Gebiet von Außen- und Außenwirt-
schaftspolitik einschließ lich seiner (völker) rechtl ichen Au sformungen als
Domäne der Exekurivspitzensw und sind Parlamente insoweit auf eine
241 Vgl. etwa Art. 10 der U.d.S.S.R.-Verfassung 1977; Präambel, Ar t. 1 I und 9
der D.D.R.-Ver fassung von 1968/74; ferner L. B. Klein. Th e Socialist Constitution
of Cuba (1976), Colum. J. Tra nsnat. L. Bd. 17 (1978), S. 451, S. 484-487, und
R . H eeser, Die chinesische Verfassungsrevision vom 5. März 1978 als H inwendung
zu einem sozialistischen Rechtssystem in Chi na, ZaöRV Bd. 39 (1979), S. 301.
S.31 6-319.
!ft Vgl. etwa zur Schweiz BGE 80 I. 139, 142-146 (26. Mai 1954) und 86 II ,
365, 376-377 (20. Dezember 1960) sowie F. Gygi. Wirtschaftspoli tik (aus ver -
fassungsrechtlicher Sicht), ZSR 100 I (1981), S. 229, S. 258-261; zur spanischen
Constitution siehe A. Weber, Die Spanische Verfassung von 1978, ] öR Bd. 29
(1980), S. 209, S. 238-239; zur eingehenden Normieru ng .,wirtschaftl idter-
Gru ndrechte in Chile siehe N . Wühlt!r/R . Mayorga Lorca, Die neue chilenische
Verfassung von 1980, ZaöRV Bd. 41 (1981), S. 825, S. 835 ; D. Blumenwi tz, Die
neue chilenische Verfassung unter besonderer Beriiduichtigung der H alt ung der
katholi schen Kirche. 1981, S. 23-24.
! .f.3 In bezug auf Art. 79 BI GG zutr . Maunz/Dür ig(/Herzog/Scholz) aaO.
(Anm. 107), Art. 79/27.
244 Siehe nur G. Brenner, The Furierions of Communist Co nstit utions: An Ana-
lysis of Recent Consritutional Developments, Rev. Soc. Law Bd. 3 (1977), S. 121,
S. 137-1 40; Klein, Colum. ] . Transnar. L. 1978, S. 476-499; Hetuer, ZaöRV
1979, S. 324-330.
%45 Vgl. aber die Staatszielbestimmungen wirtschaftl ichen Zuschnitts in der
schwedischen (Kap. 1, S 2 (2», der portugiesischen (Ar t. 106 (1», der spanischen
(Art. 9 (2» oder der italienischen Verfa ssung (Art. 3 (2» . Eigene Bestimmungen
im H inblick auf die Behandlu ng ausländischer In vestitionen enthalten die grie-
chische Verfa ssung von 1975 (Art. 107) und die Kenias von 1969 (Art. 75 (g».
!40 Zu den Kompetenzen des V.S.-Präsidenten siehe K. Grzybowski/V. Rud/
G. Stepanye nk o, Towards Integrated Management of International Trade - Tbe
U.S. Trade Act of 1974, I.C.L.Q. Bd. 26 (1977), S. 283, S. 307-316; zu denen
der deutschen Bundesregierung isb. nadi § 27 AWG siehe Schulz (/Leonhardt), aaO.
(Anm. 26), S. 477-479 ; zur französischen Rechtslage vgl. P. j uillarJ. Modifica-
tions recentes du droi t Francais des relarions finan cieres avec l'et ranger, Dr. prat.
comm. ißt. Bd. 3 (1977), S. 543, S. 548-577.
zumeist bloß reaktive Rolle zurückgedrängt, obgleich sie beim Zustandekom-
men von Staatsvertr ägen mitw irken mögen2017 • Die Beschaffenheit der hier
regelungsbedürftigen Sachverhalte brachte es wohl mit sich, daß auch im
innerstaatlichen Raum der Gesetzgeber nur in fundamenta len Fra gen selbst
tät ig wird, dabei wiederum häufig lediglich Rahmenvorschriften erläß t und
deren Ausfüllen und Durdtführen an administrative Stellen delegierrwe.
Diesen eignet nicht selten ein hoher Grad an Autonomie; die Zuständig-
keiten und Befugnisse vieler Zeneralbankensw sind hierfür ein wichtiges,
aber beileibe nicht das einzige Beispielsw.
g) In den Staatswesen der Gegenwart, auch den freiheitlich-demokratis ch
organisierten, gibt es kaum mehr Zustän de und Vorgänge, die nicht zu
legitimen Staatsaufgaben werden könnten. Aber auch grundrechtlich ge-
währleistete Freiheitsbereiche bedürfen allemal einer rechtlidten Durch-
normierung, um ihrem Anspruch gerecht werden zu können, einzelne As-
pekte und Richtungen menschlicher Entfaltun g umfassend zu schützen. Je
nach der Reichweite staatlicher H oheitsfelder im H inblick auf die Ver-
wirklichung souveräner Zielsetzungen im Staatsinneren wie nadi außen hin
bemißt sich daher eine Freiheitsverbürgung für individuelle Personen wie
für deren körperschaftliche Zusammensdt lüsse gleichsam negativ anhand
der vom Staat nicht der Eigenvornahme reservierten Betätigungen!51. Wir-
ken demnach ..wirtsdiaftliche" Grund rechte zuvorderst abw ehrend, so liegt
ihre zweite, positive Bedeutu ng in der Organisat ion pun ktueller Freiheits-
garantien im Hinblick auf Erwerb und Erh altung von Vermögenswertenw.
!017 Wobei jedoch regelmäßig nurmehr geringer Einfluß auf den Vereinbarungs-
inhalt geltend gemacht werden kann {s. zur Rechtslage nach S 82 II GeschaB T
von Münch (/ Rojahn), aaO., 2 (Anm. 107), Art. 59/31 ; zur dsterreidiisdte n B.
Binder, Das Völkerrecht im österreichisdren Staa tsrecht, Zaö RV Bd. 35 (1975),
S. 282, S. 302-303).
248 Vgl. näher H. J. Hahn, Introduction tu Foreign Commercc and Investment,
in K. W . DamlB. Blagojevic (Hg.), Stare and Economy, International Encyclopedia
of Comparative Law XVII, ch. 21, s. 19 (voraussichrl. 1983)•
... Siehe nur § 28 II Ziff. 1 AWGö §§ 20 III , 2 ff. österr. Devisen-G. 1946.
25 0 Zu interministeriellen Gremien für die Genehmigung und Übe rwachung aus-
ländischer Direkt-Investitionen siehe unten, bei Anm. 396 ; in bezug auf staatl iche
Exportförderungsmaßnahmen vgl. die Übersicht von B. S. H ürni, Export förderung
in wichtigen Handelsstaaten, Außenwirtschaft Bd. 30 (1975) , S. 226- 241.
251 Grenzen einer ..Verstaa tlichung" bzw. ..Vergesellschaftung" indivi dueIIer
wirtschaftlicher Aktivitäten tragen auch die Verfassungen sozialistischer Staaten
Rechnung, indem sie ihren Bürgern persönliches Eigentum an bestimmten Gegen-
ständen gewährleisten (s. etwa Art. 11, 16 und 14 (2) der D.D.R.-Verfassung von
1968/74; Art. 39, 47 der U.d.S.S.R.-Konstitution 1977). H ierzu auch unten, bei
Anm.256.
252 Staatsgrundgesetze heben vielfach das Recht zu freier unternehmerischer
Betätigung hervor, stets freilich innerhalb eines gesetzlich konstitu ierten Rahmens
(siehe etwa Art. 41 der italienischen, Art. 38 der spanischen, Art . 85 (1) der
Insbesondere spezifisdie Berufs-Freiheitsrechte sind allerdings in ihrem
personellen Schutzbereich oft nur auf je eigene Staatsangehörige bezogen!M1,
gelten dann jedoch für deren legale Handels- oder Gewerbetätigkeit über-
haupt, ohne Beschränkung hinsichtlich bestimmter Gesdtäftsgegenstände
oder -partner, also gerade auch im Außenwirtschafrsverkehrew.
Die Vornahme und Abwicklung internationaler Investitionen ist un-
denkbar ohne das Bestehen eigentumsrechtlicher Schutz-Normen: Prinzipiell
ausschließliche, privatnützige Verfügungsmacht über durch eigene Arbeit
oder sonst legal erworbene Gegenstände ist ein Wesensmerkmal jeder Rechts-
ordnung, in deren Mittelpunkt der Mensch steht255 j dies belegen nicht zu-
letzt die Fortexistenz individuellen Eigentums in den Verfassungsurkunden
sozialistischer Staaten und die ebendort konstitutionell bekräftigte Wert-
garantie für alle Eigenrumsformensw, Das Wesen eines sonadr stets nur
bedingt innerstaatlichen Restriktionen ausgesetzten Grundrechtskerns be-
rührt hingegen nicht, ob bzw. wie private und öffentliche Sachherrschaft
auseinanderfallen. selbst wenn letztere für ihren Geltungsbereich allenfalls
vermittelt dem einzelnen Staatsbürger proprietäre Rechte beläßt257•
Weil nun freilich Erwerbssphären und -weisen in bezug auf ein bestimm-
tes Staatsgebiet, Zugang und Tätigkeit internationaler Investoren nach
Völkerrecht ausschließlich der Jurisdiktionsmacht des territorialen Souve-
räns unterworfen sind, folgt hieraus wohl zwingend, daß auch der Schutz
des (legal) Erworbenen unter Berücksichtigung der Eigner-Persönlichkeit
geregelt werden darf, also etwa Ausländern keine verfassungskräftigen
Eigentumsgewährleistungen eingeräumt zu werden braumen258• Sind aller-
dings fremde Investoren erst einmal im Inland tätig geworden, sei es in
Form von Sam- oder von Geldanlagen, und haben sie hierbei von einer
portugiesischen Verfassung; ferner Art. 16 (2) der Konstitution des Irak, Art. 11
derjenigen der Arabischen Republik Jemen; Art. 23 der (neuen) Verfassung Ruan-
da s von 1978).
253 Siehe oben, bei Anm. 110.
254 Vgl. die in Anm. 37 angeführten Erkenntnisse des BVerfG.
255 In Industriegesellschaften ist dies wohl allgemein der Fall (siehe nur R. Da-
uid, Introduction, in ders. (Hg.), The Different Conceptions of the Law (1975) :
International Encyclopedia of Comparative Law H, ch. 1, s. 24).
256 Siehe etwa Art. 16 der D.D.R. - , Art. 28 der bulgarischen; Art. 25, 29
der kubanischen, Art. 57 (2) der U.d.S.S.R.-Verfassung; hiernach ist die Ent-
eignung von Volks- wie von persönlichem Eigentum regelmäßig nur gegen ange-
messene Entschädigung und zu Zwecken des Gemeinwohls zulässig; unter Voraus-
setzungen also, die sich durchaus ahnlieh in marktwirtschaftlich orientierten Staaten
wiederfinden (vgl. bsp . Art. 14 UI GG, Art. 11 der belgischen, § 73 (1) der
dänischen, Art. 42 (3) der italienischen Verfassung).
267 Zu "öffentlicher" Sachherrschaft in westlichen Staaten siehe etwa BVerfGE
24, S. 367, S. 390 (vom 18. Dezember 1968); H.]. Wo/fflO. Bachof, Verwaltungs-
recht I, 9. Auf!. 1974, S. 292-293.
%58 Siehe oben, bei Anm. 107-113.
ordnungsgemäß erlangten Zulassung zum Binnenwirtschaftsverkehr Ge-
brauen gemacht, so ist der ihre Akt ivitäten einmal gesta tte nde Staat nicht
mehr frei in der Wahl seiner vermögensbeeinträchtigenden Mitt el gegenüber
solchen ausländischen Unternehmen, solange sich diese lauter verbalrensw,
insonderheit ihnen auferlegte gesetzliche bzw. vertragliche Verpflichtungen
hinreichend beadnen!60. Vielmehr darf dann der Gaststaat nicht einmal auf
höchster innerstaa tlicher Rechtsebene No rmen setzen, deren Zielrichtung
oder doch gewollte Auswirkung die Mind erung allein der vermögenswerten
privaten Rechte ist, die solchen Ausländern zusrehenw' j grundsätz lich mit
dem geltenden allgemeinen Völkerrecht vereinbar dürfte es hingegen sein,
alle fremden Staatsangehörigen oder auch alle N icht-Residenten von Eigen-
tumseingriffen umfassenderen Zuschnitt s auszunehmen, sofern das inner-
staatliche Recht eine derartige Differenzierung zuläß t26! .
ua Gerade in dieser Beziehung erstreben ja die diversen Richtlinien für trans-
nationale Korp orationen (oben, Anm. 219- 230) mehr und besser handhabbare
Maßstäbe für die Beteiligten, über die oft widersprüch lichen Anforderun gen
mehrerer nationaler Rechtsord nungen hinaus (vgl. jetzt H . Ganiker, Behandl ung
und Rolle von Auslandsinvestitio nen im modernen Völkerrecht: Eine Stando rt-
bestimmung, Schw. Jb . In r. R. Bd. 37 (1981), S. 25, S. 56-58).
260 Hat ein ausländischer In vestor mit den zuständigen Stellen des Gaststaats
eine Vereinbarung über das in dessen Gebiet zu realisierend e Projekt getroffen
oder sind ihm doch als Gegenleistung fü r sein unternehmerisches Tätigwerd en im
Inland verbind liche Zusagen staatl icher Behörden gemacht worde n, so mag daraus,
weil dergleichen i\ußerungen nicht (beiderseits} auf einer Ebene mit inte rnational-
rechtlicher Relevanz erfol gen, zwar nicht eine dauerha fte Bindu ng des so han-
delnden Staats kraft Völkerrech ts entstehen, wohl aber nach Maß gabe von auch
innerstaatlich geltenden Grundsätzen von Vertrauensschutz bzw. Vertragstreue.
Daß ein Staat im Wege . internationalisierter- Verträge keine endgültige Minde-
rung eigener Kompeten zen bewerkstelligt, ist d urmaus damit vere inba r, daß durdi
Vert ragsaufsagen oder Rücknahme von Genehmigungen sekundäre Ersa tzpflichten
entstehen könne n (siehe etwa Broumlie, Rec, des Cours 1979- 1, S. 310).
28 1 Weil und soweit diese Hoheitsakte ..wi llkürlich, diskriminierend oder auf
Erwägungen politischer Einflußnahme und wirtschaft lichen Zwa ngs" gegründet
sind (vgl. die Stellungnahme des U.S.-Depa rt ment of Stare über seine H altu ng
gegenüber ..heißem" libyschen 0 1 vom 7. Mai 1974, I.L.M. Bd. 13 (1974), S. 767,
S. 771). Wenn Exprop riationen allerdings gegen d ie ",überfremdung'" der eigenen
Volkswirtschaft durch bestimmte ausländische Investoren gerichtet sind, so ist
deren Völkerrechtswid rigkeit nimt (mehr) evident (vgl. Cbarp entier, De [a non-
discrimination dans les investissements, A.F.D.I Bd. 9 (1963), S. 35, S. 50- 51).
Siehe freilich zur Verstaa tlichung der . Großen Bergbauunternehmen" in Chile 1971
durch Verfassungsergänzung (I.L.M. Bd. 10 (1971), S. 1067- 1072) insb. P. Beb-
rms, Rechtsfragen im chilenischen Kupferstre ir, RabelsZ Bd. 37 (1973), S. 394.
S. 408, und F. O rrego Vicuna, Same International Law Problem s Posed by the
Naeionalisarioa of Cop per Industry by Chile, A.J.I .L. Bd. 67 (1973) , S. 711,
5. 718.
l!62 Vgl. Charpentie r, A.F.D.I. 1963, S. 51-55. Auch der französische Conseil
Consrirutionnel billigte in seiner Erkenntnis vom 16. Januar 1982 die Exemtion
der Banken, deren Gesellschaftskapi tal mehr heitli ch (in)direkt in H änden von
Der überragende Stellenwert der Eigentumsfreiheit in Wirtschafts- und
Rechtsordnung mar ktwirtschaftl ich verfaßter Gemeinwesen rührt aus der
Erstreckung einer vom Schutzbereich her allseitigen Gewähr leistung auf
das privatunternehmerisdt genutzte Vermögen überhau pt . Wenngleich in
jedem Gemeinwesen gesetzgeberisdte Inhaltsbestimmungen für dieses Rechts-
institut zulässig, ja notwendig sind, zeigt sich nichtsdestoweniger die ele-
menta re Funktion des Freiheirsredits gerade in dem Fehlen materi eller
Schranken im Hinblick auf die individueller Sachherrschaft zugänglichen
vermögenswerten Objekte, im Pri vateigentum auch an Prcdukticnsmitt elntw,
wie sie zuweilen seitenverkehrt zudem in einer Begrenzung verfassungs-
mäßiger Vergesellschaftungsmöglichkeiten aufscheint....
Zu sätzliche Komponenten der Absicherung gerade der unternehm erisdten
Entfaltung finden sich in der möglichst ungehinderten Bewegungsfr eiheit
im Inn ern eines Staatsgebietsw! wie in liberal en Bestimmungen für Ein-
und Ausreise!66, desgleidten im Fehlen von nicht gewidrrigen öffentlichen
Belangen entspringenden Besdtränkungen eines längeren Aufenthalt s im
Ausland, seitens des Heimat- wie des Gaststaatesze7• Die Garantie von
Personen zusamm enschlüssen zu legalen Zwecken sodann rechtfert igt regel-
mäßig Gründung und Betätigungen auch der Unternehmenskorporariontw,
wobei dieses Freiheitsrecht nicht zuletzt einen gewissen Grad an Selbst-
bestimmung über die innere Ordnung einer Assoziation einschließt, Weiter-
hin gewährl eisten Verbürgungen einer Gleichbehandlung seitens staa tli cher
Gebietsfremden liegt, von den Nationalisationsmaßaahmen (siehe nunmehr Loi
No. 82- 155 vom 11. Februa r 1982, J.O.R.F., S. 566). Zu diesem und dem späte-
ren Erkenntn is vom 13. Februa r 1982 (J .C.P. 1982 11, S. 19788; R.D.P. 1982,
S. 421-433) siehe vomehmlidr U. Wölker, EuGRZ 1982, S. 21, S. 22; L. Fauoreu ,
Les decisicns du Conseil Consritutionnel dans l'affaire des nationalisarions, R.D.P.
1982, S. 377, S. 416-417: N guyen Qua< VinhlC. Frana., J.C.P. (aaO.), III.2.c);
ferner B. Goidman, Les decisions du conseil constitutionnel relat ives aux nationali-
sations et le droit interna tional, ].D.I. (Clunet) Bd. 109 (1982), S. 275-329.
263 Hie rzu näher H . Rittstieg, Eigentum als Verfassungsproblem, 1975, S. 343-
363.
2" Dahingehend insb. W. Leisner, Der Sozialisierungsartikel als Eigentums-
garantie, J Z 1975, S. 272-277.
!6lS Siehe etwa Art . 11 GG; § 7 (1) der Finnischen, Art . 16 (1) der Italienischen
Verfassung; Art . 6 I des StGG . 1867; An. 45 I der Schweizer BV.
!Se Vgl. Art. 14 der portugiesischen, An. 19 (2) der spanischen, Art. 45, 45 bis
der Schweizer (Bundes-) Verfassung; ferner § 7 (2) der finnischen, Kap. 2, § 7
(1) der schwedischen, Art . 16 (2) der ital ienischen Konstitution, und T. E. Lae rsen,
Constituti onal Proteerion of Foreign Travel, Colum. L. Rev. Bd. 81 (1981),
S. 902-931 (U.S.A.).
t 87 Zu letzterem etwa Art. 10 (2) der italienischen, Art . 69 der der Schweizer,
Art. 111 der Iuxemburgischen Verfassung; s. a. S. Miyazaki. Legal Treatment of
Aliens in Japan, Jap. Ann. Int. L. Bd. 20 (1976), S. 65, S. 70-73.
!68 Siehe nur von Münch, aaO., 1 (Anm. 107), Art. 9/3; Art . 26 der luxem-
burgischen, Art. 20 der belgisdien Verfassung.
Organe, insbesondere wenn bestimmte Differenzierungskriterien gänzlidt
verpönt werd en, die verfassungsmäßig bestätigten Freiheitsbereiche gegen-
über sachunangemessenen hoheitlichen Übergriffenew. Schließlich erfordert
ein möglichst intensiver Schutz materieller Freiheitsgar antien auch die Er-
öffnung des Zugangs zu Gerichtenr": auch ein Ausländer muß sich ohne
größere H emmnisse der Durdisetzung seiner Ansprüche bzw. der Verteidi-
gung seiner Rechte ann ehmen können, bis hin zum Recht auf anwaltl ichen
Beistand und einer nicht übermäßigen Kostenbela stung. Aum heute noch
sind diese ..persönlichen" Freiheiten in Staatsverfassungen selten als Men-
schenrecht verbürgt, unterliegen vielmehr manni gfachen Einschränkcngentu ;
das Völkerrecht überlä ßt es zumeist den einzelnen Staaten, wie sie den
auch Ausländern vom interna tiona len Gewohnheitsrecht zugebilligten Stan-
dard im einzelnen ausgestalten wollenwt.
h) Zwar sind Kodifikationen des Außenwirtschafrsredtts generell überaus
rar ; das Regime für die ins eigene Territoriu m fließenden internationalen
Investit ionen bild et hierin aber eine Ausnahme, insofern vorab in Ent wick-
lungsländern speziell zu diesem Zweck Gesetzgebungswerke geschaffen wur-
den, die allenfa lls einige Sonderbereiche transnat ionalen Investierens nicht
in ihren Anwendungsbereich einbeaiehentts. Ansonsten fungieren diese
Kodices hinsichtlich der ihnen unterfallenden ausländischen Investiti onen
jedoch als sowohl umfassendes wie vorrangiges Reglement und setzen all-
gemeine außenwirtsdra ftsredt tliche, oft auch sonstige arbeits-, gesellsdt afts-,
sozial- oder steuerrechtliche Vorschriften beiseiteu,. Formal-gesetzlichen
%69 Vgl. etwa Art. 3, 33 11, 111 GG ; Art. 4 Schweizer BV; Art. 2 öste rr. StGG;
Art. 33 der italienischen, Art. 6, 6 bis der belgisdien. Art. 13 der portugiesischen,
Art. 14 der spanischen, Art. 4 der griechischen Verfassung; Zusätze XIII-XV
der u.s. Constitu tion, secs. 15, 18 der kanadischen ..Charter of Rights and Pree-
doms" .
270 S. z. B. Ar t. 19 IV GG; Art. 24 der italienischen, An. 31 der türki schen,
Art. 20 der griechischen, Art. 53 11, 111 der spanischen Verfas sung; Zusatz XIV (1)
der U.S.-Verfassung; sec. 24 der kanad ischen Charter.
271 Neuere Übersicht über die Staatenpraxis bei SteinerlVagts, aaO . (Anm. 118)
2-90, und Lil/ich, Rec. des Cours 1978-111, S. 373-408 ; siehe ferner etwa Art.
S (2) der griechischen, Art. 15-17 der portugiesischen, Kap. 2, § 20 der schwe-
dischen, Art . 13 (1), (2) der spanischen Verfassung, sowie secs. 2 (d), 6, 7 der
kanadischen Charter.
!1t Siehe bereits oben, bei Anm. 140-148. Die Bund esrepuhlik Deutschland
erweist sidl im übri gen du rchweg auf der H öhe der intemarional-rednlidien An-
forderungen.
!7:1l Insbesond ere Kredi rwesen, Bergbau- und/oder Ol indu str ie; siehe z. B. Art. 2
des afghaniseben ..Foreign and Domeseie Pri vat e Investment Law" vom 20. Februar
1967 (I.L.M. Bd. 6 (1967), S. 653- 662) oder Art. 1 des bolivianischen Gesetzes-
dekretes 10045 vo m 10. Dez. 1971 (I.L.M. Bd. 11 (1972), S. 375-377) .
! 74 Sofern dieser Effekt nicht eigens im jeweiligen Investitionskodex hervor-
gehoben ist {vgl. etwa Art. 10-13 des ägyptischen Gesetzes No. 43/1 974), gründet
er wohl allein auf die Regel . Iex specialis derogat legi genera li" .
Investitionsregimes entsprechen anderswo bloße solenne Erklärungen der
Regierung über ihre Politik275, die in der Sache jedoch meist als authentische,
wenn nicht gar verbindliche Auslegungen gesetzlich. eröffneter Handlungs-
spielräume für die Vollzugsbehörden Geltung beanspruchen könnent":
Gesetzes- oder Rechtsverordnungen ergehen oft gleich anstelle förmlicher
Legislativakte oder füllen doch eigentlich erst recht den weiten gesetzlichen
Rahmen aus277•
Höchst bedeutsam für die Tätigung internationaler Investitionen erwei-
sen sich weiterhin Vorschriften ohne unmittelbar außenwirtschaftliche Ziel-
setzung. Recht oft und auf mannigfache Art pflegen etwa Gaststaaten Vor-
schriften in bezug auf die körperschaftsinterne Struktur ausländischer Unter-
nehmen zu machen, die freilich die allgemeinen Gestaltungstypen des loka-
len Gesellschaftsrechts grundsätzlich unberührt lassen278• Weil der Gaststaat
über Ob und Wie der Errichtung inländischer Wirtsmaftseinheiten (allein
oder doch auch) durch Ausländer befinden kann, statuiert sein Recht oft
die Personifizierung im Inland als Voraussetzung wirtschaftlicher Aktivi-
täten 279, regelt ferner, ob auch unselbständige Teile einer transnationalen
Korporation wenigstens bestimmte Transaktionen vornehmen dürfensw,
oder untersagt schlicht bestimmte Formen von Auslandskapital-Beteiligun-
27!i Vgl. etwa die Kundmachungen des Ministeriums von Ceylon/Sr! Lanka für
Planungs- und Wirtschaftsangelegenheiten zur "Govern ment Poliey on Private
Foreign Investment" von 1966 und 1972 (I.L.M. Bd. 5 (1966), S. 591-604;
I.L.W. 13: 2 B, Appendix I) oder die "Declaration of Economic Policy of Socialist
Ethiopia" 1974 (I.L.W. 51: 2 B, Appendix I).
276 Vgl. bsp. A. ]ayagovinda, Regulation of Foreign Enterprises in India: An
Inquiry irrte Foreign Exchange Regulation Ace, 1973, Ind. ].I.L. Bd. 17 (1977),
S. 325, S. 326.
277 Siehe etwa Ordonnance No 72-1 du 8 janvier 1972 portant Code des Inve-
stissements nach Maßgabe von Art. 61, 63 der Verfassung von Dahomey (Benin)
1964 (I.L.W. 30: 2 A) oder das chilenische Gesetzesdekret 1748 vom 11. März 1977
(I.L.M. Bd. 17 (1978), S. 134-138).
278 Solange hinreichend ausdifferenzierte Regelungen noch fehl(t)en oder aber
kaum überwindliehe rechtliche Inkompatibilitäten insbesondere infolge grundlegen-
der sozioökonomischer Unterschiede vorliegen, bedarf es jedoch notwendig zu-
nächst der vertraglichen Fixierung auch der institutionellen Formen, in denen ein
Investitionsvorhaben realisiert werden soll (siehe T. Wälde, Transnationale Inve-
stitionsverträge, RabelsZ Bd. 42 (1978), S. 28, S. 58-59).
279 Ohne Ausnahme gilt dies für sozialistische Staaten; vgl. ferner Pothiert
Tillmans, RIW/AWD 1979, S. 620-621.
280 Die Einrichtung nichtrechtsfähiger Zweigniederlassungen durch ausländische
(juristische) Personen ist vor allem im Bereich des internationalen Kreditwesens
verbreitet und näher geregelt; s. z. B. Art. 1 (c), 5 (2) des spanischen königlichen
Dekrets 1, 388/78 vom 23. Juni 1978 (Bol. Of. 24.6.) und dazu t. C. Fernandez
Razas, La nouvelle reglementation de la banque etrangere en Espagne, Dr. prar.
comm. int. Bd. 4 (1978), S. 363, S. 366-367.
gen28! . Keineswegs nur ein Ausnahmefall ist heute die Festlegung von
H öchstgrenzen fremder Anteile am Grund-Kapital von im Inland errichte-
ten Unternehmungen; häufig finden sich prozentuale Limits282 bzw. das
Verbot der Mehrheitsbeteiligung durch ausländische Personen!83, aber auch
zwingende nationale Sperrminoriratent'" . Der Grad der "OHnung- für
internationale Investoren bemißt sich dabei regelmäßig nach der Bedeutung
eines Wirtschaftszweiges für das Fonkommen einer Nation und ist sohin
fast immer nach Sektoren abgestuftwe. Manche nationalen Regelungen schrei-
ben vor, wieviele Einheimische im Leitun gsorgan von inländ isch inkorpo-
rierten Gesellschaften vertreten sein m üssensw, und zuweilen auch, daß
dessen Vorsitzender die Nationalität des Anlagestaats besitzen solle287 ;
281 Mittlerweile gestalten Freilich auch euuge soaialisrisdre Staaten fremde
mehrheitliche Beteiligungen am Gesellschaftskapital von gemischten Unternehmen
auf ihrem Staatsgebiet (so Art . 10 (3) des bulgarischen Staatsrats-Edik tes No . 535
vom 25. März 1980 (I.L.M. Bd. 19 (1980), S. 992-1002) oder An. 4 (2) des
Joint Venture-Gesetzes der Volksrepublik Chin a vom 8. Juli 1979 (I.L.M. Bd. 18
(1979), 5.11 63- 1165)) .
282 40% gern. Sec. 29 des indischen Foreign Exchange Regulation Acr, 1973 ; 33
(1/3 ) 0/0 gern. Art. 5 ( t ) (a) des mexikanischen Investitio nsförderungsgesetzes vorn
8. Mai 1973 (I.L.M. Bd. 12 (1973) , S. 643-649) und gern. Art. 16, 19 des perua -
nischen Gesetzesdekrets 18350 vorn 27. Juli 1970 (I.L.M. Bd. 9 (1970), S. 1225-
1243) ; 25°/0 im Uran-Sektor Australiens, s. D. Flint , The Control of Fcreign
Investment in Australia, Dr. prat. comm. int . Bd. 4 (1978) , S. 620, S. 625- 626).
283 Dies ist die Regel in sozialistischen Staaten (vgl. Art. 4 der Verordnung des
ungarischen Finanzministers No. 7/ 1977 ; Art. 9 des bulgarischen Edikts 1980; Art.
15 des kubanischen Gesetzesdekret s No. 50 vom 15. Februar 1982 (Camara de
comercio de Ja Republica de Cuba . Possibiliry of Joint Ventures in Cuba (1982)
9-13». Erfordernisse lokaler Mehrheitsbeteiligung kennen auch verschiedene
arabische Länder, etwa der Irak, Kuwait und Iran (siehe R. BTOWnlR. niu, Doing
Business in Iran, Dr . prat. comm. int . Bd. 2 (1976), S. 467. S. 470-471).
284 So behält sich etwa in Benin nach Art . 29 des Investitionskodex 1972 der
Staat, ggf. zugunsren der eigenen Staatsangehörigen. eine Kapitalbeteiligung von
20% , in Gabon eine solche von 10°/0 vor (gern. Art . 1 der Ordonnance No . 41/72
vom 10. Ju ni 1972, I.L.W. IU , Gabon, 45).
285 Vgl. etwa die differenzierte Regelung in Art . 5 des mexikanischen Gesetzes
1973; dazu etwa A. Mentz, Probleme des mexikanisdren Gesetzes über ausländische
Investitionen, RIW/AWD 1978, S. ISS, S. 157-158, und W. Frisdr Pbilipp, Aus-
ländische Investitionen und Grunderwerb durch Ausländer in Mexiko, RIW/AWD
1982, S. 167, S. 169-171.
zsa Vgl. etwa P. Bebrem. Kontrolle ausländischer Direktinvestirionen, RabelsZ
Bd. 40 (1976). S. 233. S. 245-246; M. Tedesdn, Legal Controls on Foreign Parti-
cipation in the Australian Economy, ].W.T.L. Bd. 9 (1975), S. 573, S. 578; ferner
die Investitionsregelungen Bulgariens (Art. 10) und der Volksrepublik China
(Atr. 6) und die Einflußsicherungsklauseln in Art . 1 der Kommissionsentscheidung
No. 24 des Andenpaktes oder in An. 5 (4) des mexikanisdren Gesetzes 1973.
%87 Im Hinblick auf transnat ionale Unternehmen für wenig sinnvolJ halten dies
Erfordernis freilich D. GamerJingeTlG. Saupe, Kontrolle ausländi scher Direkt-
investit ionen in der Bundesrepublik, Die AG Bd. 21 (1976), S. 29, S. 35.
auch hier sind unternehmens- oder branchenspezifische Differenzierungen
nicht unüblich . Ein gebührendes Respektieren vitaler nationaler Interessen
bei unternehmerischen Entscheiden wird durch Vorschriften zu steuern ver-
sucht. die im Hinblick auf Srimmredite in der Hauptversamm lung Er-
schwemissese , wenn nicht gar Ausschlüsse für ausländische Ant eilsinhaber
niederlegen ode r doch zulassen!8'. Oft sind auch im Grenzbereich von
Wettbewerbs- und Gesellschaftsreeht angesiedelte Regelungen entweder
Bestand teil einer umfassenderen spez ifischen Gesetzgebung für ausländische
In vesririonensw oder doch praktisdr zur Beaufsichtigung bzw. Verhinderung
der übernahme heimischer Unr ernehmun gen durch (Gebiets-) Fremde ver-
wendbar. wenn in einem hierbei erforderlichen Verfahren auch gesamtwirr-
schaft liehe. ja allgemein-politische Gesichtspunkte wie die drohende •über-
fremdung"2" der eigenen Volkswirtschaft geprüft werdenws.
Von erheblieber Bedeutung für internat ionale Direkt-Investitionen er-
weist sich schließl ich das je lokale, individuelle wie kollektive Arbeitsrecht:
Der Freiheit des ausländischen Untern ehmers/Arbeitgebers, im Inlandsbe-
trieb Arbeitn ehmer eigener Wa hl anstellen zu können, sind Schranken ge-
zogen, sei es nun durch das Gebot, ganz über wiegend einheimische Kräfte
zu beschäftigen!93, sei es durch dessen Gegenstück, nur ausnahmsweise Aus-
! 88 Hierzu vor allem am Beispiel der Mögfidikei ten des deutschen Aktienrechts
M. Lutt ed ll , H . Schneider. Die Beteiligung von Ausli ndern an inländi schen Akti en-
gesellsdJaften, ZGR Bd. 4 (1975), S. 182, S. 184- 188 ; GamtrdingtrlSaupe, Die
AG Bd. 1976, S. 30-33; Bebrens, RabelsZ 1976, S. 248-252.
!8' Zu einer Kontrolle der Zusammensetzung des Kreises der Anteils inhaber
nach deutschem Recht siehe Lutt er/Schneider, ZGR 1975, S. 188-201; Game r-
dingeri Saupe, Die AG 1976. S. 33-34; Behrens, Rab eIsZ 1976, S. 245-248; zur
ausschließlichen Ausgabe von N amensaktien s. a. Art. 11, 12 des argentinischen
Dekrets No. 413 vom 22. Februar 1974 (I.L.M. Bd. 13 (1974), S. 1170-1175).
2'0 Siehe etwa Art. 3 (3) des kanadischen Gesetzes 1973 oder die neuseeländi-
sehen ..Overseas In vestment Regulat ions 1974" (dazu R . K. Paterson, Legal Resrric-
rions on Foreign Investment in N ew Zealand, J .W.T.L. Bd. 9 (1975), S. 177.
S. 189-194).
291 Dazu bereits } .-P. Beguin . Les entreprises conjointes international es dan s
les pays en voie de developpement - Le regime des parti cipations, 1972, S. 193-
203; s. a. ArL 36 des venezol anischen Dekrets No. 63 vom 28. April 1974 (I.L.M.
Bd. 13 (1974), S. 1221-1234).
292 überblick über ggf anzuwe ndende nat ionale Regelungen bei Bebreru,
BabelsZ 1976, S. 254-255 ; s. a. Steiner/ Vag ts, aaO. (Anm . 118), S. 66-69,
S. 998-999, S. 1417-1420.
te3 Vgl. etwa das argeminisehe Gesetz 19.151 über ausländische Investitionen
vom 5. August 1971 (I.L.M. Bd. 10 (1971), S. 1194-1200), Art. 14:8 5%; ebenso
in Art. 4 der Verordnung No. 413/ 1974 (in Voll zug von Art. 5 (g) des Gesetzes
20.557, 1973) ; ferner Art. 10, 11 des indo nesischen Gesetzes No. I vom 10.Januar
1967 (I.L.M. Bd. 6 (1967), S. 203-214). sowie K. Abooia, Investment Legislation
in Africa, ] .W.T.L. Bd. 2 (1968) , S. 495, S. 512.
länder einstellen zu dürfen!94. Weiterhin werden gerade (gebiets)fremde
Gesellschaften in bezug auf ihre Inlandsinvestit ionen häufi g dazu ange-
halten, den Ausbildungsstand ihrer Arbeitnehmer zu verbessern bzw, über-
haupt erst für eine Grundlegung fachlicher Qualifikati onen Sorge zu tra-
gen!l5. j egliche Form einer Mit-Entscheidung und Mitsprache von Arbeit-
nehmern oder deren Vertretern in den Leitun gsgremien eines Unternehmens
könnte Art und Weise wie Richtung internationalen In vestierens maßgeblich
beeinflussen i jedoch gibt es zum einen noch nirgendwo in den H eimatstaaten
transnationaler Korporat ionen eine auch nur parität ische Mitbestimmung!",
und überdies scheinen auch die weniger weit reichenden Regelungen von
Besdiäfrigren-Mitwirkungsrednen bislang die inländisdten Tochtergesell -
schaften solcher Unternehmen auszuklammernwt.
i) Im Verlauf der bisherigen Ausführun gen dürfte offenbar geworden
sein, daß von einem Recht für inter nationale Investit ionen füglich nur dann
gesprochen werden kann, wenn die transnational operierenden Akteure und
deren Investitionsverhalten in den Mitt elpunkt der Untersuchung gerückt
werden. Unter diesem Blickwinkel erscheint es freilich angemessen, die
mannigfachen Teil-Regelungen aus internat ionalen wie innerstaa tlichen
Quellen auf einen gemeinsamen N enner zu bringen298: Bei näherem Zu-
sehen wird nämlich überaus deutlich, wie die hier involvierten Rechtsord-
nungen auf längere Dauer keine Ausschließlichkeitsansprüche auf die Rege-
lung bestimmter Lebenssam verhalte erheben oder gar durchsetzen könn en,
daß vielmehr oft inhaltlich vergleich-, wenn nicht austauschbare Norm-
setzung auf mehreren Ebenen in Angriff genommen und zur Implemen-
tierung gestellt!99 oder doch gezielt Teil-Systeme unter Einbezug sowohl
Ut S. bsp. Art . 9, 10, 33 des rumänischen Dekrets No. 424 (1972) und Art . 6
(1), (4) des ..Joint Venture't-Gesetzes der Volksrepublik China.
29 5 Vgl. etwa Art . 6 des ghanesiscben ..Capital Investments Act'" No . 172 vom
19. April 1963 (I.L.M. Bd. 2 (1963), S. 666-675) und Art . 9 des .C.pit.l Invest-
ments Decree, 1973'" (I.L.W. 4:2 A); Art. 54 des ägyptischen Gesetzes von 1974/77;
Art. 13 des indonesischen Gesetzes No. I/1967.
2ge Siehe hierzu GroHfdd, aaO . (Anm. 115), S. 156-159.
291 Vgl. Behrens, RabelsZ 1976, S. 257; Birk, BerGesVR 1978, S. 345 ; F. Vi scher,
Die Wandlung des Gesellschaftsrechts zu einem Unt ernehmensrecht und die Konse-
quenzen für das Internationale Pr ivatrecht, Fs. F. A. Mann, 1977, S. 638, S. 642-
643.
!1I8 AhnIich Kimminieb. AVR Bd. 20 (1982), S. 24-26; s. a. G. Sacerdoti,
Lineament! deI diritto internazionale dell' economia, in P. Picone/G. Sacerdoti
(H g.), Dirirre internazionale deli' economia, 1982, S. 107, S. 143-153.
2" Vgl. nur die Verhaltensregeln für interna tional tätige Unternehmungen oder
die Problematik .interna tionalisierter Vertr äge (s. jetzt A. A. Fatouros, In ternatio-
nal Law and the Internationalized Co ntrac t, A.J.I.L. Bd. 74 (1980), S. 134-
141).
•
• völkerrechtlicher wie interner Vorschriften und Einrichtungen geschaffen
werden 30o•
Gleichwohl sind es derzeit immer noch die einzelnen Staaten, die das
Recht für internationale Investitionen ausgestalten und ggf. vereinheit-
lichen, zudem aber auch ein Recht des transnationalen Inveseierens erst
möglich machen, indem sie normativ verbürgte Bereiche freier wirtschaft-
licher Aktivität organisieren; dies zeigt sich nicht zuletzt bei den Bestrebun-
gen zur Klassifi zierung der einzelnen Elemente und Phasen internationaler
Investitionsvorgänge wie bei der rechtlichen Einkleidung der Formen inter-
nationalen Investierens, was im folgenden noch näher darzulegen sein wird.
5. Einzel-Formen und -Teile internationaler Investitionen
a) Die innerstaatlichen Investitionsgesetzgebungen, aber auch Abmachun-
gen zwischen verschiedenen Staaten und/oder transnational tätigen Unter-
nehmungen bezeichnen ihren jeweiligen Anwendungsbereich analytisch in
der Weise, daß sie die Mittel bzw. Instrumente auflisten, die als vom Aus-
land kommender, vermögenswerter Beitrag gelten sollen301• Allerdings ent-
ziehen sich die inhaltliche Ausgestaltung eines Investitionsprojekts unter
ausländischer Kontrolle, seine Organisation im einzelnen wie auch die Fein-
abstimmungen institutionalisierter Unternehmenszusammenarbeit weithin der
einseitig-gaststaatlichen Festlegung und erfolgen zumeist in Vertragsinstru-
menten, mag ein Staat dies nun bereits im Investitionskodex so vorsehen30!
oder aber für ein bestimmtes Großvorhaben Sonderrecht anerkennensw. So-
weit allerdings spezifische innerstaatliche Vorschriften Bereiche wirtschafr-
300 Vgl. bsp. die Kapitalschutzabkommen in ihrer Verknüpfung mit nationalen
Garantiemechanismen.
301 Siehe nur Art. 2 des ägyptischen Gesetzes 1974/77; Art. 3 des argentinischen
Gesetzes 21.382 i. d. F. des Gesetzes 22.208 (1980) (I.L.W. I, Argentina, No. 1).
302 Dies ist insbesondere in der ..Joint Venture"-Gesetzgebung sozialistischer
Staaten der Fall (vgl. etwa Art. 4, 6. 7 des bulgarischen Edikts 1980; Art. 4 (1)
des chinesischen Gesetzes 1979; Art. 3, 4 des jugoslawischen Geetzes vom 30. März
1978 (I.L.M. Bd. 18 (1979), S. 230-247)), aber nicht allein dort (vgl. etwa
B. Niane, Le regime juridique et fiscal du Code des investissements au Senegal,
1976, S. 56-63).
303 Was wohl vor allem in den Bereichen des Bergbaus und ganz allgemein der
Rohstoffgewinnung vorzukommen scheint (s. etwa C. Leben. Les modes de co-
operation entre pays en developpement et enrreprises multinationales dans le
secteur de la production des marieres premieres minerales, J.D.I. (Clunet) Bd. 107
(1980), S. 539, S. 602 mit Anm. 198; Wälde, RabelsZ 1978, S. 32-35 und S. 41).
Die gesetzesförmige Billigung seitens der Gaststaatslegislative wird dabei den
Anwendungsvorrang solch' spezieller Regelungen im innerstaatlichen Recht nach
sich ziehen (vgl. z. B. P. LeBou/anger, Le regime juridique des investissements
petroliers en Egypte, Rev. Egypt. Dr. Ißt. Bd. 28 (1972), S. 112, S. 118).
licher Aktivität en normat iv organ isieren, besteht immerhin die Möglichkeit
von Teil-Verweisungen auf geltendes Gesetzesrecht und werden nur indivi-
duelle Eigenheiten besonders vereinbart werden müssen304, una bhängig vom
sozioökonomischen System oder Ent wicklungsstand des beteiligten Ge-
meinswesenssw.
b) Zumindest seit dem Beginn von Bestr ebungen, die poliri sdie Dekoloni-
sierung durch das Erlangen wirtschaftlicher Souverän ität zu komplettieren,
hat die klassische Form der Direkt-Investition im Ausland, nämlich die
Gründ ung einer hund ertp rozent igen Tochter -Gesellschaft, mehr und mehr
anderen Gesta ltungen grenz überschreitender unternehmerischer Betät igung
Platz gemacht, wenngleich Kapital-Investitionen, das Einbringen von finan-
ziellen Mitteln auf längere Zeit in ein (neues) U ntemehmensw, immer noch
ein wesentliches Element interna tionaler Wirtschaftsak tiv itäten ausmachen.
Die Zielsetzung wohl jedes innerstaatlichen Regimes für ausländische In-
vestitionen macht es freil ich zun ehmend erforderlich, den Anwendungsbe-
reich auch auf beteiligungsahnl iehe Zuflüsse an inländische Gesellsdtaften
zu erstrecken, wenn und sofern sie zur externen Kontrolle über lokale
Unternehmen führen (können)307; als Direkt -Investit ion werden daher oft-
mals ausdrücklidt auch langfristige Da rlehen und Kredite gewertetsw.
Unter etwas anderem Aspekt setzen die insbesondere in westl idten Indu-
striestaaten geltenden Kapi ralverkehrsregelungenew weniger an der Unter-
scheidung von Direkt- und Port folio-Investition an, sondern reglementieren
Richtung und Umfang grenzübersdtreitender Investitionen primär als
Mittel zum Zweck einer Stabilisierun g des auß enwir tschaftlieh en Gleich-
104 Zutr . Wäld~. RabeIsZ 1978, S. 59-60.
305 Vg1. hierzu auch Elian, Rec. des Coues 1976- 1, S. 73-80; L~Boulang~r,
Rev. Egypr. Dr. Int. 1972, S. 117-123; M. Kato, Civil and Economic Law in
the People's Republic of China, A.J .C.L. Bd. 30 (1982), S. 429, S. 452-456.
3Cl' Siehe die Defi nition der Di rekt-Investition in Liste A., I des Anhangs A
zum (O.E.E.CJ) O.E.C.D. - Kodex zur Liberalisierung des Kapitalve rkeh rs
(dazu H.]. HahnlA . W~ber. Die OECD-Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwick lung, 1976, S. 256, und K. G. Grewlich. Bedeut ung und
Funktionsweise des OECD-Kodex zur Liberalisierun g des Kapitalverkehrs, RI W!
AWD 1977, S. 252, S. 257).
307 Aum der zuvor genannte O.E.C.D.-Kodex verfahrt in dieser Weise (Anhang
A; Liste A; I.A.3,B.2).
308 Vgl. etwa Art. 4 (2) (b) des burundischen Kodex vorn 6. August 1963
(I.L.M. Bd. 3 (1964), S. 15-23) ; Art. 2 (4) (b) des Investitionsgesetzes No. 80-9 der
Komoren vorn 26. J uni 1980, (I.L.W.I1, Comores, N o. 1) ; ferner Art. 1 des
brasilianischen Gesetzes 4. 131 (1962), Art. 2 (a) des indone sischen Gesetzes
No. 1/1967.
MO Vgl. neben §§ 22,23 AWG neuerdin gs da s niederländische Wet financiele
berrekkingen buitenland vorn 29. Mai 1980 od er das jap anische Foreign Exchange
and Foreign Trade Contro l Law i. d. F. des Gesetzes No. 65 vorn 18. Dezember
1979.
gewichtsS10; gerade hier finden sich sohin auch Vorschriften über ..auslän-
dische" Wertpapiere o. ä. als den gebräuchlichsten Instrumenten im inter-
nat ionalen Wirtsmaftsv erkehrS11.
c) Eine ..Dekomposition " von (priva ten) internationalen Invesritionenw
mag häufig, insbesondere in sozialistischen und Ent wicklungsländern, durdi
Eigenarten der Rechtsordnung des pot ent iellen Gaststaates ausgelöst wer-
den, die ausländischen Investoren Kapital-Beteiligungen an In landsunter-
nehmen generell oder doch in vitalen Winschaftszweigen un tersagcJl'.
Jedoch dürfte der Fonnenwandel auch im ureigenen Interesse der tr ans-
nationalen Korporat ionen liegen, insofern die neuen Kooperat ionsgestal-
tungen die wirtschaftl ichen wie die poli tischen Risiken des Kapitalexports
verringern , weil nicht einmal mehr partielle Eigenrumsrechte des In vestors
bestehen bleiben, auf die der Gaststaat zugreifen könnteSU • N icht alle der
Substitutionsformen internati onalen In vestierens sind völlig neu; so zählen
hierzu etwa Kaufverträge über Waren, deren transnationale Abwicklung
allerdings meist innerhalb komplexer Vereinbarungen erfo lgt, in Verb in-
dung mit Kredit absprachen und /oder Gegenlieferungen von Robseoffenus.
Abmachungen über den Transfer von Technologie in all' ihren FormenS!1
gehen immer häufiger in einem Ensemble ver traglich begründeter indu striel-
ler Kooperationsbeziehungen aufl l1• Diese könn en einmal in der Verein-
SIO Siehe die Darstellung bei R. Caoes, The Welfare Economics of Contrcls on
Capital Movemenrs, in A. K. Swoboda {Hg.}, Capita l Movements and their Con-
t rol, 1976, S. 31, S. 39-45.
SI1 Jed es devisenrechtliche Regelun gswerk dar f, ja muß nicht allein Geld, also
gesetz liche Zahlun gsmittel , sondern auch ande re mobile Werte erfassen, wenn es
seinem Hauptzweck. dem Schutz der eignen Volkswirt schaft insbesondere in No t-
lagen, gerecht werden will ; s. etwa Art. 1 (c), (d) des niederländischen Gesetzes
1980, Art. 6 (7), (8), (12), (13) des japani schen Gesetzes 1979, ferner § 4 11
Ziff. 1, 7-9 AWG, und § 1 (1) Ziff. 2, 6, 7 des Bsterr. DevisenG.
SI! So (CarreauIFloryl) Juillard, aaO. (Anm. 16), S. 458.
sn Dazu näher unten, 6.a).
S14 Vgl. P. Kahn, Etat actuel du droit des investissements ~tran gers dans les
pays en vc ie de developpemenr, in 80S, aaO. (Anm. 21), S. 283, S. 303 ; L. Kopel-
manas, La protecrion des invesrissements pr ives a I'eeranger, Dr. pr at . comm. im .
1975, S. 3, S. 8- 10.
S15 Dazu etwa L. Kopelmanas, L'a daption des regles juridiques du commerc e
inte rnational aux relaeions parriculieres entre les pays industr ialises et les pays
en voie de develo ppement, in B. Boellecker-Su rnlM. DahanlL. Kopelmanas, Droit
~conomique, 1976177. S. 133, S. 142-143 ; M. Fontaine, Aspects juridiques des
contrats de compensa tion, Dr . part. comm. int, Bd. 7 (1981), S. 179, S. 183-215.
I 1I Vgl. Kopelmanas, aaO. (vorige Anm.), S. 138- 141; ] .-M. Deleeze, Evo-
lution des contrats de rran sfert de processus technologique on know-how, Dr. prar.
comm. int . Bd. 3 (1977), S. 619-626; P. Kahn, Typolo gie des contrats de transfert
de la technologie, in P. Judet/P. KahnlA .~C. Kissl], Touscoz, Tran sfert de tedmo-
logie et developpernent , 1977, S. 435- 465.
S17 .. Industrielle Kooperation" wird teils in einem umfassenden Sinne gebraucht,
teils als Bezeichnung für bestimmt e einzelne Formen der Zusammenarbeit auf
barung ..sdtltlsselfertig" zu errichtender Anla gen eine inzwischen Formel-
hafte Ausprägung erhaltent'": Der ..Auftraggeber" bestellt dabei von
einem oder mehreren Unternehmen die komplette Installierung einer (indu-
striellen) Anlage, was die ..Anbier er" regelmäßig zu kombini erten Pla-
nungs-, Lieferungs- und and eren Leistun gsaktivität en verpflichtet und die-
sen überdies eine befristete Garantie für das mechanische Funk tionieren des
verwendeten Materials auch nach Ober- bzw. Abnahme durch den Besteller
abverlangt. Im Verhältnis von Industrie- und Entwicklungsländern nun
erweisen sidr bloße ..contrats cles en main" als unzulänglich, weil sie den
Garantievorstellungen der letzteren nicht immer hinreichend entsprechen
können3l1• Dem wird eher die Vereinbarung ..prod uktionsfert iger" Errich-
tung geremtazo, die in einer Zusammenfügung an sich sehr wohl eigenstä n-
diger Vertragsformen wie Mana gement- und tedmischen Beratungskontrak-
tenU l und von Ausbildungszusagen in bezug auf die Arbeitskräfte des Be-
stellers mit einem Pake t konstruktiver Leistungen bestehe: bei derartigen
Abreden bedarf es Freilich der Begrenzung des unternehmerischen Risikos,
etwa durch Einsetzung eines unparteiischen Dr itt en, der den Projektfort-
schritt überwach"". Lediglich auf den Sektor der Rohstoffgewinnung be-
schränkt werden wohl sog. Kontrakror- (..production shari ng") und Ser-
vice-Verträge abgeschlossen; derart ige Vereinbarungen räumen den aus-
ländischen Vertragspartnern des Gaststaats oder dessen Sond erorganismen
Unternehmensebene (so etwa Kopelmanas, aaO. (Anm. 315), S. 147- 151; vgl,
auch H.-]. Moeche, Einfache und erweiterte Ost-West-Kooperat ionen, RIW/ AWD
1973, S. 64, S. 66-70; [ , ]akubowski, Some Legal Aspects of Industrial Coopera-
tion in East-West Relations, Rec. des Cour s Bd. 163 (1979-H), S. 247, S. 258-
266).
al8 Zu ihrem wesentlichen Inhalt etwa Kahn. aaO. (Anm. 316), 5. 447-456 ;
Koptlmanas, aaO. (Anm. 315), 5. 143-146; zu Einzelfr agen etwa M. Tuts,
L'evolu tion des contrats ..eIe en main", Dr . prat. comm . int. Bd. 3 (1977), S. 633-
636; L. Couet, Les contrats de realisation d' ensemble industriel, Dr . prar. comm.
int . Bd. 7 (1981), S. 559-588.
all Vgl. Kopelmanas, aaO. (Anm. 315), S. 152.
320 Die Vertragsgestaltung mag zwar in Besonderheiten der Pr ivatrechtsordnung
Algeriens ihren Ursprung finden (so Tuts, Dr. pra t. comm . int. 1977, S. 634;
P. Kahn, Transfert de technologie et division interna tionale du tra vail pour une
politiqu e juridique, R.B.D.I. Bd. 12 (1976), S. 451, S. 452 ; s. a. G. Berlioz , Le
Code civil Aigerien de 1975 et les contrats inrernationa ux , Dr . prar. comm. Inr.
Bd. 4 (1978), S. 81, S. 97-105) ; sie erscheint aber auch in der Pr axis osteuro-
päischer Staaten (siehe M. Salem, Les contrats d'assistance tedmique, in : ]udet!
KahnlKisslTouscoz, aaO. (Anm. 316), S. 467, S. 469 Anm. 3 ; vgl. auch ]aku-
bounki, Rec. des Cours 1979-11, S. 279-280).
SZl Vgl. Salem, aaO. (vorige Anm.), S. 474-477 ; A . Huben , Evolution des
conventions de consulting engineerin g, Dr. peat. comm. int. Bd. 3 (1977), S. 627-
632.
an Dazu Kop elmannas, aaO. (Anm. 315), S .153- 154 ; ders.• Le Reglement
d'experrise tedmique de la C.c.I., Dr. prae. comm. int. Bd, 3 (1977), S. 417-422.
lediglich die unum gänglichen Gegenleistungen dafür ein, daß sich diese
überhaupt zum Erbring en bestimmter technischer, finanzieller und kommer-
zieller Dienste verseebensw, und der Investor trägt allemal das Explorations-
risiko. Formal zumindest ist die Gesamtlei tung eines Projekts auf der Grund-
lage solcher Rechtsverhältnisse Sache der inländischen, staa tl ichen Vertrags-
parrei, der fremde Kontraktor ist bloß für die Durchführung der verein-
baru ngsgemäß übernommenen Aufgaben un d Leistung en vera ntwortl ich,
wozu regelmäßig auch Inform arions-, Beratungs- und Ausbildungsverpflich-
tungen zäh lensu.
Schließlich mögen einzelne Gesta ltungen industrieller Kooperat ion wie
die Vermittlung technischer Erfahrungen, eine Zusammenarbeit bei For-
schung und Entw icklung, Produkt ionsspezialisierun gen oder auch die ge-
meinsame Erzeugung, Herstellung und Vermarktung in einzelnen Bereichen
der Aktivitätsspektren mehrerer Unternehmen hier anzuführen sein, wenn
und soweit sie sich in eine Gesamtbeziehun g zwischen verschiedenen Wirt-
schaftstreibenden aus mehreren Staaten einfügens25. Eine Art von Assoziie-
rung zwischen dem Lieferant en industrieller Anlagen und seinen Kunden
vorne hmlich in Entw icklungsländern stellt sich dabei durch die Abrede einer
..internen Kompensation" her, indem entweder der ausländische Werk-
Unternehmer selbst oder aber mit d iesem verbundene Gesellschaften einen
Teil der Erzeugnisse aus der neuen Prod uktionsstä tte zu erwerben sich
verpflichtenU 1; noch weiter gehen insoweit Klauseln über eine Kommer-
zialisierung auf dritt en Märktens~7.
ns Vg1. näher etwa P. Fischer, Die internationale Konzession, 1974, S. 177-
185; K. H ossain, Law and Poliey in Petroleum Development, 1979, S. 138- 181;
Leben, ].0.1. 1980, S. 577-585; ferner K. Admii , Stare Participation in the
Nigerian Petroleum Industry, j .W.T.L. Bd. 11 (1977), S. 156-179; T. Greif/,
International Business/Oil and Gas (Indonesia) . . ., Harv. I.L.J. Bd. 19 (1978) ,
S. 396-402 ; R. Fabrikant, Production Sharing Contracrs in the Indonesian
Petro leum Ind ustry, H arv. I.L.J Bd. 16 (1975), S. 303-351; N . D. Pbilipps, The
Framework for Foreign Participation in Da Exploration and Producrion in
Algeria, Dr, prat. comm. int, Bd. 7 (1981), S. 619-626.
aZ4 S. a. B. Boelledeer-Stem, Problemes recents du droit pet rolier, in Boelledeer-
SternlDaha n/Koptlmanas, aaO . (Anm. 315), S. I, S. 53-70; j . To taco z, Le
regime juridique internati onal des hydrocarbures ee le droit internat ional du
developpemenr J .D.I. (Clonet) Bd. 100 (1973), S. 296, S. 317-320.
3t5 Vgl. Koptlmanas, aaO. (Anm. 315), S. 147-151, sowie l -D'Herbeslj. Tous-
coz, Les cont rats incernationaux de cooperation industrielle et le nouvel ordre
economique interna tiona l, 1980.
Jtl Siehe dazu Fontaine , Dr. pr at. eomm. int . 1981, S. 216-217.
sn Vgl. etwa Art . 12 des Rahmenvertrages zwischen der tü rkischen Gruppe
Or du Yardimlasma Kurumu und der fran zösischen Regie Nat ionale des Usines
Renault vom 21. Juli 1969 (Dr. prat, eomm. inr. Bd. 1 (1075), S. 333-341, mit
Einleitung von L. CostetlA . Bozer, ebd. S. 329-333).
All' diese neuen Formen grenzüberschreite nder Unternehmenszusammen-
arbei t fallen bislang nodi kaum unter besondere Regelungen staatlicher
(Außen-)Wirtschaftsgesetzgebung"'; daraus rührt ein erhöhtes Bedürfnis
nach vertraglicher Fixierung der für die Beilegung immer zu gewärtigender
Konflikte eröffneten Wege, wobei manchmal die ] urisdikt ionsmacht des
I.C .S.LD. in Anspruch genommen werden kannS!g, in der Mehrzahl der
Fälle jedoch die Schiedsgerichtsbarkeit der In ternat ionalen H andelskammer
eingeschaltet zu werden pflegtu°.
d) Eine Unterscheidung zwischen (bloß) vert raglicher und gesellsdiafrs-
förmiger industrieller Zusammenarbe it ist zwar nicht immer leimt zu tref-
fen, weil beide Kooperationsformen, etwa beim Schaffen gemeinsamer Or-
gane ad hoc, ineinander übergehen. Der Eigenheiten in Redrrsstellung, Or-
ganisationsbedingungen wie im Gegenseitigkeitsverhältnis wegen sollte
jedoch audi im internationalen Wirtsma ftsremt eine besondere Kategorie
des ..joint venture", des gemischten bzw. gemeinsamen Unternehmens, am
Platze sein, für den Fall, daß zwei (jurisrisdre) Personen aus verschiedenen
Staaten eine spezielle neue rechtsfähige Einheit formen mit dem Ziel, hier-
durch auf ökonomischem, technischem oder wissenschaftlichem Gebiet ge-
meinsam tät ig zu werden331•
Neue internationale Direkt-Investitionen unterliegen heute in einer
großen Zahl von Staaten einem Gebot seitens der lokalen Gesetzgebung,
nicht allein sich nach innerstaa tlichem Recht zu inkorporieren. sondern mit
einem inländischen Unternehmen eine institutionalisierte Gemeinschaft ein-
zugehen, als Voraussetzung legaler Geschäftstäti gkeit. Zuw eilen bleibt die
Assoziierung fakultativ, aber zumindest doch notwendig, um die Vergün-
stigungen bestimmter herausragender Investitionskategorien zu erlangen~"% ;
3%8 Selbst die ..Allgemeinen Bedingungen für die Spezialisierung und Zusam-
menarbeit bei der Produktion- des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe fassen
ihren Gegenstand recht eng (siehe Jak ubowski. Rec. des Cours 1979-11, S. 281-
283).
320 Vgl. etwa DomleerGlosme r, aaO. (Anm. 21), S. 322-323; Kopelmanas•
aa0. (Anm. 315), S. 165.
330 Siehe bereits K.·H. Böckstiegel. Arbitr at ion of Disputes between States and
Private Enterprise in the International Chamber of Commerce, A.J.I.L. Bd. 59
(1965). S. 579-586; Jen.• The New Arbiträrion Rules of the International Cham-
ber of Commerce, Fs. F. A. Mann. 1977. S. 575-590; Kope/manas, aaO. (Anm.
315), S. 155-157.
31 1 Diese Definition folgt derjenigen Beguins (aaO. Anm. 291). S. 22 zum
..equity joint ventu re" ; ähnlich Elian, Rec. des Cours 1976-1, S. 74; Leben.
J.D.I. (Cloner) 1980, S. 575 ; Kahn, in Bos, aa0 . (Anm. 21), S. 302.
33% Vgl. Leben. ].D.I. (Clunet) 1980. S. 545-549; F. E. Banks, Multinational
Finn s and African Economic Development, j.W.T.L Bd. 9 (1975), S. 347, S. 349-
350; siehe etwa Art. 6 der madegassisehen Ordonnance No. 73-057 vom 19. Sep-
tember 1973 (I.L.M. Bd. 12 (1973), S. 1506-1513); Art. 28 des Gesetzes von
Benin, 1972.
vornehmlich in sozialistischen Staaten besteht Freilich als einzige Möglich-
keit für Investitionen ausländischen Kapitals die obligatorische Zusammen-
heit mit lokalen Wirtschafcsorganisationen333 • In fast allen Fällen334 not-
wendiger einheitlicher Beteiligung bemißt sich deren Höhe auf mindestens
51% 335 und verbindet sich mit entspredtender Majorisierung in den Gre-
mien der Untemehmensleitungws.
Als Teilnehmer an "joint venrures" kommen auf der Seite des Gaststaa-
tes sowohl private Unternehmen, sofern deren Tätigkeit überhaupt allge-
mein oder in bestimmten Wirtschaftszweigen gestattet ist337, als auch staat-
liche Wirtschaftsorganisationen oder halbstaatliche Organismen in Betracht;
auf der Seite der ausländisdten Investoren mögen gleichfalls private (trans-
nationale) Unternehmungen engagiert sein, daneben oder auch zusammen
mit diesen intergouvernementale Organisationen, insofern diese sich ihrer
Aufgaben einer Entwicklungsfinanzierung durch zeitweiliges Bereitstellen
von "equity capiral" entledigen dürfen338 - in gleicher Funktion mögen
staatlich-öffentlidte Stellen aktive Entwicklungszusammenarbeit betreiben,
wiederum gegebenenfalls in Kooperation mit den (über)regionalen Parallel-
Insritueionenws. Seit geraumer Zeit finden sich sogar trilaterale ..joinr-ven-
ture't-Formen, wo sich eine private transnationale Gesellschaft, ein soziali-
stisches (Außen-)Wirtschaftsunternehmen und ein Partner aus einem Ent-
wicklungsland zusammentun, um auf dem Territorium dieses dritten Staates
in korporativer Gestalt Geschäft zu becreibensw. Regelmäßig liegt es für
die an einem gemischten Unternehmen beteiligten Personen nahe, sich eines
für ihre gemeinsamen Zwecke geeigneten lokalen Gesellsdtaftstyps zu be-
dienen und Besonderheiten eines Vorhabens im Rahmen der Satzung er-
333 Siehe jüngst Art . 15 iVm 1 (2) des kubanischen Dekrets 1982, sowie bereits
oben, (bei) Anm. 60.
334 Eine Halbierung erfolgte hingegen in den ölkonzessionen mit Staaten des
vorderen Orients ab Mitte der sedrziger Jahre (vgl. des näheren Hossain, aaO.
(Anm. 323), S. 120-131); vgl. auch Art. 2 des marokkanischen Gesetzes No. 1-
73-413 vom 13. August 1973 (I.L.M. Bd. 13 (1974), S. 406-408).
335 Siehe bereits oben (bei) Anm. 282, 283; fernr Beguin, aaO. (Anm. 291),
S. 149-153; Leben, J.D.I. (Clunet) 1980, S. 555-557; Touscoz, J.D.I. (Clunet)
1973, S. 317-320.
336 Vgl. Beguin , aeO . (Anm. 291), S. 156-157; s. a. Pedersen, Harv. I.L.J.
1975, S. 430-433.
337 Siehe etwa Leben, ].D.I. (Clunet} 1980, S. 564-565 ; ferner zur ägyptischen
Regelung LeBoulanger, J.W.T.L. 1976, S. 82-83.
338 Dazu oben, bei Anm. 80 und 92-96.
339 Vgl. z, B. C. F. DeweylH. S. Kohli, Marktwirtschaftliche Gestaltung indu-
strieller Großprojekte in Entwicklungsländern, F & E 19 (1982) No. 2, S. 28,
5.30.
340 Dazu etwa Elian, Rec. des Cours 1976-1, S. 78-80; [ , Wilczynski, Multi-
national Corporaticns and East-West Economic Cooperarion, ].W.T.L. Bd. 9
(1975), S. 266, S. 278-279.
gänzend niederzulegen; dies gilt insonderheit für die Regelungen osteuro-
päischer Staa ten' 41 .
Waren bei ihrem Aufkommen in den sechziger Jahren internat ionale
..joint ventu res" zunächst allgemein als ideale Lösung für die Probleme
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen No rd und Süd gewürdig t wor-
den, so sind seither gewisse Nachteile grenzüberschreitender Kooperat ion
in gemischten Unternehmen unübersehba r geworden: So ist ihre Verein-
barkeit mit nationalen und regional en Wettbewerbsrechten nicht selten
zweifelhaftlU; die alltägliche Zusammenarbeit in den Leitungsgremien führt
zwangsläufig zu Spannungen, weil dem ausländischen Investor an baldiger
Gewinnerzie lung und -repatriierung, dem Gaststaat hingegen mehr an der
autonomen Entwicklung des eigenen Gemeinwesens gelegen ist; schließlich
bleibt hier der fremde Partner noch stets ..sichtbar" in die Volkswirtschaft
involviert, obgleich er kaum effektiv auf die Geschicke des Un ternehmens
Einfluß nehmen kan n. Dennoch scheinen zumindest aus dem Blickwinkel
neuerer Investitionsgesetzgebungen die Vorteile zu überwiegen, wie sie im
Vergleich zu anderen. vertraglichen Formen industri eller Kooperation auf-
scheinen, so etwa die fortbestehende wirtschaftliche und reditlidie Un ab-
hängigkeit der Beteiligten bei gleichzeit iger Risikobegrenzung auf das ..join t
venture", die Chancen zur Erweiterung von Märkten und nicht zuletz t auch
die Gewinnbeteiligung des ausländischen Investors sowie die Möglichkeit,
Sach-Einlagen zu tätigen und damit günstig eigene Ausrüstungsgüter undJ
oder Technologie in das Unternehmen einzubringensw. H iernach erscheinen
gemischte Unternehmungen auch in Zukun ft als Gestal tungsinstrument
internationaler wirtschaftlicher Zusammenarb eit vielfält ig verwendbar.
341 Vgl. bsp. Art . 9 des rumänischen Dekre ts No. 424 vom 2. November 1972
(I.L.M. Bd. 12 (1973), S. 651-656) ; Art. 1 der ungarischen Verordnung 1972/77 ;
zur polnischen ..GmbH" ·Vorschrift s. A. Burzinsleii], Rajski. Le regime juridique
des investissements etr angers en Pologne, Dr. prat. comm. int . Bd. 6 (1980), S. 171.
5. 175- 176; ferner Loeber, Dr. prat . comm. int. 1980, S. 228- 238.
sn Näher hierzu Beguin, aaO . (Anm. 291), S. 193- 203; Stein~rlVagts, aaO.
(Anm. 118), .5. 1228-1237; H. G. Koppensteiner, Internationa l Enterprises under
the Antitr ust Law of the European Economic Communiry, J.W.T.L. Bd. 9 (1975).
5.287-317.
IU Siehe etwa Pede rsen, Harv.I.L.J. 1975, S. 397-399 ; G. Floresc», Les
socieus mixtes dans les pays socialistes, nouvelle forme de cooperation economique
intemat icn ale, Dr, p ra r. comm. int . Bd . 4 (1978), S. 243, S. 252-253; Loeber,
Dr. prat. comm. int. 1980, S. 220-222; ferner H . Hauser, Joint Ventures: Sonder-
lösungen für Einzelfälle oder allgemein verwendbare Instrumente der int erna tio-
nalen Kooperations, Außenwirtschaft Bd. 36 (1981), S. 176, S. 191- 194.
6. Regelungen für ausländi sche (Di rekt-) Investit ionen im Inland
a) Jeder Staa t, sei er sozialistisch oder aber marktwirt schaftl ich ausge-
rüstet, läßt in einigen bestimmten Bereichen seiner Volkswirtschaft keine
ausländischen (Kapital-) Investitionen zu, weil er die - sei es auch nur
teilweise - ..öffnung" dieser Sektoren als abt räglich für die nat iona len
Belange erachtetSU , Während nun die östlichen Verfassungen der privaten
unt ernehmerischen Initiat ive innerhalb des je eigenen Staatsgebiets durch-
weg nur eine bescheidene Rand position zuweisen, sind in westlichen Indu-
striestaa ten Winschaftssektoren. in denen nicht zumindest inländische Pri-
vatpersonen tätig werden dürfen. die Ausnahmen, obgleich sie häufi g schon
von alters her als staa tliches Monopol, Regal o. ä. bestehen mögenS45• Zu
den ..verschlossenen", an sich jedoch privatwirtschaftlicher Aktivität zu-
gänglichen Bereichen zählt insbesondere die Suche nach und die Gewinnung
von Naturschätzen, zumindest soweit es sich dabei um Rohstoffe bzw.
Mater alien von stra tegischer Bedeutun g handelt348 j oft äußert sich das
öffentliche In teresse hieran nur in stri kter Reglementi erung und über-
wacheng unt ernehmerischer Betätigungsmodalitäten oder dem Erfordernis
staa tlidter Mindestbeteiligung an einem jeden lokalen Projekt. im Kohlen-
wasserstof fbereidi auch durch eine Monopol-Stellung eines nat ionalen
öffentlichen Untemebmensw'.
Bislang noch weithin ausschließliche Sache des Staates bleiben auch ver-
schiedene Massenkommunikationsmitt el und -einrichrungen: Vornehmlich
Rundfunk- und Fernsehansta lten dürfen entweder von Privaten gar nicht
betrieben oder kontro lliert werden, oder sie unterliegen zumindest in bezug
auf Organisati on und Struktur hoheitl icher Beeinflussungsw. Viele Staaten
behalten sich ferner manche Zweige des grenzübersdueitenden Transport-
wesens vor, häufig im Bereich von Luft- und SchiffahrtS48 j schließlich sind
344 Vgl. CarreaulFlorY/Juiliard, aaO. (Anm. 16), S. 477; Steiner/ Vagts, aaO.
(Anm . 118), S. 66-67 ; Andem, aaO. (Anm. 30), S. 23.
S45 Siehe näher G. Faruu, Droit economique, 1971, S. 185-194.
34t1 Vgl. etwa P. Fischer. aaO. (Anm. 323), S. 48-49, S. 56-57; Carreau/Flory/
[uillerd, aaO. (Anm. 16), S. 478; sowie Ar t. 1 (2) des venezolani schen Kohlen-
wassenstoffgesetzes vom 29. August 1975 (I. L.M. Bd. 14 (1975), S. 1492-1502);
Art. 5 (4) des chilenischen Bergbaukonzessions-Gesetzes No. 18.097 vom 21. Januar
1982 (I.L.M. Bd. 21 (1982), S. 409-413) ; An. 3,5 des Mines and Mineral s Act
No. 30 of 1976 von Borswane (I.L.W.I, Botswana, No. 5, S. 43-79).
an Vgl. H . S. Zaka riya, State Petroleum Companies, ].W.T.L. Bd. 12 (1978),
S. 481, S. 494-497.
a48 Siehe bsp. A.B.A. Comminee, A Guide to Foreign Investment under Uni ted
Stares Law (1979) 178-182 (U.S.A.); 254 (Kanada) ; 266 (Frankreich}. Zu den
Anforderungen aus Art. 5 I GG an einen privatwirtsdrafrlidren Rundfunk siehe
BVerfGE 12, S. 205, S. 262-263, und 57, S. 295, S. 319-327.
an Vgl. A.B.A. Committ ee, aaO. (vorige Anm.), S. 159- 169, S. 175-178
(U.S.A.) ; S. 252-253 (Ka nada) ; S. 266 {Frankreich}; S. 275 (Japan).
vornehmlich in Entwick lungslän dern Banken und Versicherungen oft-
mals Teil des öffentlichen Sektors einer Volkswirtsdiafrsw, desgleichen die
Einrichtun gen infrastruktureller Da seinsvorsorgew', wenn hier auch Re-
Privatisierungen von Teilfunktionen ihres jeweiligen Gegenstands durchaus
zulässig, ja üblich sein mögenw. Ein letzter Schlüsselbereich ist die Rüstungs-
industr ie353 ; eine möglichst lückenlose Kontrolle über ihre Produktion und
Or ganisation liegt im ureigensten Interesse jedes Staates.
Weil nun aber zumal in marktwirtsc:haftlich ausgerichteten Staatswesen
das Fortbestehen absolut ..verschlossener" Wirtsmaftsbereiche häufig nur
schwer mit den staatsbürgerlichen Grundrechten verei nbar istSM, scheint
hier eine Aufw eichung vor sich zu gehen; sie zeigt sich einma l in der
Statuieru ng eines Rechtsanspruchs für (inländische) private Unternehmer
auf Genehmigung mancher traditionell der Staatsgewalt reservierten Akti-
vitätenS55, zum anderen in der Aufgabe hoheitlicher Vor· oder Monopol-
rechte, womit dann entweder eine Konkurrenzsituatio n im Verhä ltn is
zwischen öffentlicher H and und pr ivatem Bürger geschaffen oder sogar
ein weithin staatsfreier Raum wirtschaftl ichen Tätigw erdens gewährleistet
wirds56.
Stets noch muß jedoch eine Inländergleichbehandlung fremder (juristischer)
Personen erst völk ervertraglidt konsti tuiert werden; nach Maßgabe inner-
staatlichen Rechts stehen bestimmte berufliche Betätigungen entweder zwin -
gend nur einheimischen Interessenten offen357 oder bedarf der Ausländer.
auch wenn er sich zu diesem Zwecke rechtmäßig im Inl and aufhält, einer
350 Vgl. etwa Art . 42 der Entscheidung Nr. 24 der And enpakt-Kommission.
351 Farjat. aaO. (Anm. 345) , S. 181-189j W . Friedmann, Governmental (Public)
Enterprises (1972), in : A. Conar d (H rsg.}, Business and Private Organizaeions,
International Encyclopedia of Compa rative Law XIII, ch. 13, s. 12.
352 Übersicht bei A. Akinsanya, H ost Government's Responses to Foreign Eco-
nornic Control : The Expe riences of Selected African Countries, I.C.L.Q . Bd. 30
(1981), S. 769, S. 774-780.
353 Siehe etwa zu Fra nkre ich D. von Breitenstein. Nationalisierungen in Frank-
reich, RIW/AWD 1982, S. 149, S. 150 j zu den U.S.A. A.B.A. Committ ee, aaO.
(Anm. 348), S. 196-200.
354 Vgl. zur Schweiz K. Weber aaO. (Anm. 37), S. 104-106j zur Bundesrepu-
blik v on Miinch (/ Gubelt), aaO., I (Anm. 107) Art. 12121j zu ö sterreich H . Mol-
ter, Die Bedeutung des Grundrechts der freien Berufswahl und der fr eien Berufs-
awbildung für die öster reichische Wir tschaftsverfassung, ö] Z 1978, S. 516, S. 517-
518.
W Siehe nur P. Fischer. aaO. (Anm. 323). S. 46-48, für den Bergbaubereich.
356 Vgl. bereits oben, 4.g).
357 Das Erford erni s der (inländischen) Staatsangehörigkeit und/od er eines lo-
kalen Wohnsitzes wird häufig bei freien Berufen normiert, s. a. Art. 57 (2), (3)
EWGV.
besonderen Erlaubnis hierfür, deren Erteilung zudem häufig restriktiv ge-
handhabt werden darf3~8.
Nicht direkt auf den Erwerb gerade zu unternehmerischen Zwecken aus-
gerichtet, aber auch ihn zwangsläufig limitierend stellen sich überaus ver-
breitete, oft von staatlichen Untergliederungen normierte oder aber allein
für bestimmte Teile eines Staatsgebietes geltendesw Beschränkungen des
Ankaufs von und Verkehrs mit Grundstücken durch Gebietsfremde dar380j
nicht in allen Fällen vermag ein bloß schuldrecbtliches Nutzungsverhältnis
dem ausländischen Investor die erforderliche sichere Rechtsposition zu
gewähren381.
Die Mehrzahl der Auslandskapital abwehrenden Regelungen bewerk-
stelligen dies nun auf die Weise, daß sie enumerativ die liberalisierten Wirt-
schaftssektoren auflisten362 j dabei existieren Inländer-Vorbehalte regel-
mäßig in den Zweigen einer Volkswirtschaft, in denen auch Staats-Eigenbe-
tätigungen nicht selten sind, und häufig anstelle der Ieezterenss. Sie finden
sich aber auch im Bereich des Forst_364 und Fischerei- sowie in (weiteren)
Bereichen des Diensrleistungswesensws.
In einigen ökonomischen Integrationsgebilden erstrecken sich die Rechts-
vorteile für einheimische Investoren auf die Angehörigen aller anderen
Mitgliedstaaten; ihre "regionale" Kapitalbeteiligung gilt nicht als auslän-
3~8 Vgl. zur Neu-Regelung in Frankreich N. Guizemanis, La loi no 81-973 du
29 octobre 1981 sur les conditions d'entree et de sejour des etrangers en Erance,
D.S., 1982, S. 173, S. 178.
3~1l Zum Verbot nach Art. 27 der mexikanischen Verfassung s. Frisch Philipp,
RIW/AWD 1982, S. 172.
360 Übersicht bei [. Weisman, Restrietions on the Acquisition of Land by Aliens,
A.J.C.L. Bd. 28 (1980), S. 39-66; zur schweizerischen "Lex Furgler" (Bundes-
beschluß über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland vom
21. März 1973, SR 211.412.41) siehe etwa R. Dagon, Erwerb von Grundstücken
durch Ausländer in der Schweiz, RIW!AWD 1974, S. 453-461.
361 Hier mag jedoch die Errichtung eines "joint venrure" angehen, wobei der
inländische Partner Grundstücke als Sacheinlagen in das Unternehmen einbringt
(s. aber Art. 22 (3) des bulgarischen Edikts 1980; Loeber, Dr. prat, comm. int . 1980,
S. 234).
362 Vgl. z. B. Art . 2 i.V.m. 25, 26 des afghanischen Gesetzes 1967; Art. 3 der
äthiopischen Proklamation No. 2611975 (I.L.W. 51: 2A-1.5); Art. 3 des liberia-
nisdren Investitionskodex vom 21. März 1966 (I.L.M. Bd. 5 (1966), S. 607-614).
363 Aufschlußreich sind insoweit Art. 1 (a), (b) und Art. 4 des venezolanischen
Dekrets 2031 über ausländische Investitionen vom 8. Februar 1977 (I.L.M. Bd. 16
(1977), S. 1531-1532).
364 In Japan siehe A.B.A. Commirtee, aaO. (Anm. 348), S. 275; zu Finnland
siehe O.E .C.D., International Investment and Multinational Enrerprises, 1979,
S. 11.
365 Siehe etwa Art. 1 (d) der venezolanischen Verordnung 1977; Art. 6,7 des
indonesischen Gesetzes 1967.
disme388• Trotz allgegenwärtigen Schwankungen in den Konzeptionen und
Verläufen nationaler Auß enwirtschaftspoli tik läßt sich heute in recht vielen
im Grundsatz marktwir tschaftlich ausgerichteten Staaten eine generelle
Affinität für ausländ ische (Kapita l- bzw. Di rekt-) In vestitionen konstatie-
ren, auch in den meisten der ..Schwellenländee 'w": nach wie vor gelten
jedoch mannigfache und vielfältige Zulassungssduanken für potentielle
fremde Investore n, teils zwingender N atu r, teils vermi ttelt über nur Ein-
heimischen eröffnete staa tliche Vort eile und Verg ünseigungensw. Neben
solchen handels-, gesellsdiafts- und arbeitsrech tlicher Art, die die inlän-
dischen Aktivitäten des ausländischen Unternehmers häufig normat iv vor-
strukturieren, wirken restr iktiv vorn ehmlich Bestimmun gen über Kredit-
aufnahmen zu (Neu-) Investitionszwecken. insoweit sie hierfür generelle
Obergrenzen setzen oder aber den Zugang zu bestimmt en Kap italm ärkten,
vorab den heimischen, erschweren389 .Denkbar, aber nicht eben häufig ist
auch ein Verbot von Investit ionen (in und ) aus bestimmten ..mißliebigen"
Staaten, vornehmlich wenn hierfür auf intergouvernementale Akte recht-
fert igend Bezug genommen werden kann370•
Andere Bestimmungen setzen hingegen lokale wirtschaftliche Betäti gungs-
möglichkeiten von Ausländern als an sich erwü nscht und rechtens schon
voraus; so verhält es sich in aller Regel bei Vorschriften über Mindestbe-
träge einer Investirionttt, hierdurch geschaffene, dauernde Arbei tsplätze3n ,
... So in E.W.G., Andenpakt und U.D.E.A.C.; vgl. auch Art. 4 (a} des ägyp-
tischen Gesetzes 1974/77 in bezug auf ..arab isches" Kapital.
317 Zu einzelnen hiervo n vgl. etwa R. Heeser, Ausländische Investitionen in
Taiwan, RIW/AWD 1979, S. 245-247; C. KimlR. O. Rogier, Interna tional Trade
and Investment Law in th e Republic of Korea, j.W.T.L. Bd. 10 (1976), S. 462,
5.463-465.
168 Auf die der verwaltungsbehördlichen Praxis hierbei häufig zukommende
und nicht selten recht einseitig gehandhabte Beurteilungsmacht weist der Zwischen-
bericht des Committee on Internat ional Investment and Multin ational Ente rprises
hin (O.E.C.D. Doc. C (78) 137, 4 (Ziff. 7».
16Q Derartige Regelungen finden sich insbesondere in den Staaten Lateinamerik as.
und zwar auch in Regimes für ausländische Investitionen, die nicht dem Anden-
pakt-Modell nachempfunden sind; siehe etwa Art. 11 des chilenischen Statut s 1977.
170 Einziger Adressat von Maßnahmen auf Grund des Art . 41 der Ll.Ni-Cha rta
war bislang Süd-Rhodesien (siehe B. Lindem eyer, Das Handelsembargo als wirt -
schaftlich.es Zwangsmittel der staatlichen Außenpol itik, RIW/AWD 1891, S. 10,
S. 15). Auch regionale intergouvernementale Verbände üben wirtschaftlichen Druck
in Gestalt (totaler) wirudtaftlidter Isolierung eines Staates aus; spezifische Be-
schränkungen des Kapita lverkehrs allein scheinen dabei jedoch nicht üblich zu
sein {Lindemeyer, ebd., S. 17).
' 71 Siehe etwa Art . 3," der indonesischen Verwaltungsdirektiven vom 27. Januar
1967 (I.L.M. Bd. 6 (1967), S. 215-220) ; Art. 1 des marokanisdten Gesetzes 1973 ;
Art . 8 des tunesiechen Gesetzes 69-35 vom 26. Jun i 1969 (I.L.M. Bd. 8 (1969),
S. 1197- 1205).
' 7% Vgl. Art . 20 des Investitionsgesetzes des Niger vom 31. Juli 1968 (I.L.M.
Bd.8 (1969), S. 598-605) ; s. a. Art. 25 der argeminisehen Verordnung 1974.
Verwendung lokaler Vorerzeugnissesw, wo eine fehlende Tatbestands-
mäßigkeit meist allein zum Wegfall eines Anrechts auf Sonderbehandlung
führt. Daß inländischen Privat-Personen generell unternehmerische Betäti-
gung verwehrt ist, Ausländer hingegen hierzu berechtigt sein sollen, ist
schließlich die Grundkonstellation der "joint venture"-Gesetzgehungen der
sozialistischen Staaten, aber auch notwendiges Ergebnis jeder Verstaatlichung
bestimmter (einzelner) Wirtschaftszweige, wenn dabei ausländisch kontrol-
lierte Unternehmen von der Überführung in Gemeineigentum ausgespart
bleibenst-. Ob die nicht verstaatlichten Gesellschaften nun weiterhin "altem"
Recht unterliegen oder aber ihr Status novelliert wird, mag von der Reich-
weite der Eigentumsneuordnung abhängig sein - von Regeln für auslän-
disehe Investitionen kann in solchen Fällen kaum mehr gesprochen werden,
werden diese doch nur nebenbei tangieret".
b) An die allgemeine normative Entscheidung eines Empfangsstaates für
grenzüberschreitenden (privaten) Kapitalverkehr schließt sich die nähere
Regelung darüber an, wie eine ausländische Direktinvestition in den für
sie grundsätzlich offenen Wirtschaftssektoren im Einzelfall getätigt werden
kann und muß . Dabei mögen zwar theoretisch drei prinzipielle Verhaltens-
weisen gegenüber privaten Kapitalimporten unterscheidbar sein, nämlich
eine freundliche, eine neutrale und eine eher abweisende Haleungst": prak-
tisch vermischen sich. allerdings zumeist Anreize, Kontrolle und Restriktio-
nen zu einem komplexen Regelungsganzen.
Mit einiger Regelmäßigkeit wirken dabei Beziehungen zwischen dem
wirtschaftlichen Entwicklungsstand und der natürlichen Faktorausstattung
eines Gemeinwesens, dessen gesellschaftlichem System und seinem Investi-
tionsrecht: Insbesondere in den westlichen Industriestaaten sind so Vor-
sdiriften in bezug auf ausländische Investitionen im überwiegenden Teil
373 So z. B. Art. 26, 27 des Gesetzesdekrets Boliviens 1971; Art. 4 (e) des
liberianischen Investitionskodex 1973 (EG-Kommission, Investment Laws of ACP
Countries H, 1979, S. 236-252).
374 Wie jüngst zumindest grundsätzlich in Frankreich und Mexiko; anders aber
auch Art. 1 des irakisdien Gesetzes No. 100 (1964) über die Nationalisierung der
Handelsbanken (I.L.M. Bd. 3 (1964), 5. 942-946) sowie in all den Fällen, in
denen gerade ausländisch kontrollierte Unternehmen expropriiert werden sollten
(s. nur die libyschen Gesetze vom 11. Juni und vom 1. September 1973, Art. 1
(I.L.M. Bd. 13 (1974), S. 58-59, S. 60-63)) .
375 Die tansanischen Nationalisierungsgesetze von 1967 statuieren im Rahmen
der Entschädigungsregelungen zuweilen ausdrücklich, die Rechte aus dem ..Foreign
Investments Act, 1963" würden nicht beeinträchtigt (siehe nur Art. 12 (3), 22,
des Stare Trading Corporation (Establishment and Vesting of Interests) Ace,
I.L.M. Bd. 6 (1967), S. 1202-1211).
371 So CarreaulFlory/]uillard, aao. (Anm. 16), S. 479 (-483).
der eigenen Volkswirtschaft nicht prohibitiver Art377, sondern ihnen liegt
vorab die Sorge um die Sicherung eines auße nwirtschaftlichen Gleichge-
wichts zugrunde, und sie regeln zu diesem Zweck auch die Erfassung der
grenzüberschreitenden Kapitalb ewegungen bis in Einzefheieensw, Selbst
wenn aber Direkt-Invest it ionen aus dem Ausland in jedem Fall genehmi-
gungspflichtig sind (aus devisenrechtlichen Erwägungen beispielsweisepw,
stellen sich diese Vorkehrungen allein als Kontr ollmechanismen dar, die eine
Überwachung und allenfalls in Ausnahmelagen einen AussdIluß vo n Vor-
haben ausländi scher Investoren bewirken sollensso.
Diese grun dsätzli che Neutralitä t hinsichtlich fremder In vestit ionen er-
hellt im weiteren Ablauf im Fehlen einer Sonder-Behandlung, sofern die
betreffenden Unternehmen nur rechtmäßig im Inl and täti g sind ; sie neh-
men am Binnenwirtschaftsverkehr regelmäßig als gleichberechtigte und
gleichwertige Mit-Wett bewerber der lokalen Wir tschaftstreibend en teilS8t •
Die Vorschriften für eine Vornahme von In vestit ionen im Inland sind
zudem meist genereller Art, stellen von vornherein klare Anforderun gen an
jeden potentiellen Investor . Dieser Gesetzestechnik entspricht es. daß der!
gaststaatl ichen Behörd en kein autonomer Entscheidungsspielra um eröffnet
ist, wenn der Antragsteller nur die Zugangsvoraussetzun gen erfüllt. Sollen
allerdings nur solche ausländischen Investit ionen getät igt werden dürfen,
die im nationalen Interesse des Anlagestaa tes sind, so erfä hrt die Würdi-
gung notwendig eine polirisdie Färbung und ist kaum zur Gänze justizi-
ahelsS:l!, wirkt aber andererseits auf Da uer ; eine erneute administrative
überprüfung da rf wohl allenfalls bei einem gru ndlegenden Wa ndel in der
S77 Ebenso A.B.A. Committee, aaO. (Anm. 3-48). S. 279; K. Grtwlich , Direct
Investment in the OECD Cou nt ries. 1978, S. 48; CarreaulF/oryl f uil/ard. aaO .
(Anm. 16), S. 480; P. Le'flyIH . Ganiker, Behandlung und Schutz der Auslands-
investitionen: Konzept e im Wandel, Außenwi rtschaft Bd. 35 (1980). S. 53, S. 72.
378 So insb. die U.S. Foreign Di rect Investment Regulat ions (15 C.F.R. Par t
1000) mit Form FDI-IOI; vgl. audr §§ 26 AWG, 55-58 c AWV und die Vor-
drucke Anlage KI-K4.
37' Vgl. die Übersicht in O.E .C.D., Internati onal Investment (Anm. 364), S. 7
(belg.-luxemburgische Wirtschaft sun ion), S. 11 (Finnland), S. 15 (Griechenland) ,
S. 16 (Eire), S. 22 (Neuseeland), S. 24 (Norwegen), S. 28 (Schweden) , S. 30
(Vereinigtes Kön igreich - zur Aufhebung dort siehe Bank of England, EC
Notlee 84 vom 24. Ok tober 1979).
ISO So auch Grtw/ich. aaO. (Anm. 377), S. 49; CarreaulFloryl j uillard. aaO.
(Anm. 16), S. 480.
38t Vgl. Grewlich. aaO. (Anm. 377). S. 87; sowie dem C. I.M.E.-Bericht
,.Review of the 1976 Declaration and Decisions on International Investment and
Multinational Enterprises" (O.E.C.D. Doc. C (79) 102 (Final) ~ I.L.M. Bd. 18
(1979), S. 986-1024), insb. Ziff. 89.
SM So A.B.A. Commirtee, aaO. (Anm. 348), S. 258 (Kanada); K. Mavrias. Le
regime juridique des investissements etrangers en Grece, 1975, S. 92-95 ; vgl.
, aber auch Art. 56. 57 i.V.m. Art. 27 (7) des japanischen Gesetzes 1979.
unternehmerischen Zielsetzung und/oder Betriebsführung angeste llt wer-
den383• D agegen ähneln sich all e Regimes für ausländische Invest itionen in
den (gesamthaft betrachtet) einseitig Privat-Kapital importierenden Staaten
darin, daß sie d ie rechtmäßig im Inland tätig werdenden fr emden Unter-
nehmer ausdrücklich als eigenständ ige Adressatengruppe behandeln. Diese
D ifferenzierung im Verhält nis zu na tionalen Investor en mag nun zugunsren
od er zulas ten der ausländisch kontrollierten Gesellschaften ausfallen ; ins
Werk gesetz t wird sie beidemal zuvörderst durch vertragliche Insrrumentess-,
aus (zum Teil) unrersdiiedlidien Beweggründen allerdings: Während die
für pri vat e Direkt-Investitionen aufgeschlossenen Gaststaaten zuallererst
dar an int eressiert sind, für die Vorz ugsbehandlung als Gegenle istung nü tz-
liche Verpflichtungserkl ärungen des internation alen Investors zu erl an gen385,
suchen die primär auf den Abbau w irtschaftlicher "überfremdung" ziele n-
den Staaten ein vertragsförmiges Einverständnis des ausländischen Partners
nicht zuletzt, um diesen nat ionalem Recht aussch.ließlic:h unterwerfen zu
könnent '" .
c) In all er Regel tritt eine investitionswillige transnationale Korpora tio n
mit ihren Vor stellungen über ein bestimmtes Inl andsvorhaben gleichsam
"von unten" an di e zuständig en gastst aatlichen Stellen heran und initiiert
das jeweils erforderliche Prüfungsverfabrensv . Bei einer subc rd ina rions-
förmigen Ausgestaltung von Verfahrensgang und -absdiluß ist regelmäß ig
eine erneute Mitwirkung des Investors nur dann geboten, wenn zusätz liche
An gaben und Informa tio nen für eine ord nu ngsgemäße Würdigun g des
Antrags erforderlich sind. Nicht nur in Industriestaaten dürfte die Ab leh-
nun g eines Investitionsgesuchs nur ausnahmsweise und als ultima ratio er-
383 In den Investitionsregimes selbst ist sie in aller Regel nicht ausdrücklich
vorgesehen (vgl. aber Art . 9, 27 (8) des japanischen Gesetzes 1979) ; immerhin mag
aber zum einen gemeines (öffentliches) Recht anwendbar sein, kann jedenfalls der
Gesetzgeber zu Revisionen schreiten.
384 Vgl. CarreaulFloryl Juillard, aaO. (Anm. 16), S. 482, die allerdings bei
ihrer Klassifizierung die ..joint venrure'f-Gesetze der sozialistischen Staaten weit-
hin außer Acht lassen, wo ein Gesellschaftsvertr ag bereits wesensgemäß benötigt
wird.
386 Vgl. z. B. Art. 7 des liberianischen Kodex 1973; Andem, aaO. (Anm. 30),
S. 303; Niane, aaO. (Anm. 302), S. 69-76.
386 So etwa D. F. Vagts, Coercion and Foreign Investment Rearrangements,
A.J.I.L. Bd. 72 (1978) , S. 17, S. 18-20, sowie bereits J. N . H yde, Economic
DeveIpoment Agreements, Rec. des Cours Bd. 105 (1962- 1), S. 271, S. 350- 351.
387 VgI. bsp. zur kanadischen Rechtslage secs. 8, 11 des FlRA 1973 sowie die
Schemata der ..Foreign Investment Review Regulations- vom 10. März 1977
(I.L.M. Bd. 16 (1977), S. 1469- 1477); zum Senegal siehe Niane, aaO. (Anm. 302),
S. 50-51 ; zu Indonesien vgl. K. Kähler, Wirtschaftsverfassung und Kapital-
investition in Indonesien, 1974, S. 131.
fo lgen , wenn das ausländische Unternehmen nicht bereit ist , gaststaatlichen
Anderungswünsdten nach Mög lichkei t enrgegenzukommentw.
In sbesondere in vi elen (frankophonen) Entwicklungsländern, aber auch
in sozia list ischen St aaten sehen hingegen di e na tionalen Investitionsgesetze
vor, daß die Tätigung einer Kapitalinvestition im Inland den Ab schluß
eines besonderen Ver trages zwischen den Beteiligten voraussetzt :Ssv, der
nicht notwendig, aber oftma ls auch als Statut eines neuen gemeinsamen
Untern ehmens fu ngiert, dessen In halt a llerdi ngs gru ndsä tzlidt nur inner-
halb des innerst aa tliche n Gesetzesrahmens frei vereinba rt werden darf3vo.
Auf sta atli cher Seite wirken hierbei Organ e mit un d sind solenne Formen
zu beachten, wie dies ansonsten nu r bei Staatsverträgen üblich ist:svI• Der-
artige Gebote sind oft für all e bedeutsam eren P rojekte, wenn nicht ga nz
allgemein statuier t, aber auch nur für den Fall einer Durchbrechung ein-
fachgesetzlichen Remts"'.
Für ausländische Investoren nicht unwesentl ich sind R egelu ngen über die
(Höchst- ) Dauer eines Präfungsverfahrenstw, wel che freilich bei Ver t rags-
for men natu rgemä ß selte n vorkommen ; sie eröffnen dem An tragstell er zu -
mindest die Möglichkeit, Rechtsbehelfe gegen un günstige Bescheide ein zu-
legen:Sv" ,
Wohl wegen der no twendig vo rha ndenen auswä rt igen Bezüge des Auf-
gabe nberei dts ist die überprüfung ausländischer In vesrir ionsgesudr e auf
ihre Gemeinwohl verträglichkeit hin regelmäß ig obers ten zentra len St aats-
:S88 Siehe z. B. Art. 22 des afghanischon Gesetzes 1967 oder die Angaben bei
G. McKinnis, The Argentine Pc reign Investment Law of 1976, Colum. J. Trans-
nat . L. Bd. 17 (1978) , S. 357, S. 391-392.
lev Vgl. Art. 2 (3) des ghanesisdien Gesetzes 1963 ; Art. 23, 26, 27 des Bu-
rundi -Kodex 1963, Art. 15-18 des senegalesischen Gesetzes No. 72-42 vom
4. Juni 1972 (Text bei: Niane, aaO. (Anm. 302), S. 178-185); Art. 4 des bul-
garischen Edikts 1980; Art . 3,4 des chinesischen ..joint venture"-Gcsetzes 1979;
ferner Art. 3 des chilenischen Statuts 1977.
390 Siehe nur Art . 5 des tunesischen Gesetzes 1969 ; Art . 4 des marokkanischen
Gesetzes 1973; Art. 7 des jugoslawischen ..Joint venture"-Gesetzes 1978.
:SVI Hieraus leiten manche Autoren ein gewichtiges Indiz für die ..Internationali-
sierung" solcher Investitionsvertr äge ab (vgl. etwa P. Fischer, aaO. (Anm. 323),
S. 326-337; K .-H. B ödestiegel, Der Staat als Vertragspartner ausländischer
Privatunternehmen. 1971, S. 233-238; l - Kuu si, The Host Stare and the Trans-
national Corporation, 1979, S. 62).
:SV! Vgl. bereits oben, (bei) Anm. 302, 303.
3I:S Siehe etwa Art. 22 des afghanischeu Gesetzes 1967 ; Art. 22 des algerischen
Kodex vom 15. September 1966 (I.L.M. Bd. 6 (1967) , S. 92- 99) ; An. 25 des
venezolanischen Dekrets 1974.I". Vgl. Art. 73-75 des o. a. venezolanischen Dekrets oder Art. 18 des
afghanischen Gesetzes. Angesichts des Ranges der Genehmigungsstelle nimmt es
kaum wunder, daß nur selten überhaupt ein Rechtsweg gegen die Ablehnung
eines neuen Projekts gegeben ist; siehe sogleich im Text.
organen übertragenwe, oftmals interministeriellen Gremiens'" oder der
Zentralbankast. Zuständigkeitsaufteilungen orientieren sich insbesondere an
der wirtschaftlichen Bedeutung eines Projektsws, oft finden sich abgestufte
Verfahren dergestalt, daß die nähere Untersuchung einer Einrichtung mit
nur beratenden und höchstens vor-entscheidenden Funktionen obliegt, letzt-
endlich aber ein übergeordnetes Organ abschließend und oft durchaus an-
ders enrsdieidetsw.
Nationale Investitionsgremien o. ä. sind freilich keineswegs auf Funk-
tionen betr. die Anfangsphase einer ausländischen Investition beschränkt,
sondern ihre Zuständigkeiten und Befugnisse erstrecken sich über die ge-
samte Dauer der wirtschaftlichen Aktivitäten internationaler Investoren
im Inland hin400 j ihnen obliegen etwa statistische und informationsbe-
schaffende wie - vermittelnde Tätigkeiten, Reformvorschläge, Kontroll-
aufgaben und bisweilen auch Registrierungskomperenzenwt. Zuweilen sind
sie sogar ausdrücklich auch zu werbenden Auslandsaktivitäten in den
Heimatstaaten potentieller Investoren gebaltenws.
d) An die Gestartung gegenüber einem ausländischen Unternehmen, eine
(Kapital-) Investition im Inland vornehmen zu dürfen, die oft den Adres-
395 Zur Kompetenz der Regierung(smitglieder) siehe etwa Art. 4,8, 10 des
argentinischen Gesetzes 1980; Art. 14 des Benin-Kodex 1972; Art. 5 des Kodex
von Guinea vom 6. April (I.L.W. 24: 2A); Art. 17 des rumänischen Dekrets
No. 424/1972; Art. 17 des chilenischen Statuts 1977.
SD6 Siehe z. B. Art. 28 des indonesischen Gesetzes 1967; Art. 3,4 des marokka-
nischen Gesetze s 1973; zu mehr oder weniger autonomen Instituten vgI. etwa
Art. 25-29 des ägyptischen Gesetzes 1974/77; Art. 20-22 des afghanischen Ge-
setzes 1967; Art. 42-56 des bolivianisdien Gesetzesdekrets 1971,
397 Vornehmlich in Industriestaaten (vgl. oben , Anm. 379).
39S Vgl. bsp. Art. 16, 17 des Chile-Statuts 1977; Art. 9 (3), (4) des Liberia-
Kodex 1973.
399 Vgl. Art. 9 des tunesischen Gesetzes 1969; Art. 2 (1) der indonesischen
Direktive 1967; Art. 6, 10 (1) des sudanesischen .Developmem and Encouragement
of Industrial Investment Act", 1974 (I.L.W. 46: 2A); aber auch Art. 27 des
südvietnamesischen Gesetzes No. 4 vom 2. Juni 1972 (LL.M. Bd. 11 (1972),
S. 882-891).
400 Siehe nur Art. 26 des ägyptischen Gesetzes 1974177 oder Art. 39 des
argentinischen Dekrets 103/1981 (I.L.W.I, Argentina, No. 2, 9-23).
401 In Mexiko gibt es allerdings eine eigene Nationale Registratur für aus-
ländische Investitionen gern. Art. 23, 24 des Gesetzes 1973, und in Togo sind
anfängliche Überprüfung und spätere Kontrolle verschiedenen, aber personell
teilidentischen Gremien übertragen (siehe Art. 34, 35 und 36-38 des Kodex vom
10. Januar 1973 (I.L.W. 48 : 2A».
402 So z. B. Art. 39 (g) der argentinischen Verordnung 1981; Art. 13 (3) No. 3
des thailändischen Promotion of Investment Act, B. E. 2520 vom 4. Mai 1977
(LL.W. IX, Thailand, No. 1, 3-11); s. ferner Art. 25 iVm 26 (iii) des ägypti-
schen Gesetzes 1974/77.
saten zu baldigem Tätigkeitsbeginn anhält 403, reiht sich die Verwirklichung
eines Vorhabens nach Maßgabe der genehmigten Pläne und Programme
des internationalen Investors, die sich vornehmlich unter der gemeinen
wie der spezifisdten Investitionsgesetzgebung des Gastlandes vollzieht.
Audt ohne daß Kapitalschutzverträge mit dem H eimatstaat in Kraft stehen,
kann freilich das ausländische Unternehmen eine Behandlung nach Billig-
keitf0.a und ein faires und nicht diskriminierendes Verhal ten405 seitens lo-
kaler Behörden erwarten; mehr als "national trearment" zu fordern, dürfte
sidi jedoch in der Regel nicht begründen lassen"' . N icht allein für die Vor-
nahme, sondern audt für die opera tive Durchführung auslän discher In vesti-
tionen finden sich häufig Vorschriften finanzie llen Inhalts : So bedarf etwa
die Erhöhung des Grundkapita ls einer Gesellschaft stets, aber nicht nur4°1
dann der investitionsbehörd lichen Genehmigung, wenn sich in deren Zu-
sammenhang Verschiebungen im Verhältnis von lokalen und fremden An-
teilseignern ergeben; ebenso verhält es sich bei wesentlichen Xnderungen
der sta tutarischen Unternehmenszwecke-w, Weiterhin gelten oftmals be-
sondere Bestimmungen in bezug auf Re-I nvestiti onen, sowoh l was die
Wiederanlage (eines Teils) der Unteme hmensgewinne in der eigenen lokalen
403 Vgl. etwa Art . 1 (5), (6) des "Foreign Investments (Protection] Act, 1964-
von Uganda (I. L.M. Bd. 3 (1964), S. 1062-1066) ; Art. 9 (2), (3) des ta iwanesi-
sehen ..Sta tut e for Investment by Foreig n Nationale" vom 14. Juli 1954/14 . D ezem-
ber 1959 (I.L.W. 37 : 2A).
404 Ob gleich der Terminus . equitable- vo rab im O .E.C.D.-Rahmen verwende t
wird (etwa in der Präambel der M.N.E.-Richtlinien 1976), findet die Vorstellung
selbst sehr viel weitere Verbreitung (vgl. den Bericht von B. SopultJeda fü r die
Intergouvernementale Arbeitsgruppe der Commission on Transnat ional Corpora-
tion s (EIC 10146, 11. April 1979 = Simmonds, aa0. (Anm. 220) F. 13), Z iEf. 46
(13» .
405 So auch die Stellungnahmen nicht-staatlicher Verbände zum U.N.-Kodex-
enrwurf (s. den Bericht des ECOSOC-Sekretariats vom 30. Dezember 1976/15 . Mär z
1977 (EIC 10120 und /Add. 1 = Simmonds, .aO . (Anm. 220) F.6), Zi Ef. 96,
97 (17), sowie bereits den Rapport der .Group of Emi nent Persons", 1974 (Sim-
monds , a. O ., E., 37-38)).
406 Nach Kap. 2, Art . 2 (a) der . Charta der wirtsch aftlichen Recht und Pflich-
ten der Staaten" 1974 soll kein Staat gezwungen werde n dürfe n, ausländische
Investitionen Vorz ugsbehandlung zu gewähren ; Ziff. 47 der ak tuellen Fassung
(von 1981) des Ll.Ni-Kodexentwurfs über tr ansnat ionale Korporat ionen hä lt eine
entsprechende Forderung des Investors für ungerecht fertigt.
407 Vgl. etwa Art. 4 des In vestitionsgesetzes von Tangan yika 1963; Art. 4 des
chilenisdien Gesetzdekrets 600 vom 13. Juli 1974 (I.L.M. Bd. 13 (1974), S. 1176-
1188).
408 Siehe bsp. Art. 1 (2) des ugandisdi en In vestitionsgesetzes 1964 ; Ar t. 19
des rum änischen Dekrets No. 424/ 1972 ; Art . 11 (1) des Taiwan-Gesetzes von
1954/59.
Gesellsdiafr'w als auch in anderen Projekten im seiben oder einem neuen
WinsmaftsseklOr anbelangrus. Prüfungsmaßstab wie (fehlende) Redttsbe-
helfe entsprechen denen bei der Zugan gsumersuchungeu.
Wie im H inblick auf die erstm alige Tätigkeit, so sind über die gesamte
Dauer der Inlandsaktivitäten int ernationaler Investoren gewisse Grenzen
für die Kreditaufnahme bei lokalen wie bei ausländ ischen Finanzinstituten
üblich, in bezug auf den Höchstbetrag der aufzunehmenden Mittel, aber
auch auf die jeweilige Schuldwährung-w. Die Großzahl von Bestimmungen
im Umfeld fiskali scher Normen sind wohl zum Zwecke der Förderung aus-
ländischer Di rekt-Investitionen ergangen ; jedoch finde n sich auch steuer-
liehe Barrieren gegen privates Auslandskapital, zwar wenig er in Staaten
der Dritten Welt , wohl aber in der unilateralen Gesetzgebung westlicher
Indusrrieseaaren-u : Hier sind zua llererst die unterschiedlichen H öhen der
Sät ze vergleichbarer Steuern sowie d ie recht divergenten Berechnungsar ten
hinsichtlich des je steuerlich maßgeblichen Reinertrags zu nennen414, aber
auch Differenzierun gen nach der körperschaftl ichen Organ isaeicnsform-w
oder Sond erbelastun gen von Immobiliengeschäften seitens ausländischer
(juristischer) Personen-ts. Aum wer den bis darc die Probleme internatio-
naler Gewinnabgrenzung und der Kontrolle kon zerninterner Verrechnungs-
preise in den bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen weitgehend aus-
geklammerrttt.
409 Nur dies ist gem. Art. 12, 13 der Kommissionsentscheidung No. 24 im
Andenpakt bei causländi sdren Unternehmen" i.S.v. An. 1 überhau pt genehmi-
gungsfähig (siehe Foetb, aaO . (Anm. 166), 5. 68).
410 Vgl. etwa An. 37-39 der venezolanischen Verordnun g No. 63/1974; An. 16
des chilenischen Gesetzesdekrets 600 (1974) ; An . 5 des brasilianischen Dekrets
No . 53.451 vom 17. j anuar 1964 (I.L.M. Bd. 3 (1964), S. 236- 242).
411 Vgl. bsp. Art . 72 H. der o. a. venezolanischen Verordnun g.
412 Siehe nur Art. 14-18 des Gemeinsamen Regimes im Andenpakt; Art . 40-
46 des venezolanischen Dekret s No . 63/ 1974 ; Art. 64-67 der brasilianischen
Verordnung 1964; Art . 20- 25 des chilenischen Gesetzesdekrets 600 (1974); Art .
30- 33 der argentinischen Durchführun gsverordnung 1974.
41a Zum Ziel der Steuerneutralität noch immer maßgeblich W . B. Krause/K. W .
Dem, Federal Tax Treatment of Foreign Income, 1964. S. 44-56.
414 Siehe z, B. die BMF-Studie, Steuerliche Berücksichtigung des Investitions-
aufwands im internationalen Bereich. RIW/AWD 1982, S. 139- 146; ferner
A. Menntl. Internationaler Vergleich der steuerlichen Absdtreibungen und Investi-
tionsvergünstigungen, RIW/AWD 1976, S. 321-327.
416 H ierzu G. Maisto, Legal and Fiscal Aspecu of Foreign Inv estment, L.I.E.I.
1978/2 , S. I, S. 10-13.
oll' Etwa in den kanadischen Pr ovinzen Onta rio und Q uebec sowie in Neusee-
land (siehe C. I.M.E. - Zwischenbericht, aa'(). (Anm. 368), S. 44- 45, S. 115).
417 Art. 9 (2) des O.E.C.D.-Musterabkommens von 1977 bedar f nicht allein
einer Übernahme in bestehende oder neue "tax trearies", sondern auch einer Aus-
füllung durch nat ionales Recht (so B. Grossield, Multinationale Korporationen im
Internationalen Steuerrecht, BerGesVR 18 (1978) , S. 73, S. 103) ; dasselbe gilt für
Obzwar internationalen Investor en generell an einer Streitbeile gung
durch Drittstaats- oder internationale, wenn auch nicht not wendi g int er-
gouvernementale Organe gelegen sein wird, ist eine diesem Ansinnen ge-
nügende innerstaa tliche Regelung nicht eben der Normalfall; vielmehr hat
die Dekolonisierungsepodte auch zu einer Ausbreitu ng der Calvo- Doktrin
über Lateinamerika hinaus geführt und ihr schließl ich Eingang in die Vor-
stellungen über eine Neu e Internati onale Wirtschaftsordnung verschafft418.
So bezieht sich heute das Gebot vieler Investitionskodices nicht allein
auf eine bloße Unte rwerfung des ausländischen Unternehmens unter lokales
Re<ht"'. sondern auch auf die ausschließliche Rechtsv erfolgung vor der
einheimischen Geridusbarkeir'w: solan ge allerdings die Calvo-Kl ausel nicht
Verfassungsran g einnimmt, sind abweichend e Vereinbarungen gerade im
Bereich inte rna tiona ler In vestit ionen zulässigefl . Befristungen fü r das Wir-
ken ausländischer In vestoren im Rahm en eines bestimmten lokalen Vor-
habens betreffen entweder den Beginn des Unternehmens nach Erre ilung
der erforderlichen Genehmigung(en) seitens gaststaa tl icher Behörden oder
die Dauer der Gestartu ng selbstU f ; im ersteren Fall verfä llt regelmäßig das
Investit ionsrecht säumiger Personenwt, im anderen gilt hä ufig nach Zeitab-
lauf das gemeine lokale Recht4!4. Weiter reimen die insbesondere im An-
denpakr wirksamen "d ivestment" - oder "fad e outa -Regeln, wonach alle
von der In vestit ionsgesetzgebung erfaßten fremden Unter nehmen stu fen-
weise in die H ände lokaler bzw. regionaler Ant eilseigner übergehen sol-
len'-u . Diese "Nationalisation '" die an derenort s den ausländischen In vesro-
das Ll.Nc-Modell 1980 (siehe F. Hundt, UN-Musterabkommen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern, RIWI
AWD 1981, S. 306, S. 315).
'" Vg!. oben, (bei) Anm. 143, 144.
41f1 So Art . 6 des tunesischen Gesetzes 69- 35; Art . 3 des madegassisehen Kodex
1973.
4!0 ZusammensteIlung derzeit geltender Calvo-Normen bei Foeth, aaO. (Anm.
166), S. 333-339.
Ul So etwa Art. 13 (2), (3) des liberianischen Kodex 1973; An. 12 (2) der
saudi-arabischen KgI. Verordnung No. 35 vom 25. Februar 1964 (I.L.M. Bd. 3
(1964). S. 561-563).
4ft Vgl. z. B. Art. 18 des indonesischen Gesetzes 1967 (höchstens 30 J ahre);
Art. 23, 33, 41 des gabonesischen Investitionskodex vom 23. März 1967 (I.L.M.
Bd. 7 (1968), 5.1071-1086): höchstens 10 bzw. 25 (+ 5) jahre.
423 In diesem Sinne Art . 31, 33 des südvietnamesischen Gesetzes 1972; Art. 13
des "Industrial Development Actl< Malawis 1966 (EG-Kommission, aaO. (Anm.
373), S. 253-260).
424 Vgl. Art. 34 der vorgenannten Regelung Südv ietna ms; Art . 8 des Niger-
Kod ex 1968.
4!5 Vgl. bereits oben. (bei) Anm. 168. 169.
ren nur nahegelegt wurde-w - nicht selten mittels des Versprechens, im
Gegenzug verbesserte Investitionsbedingungen zu gewährenot -, trägt hier
obligatorischen Charakter, ist allerdings nicht eben oft nachgeahmt wer-
den428•
Vom Zeitpunkt der Inangriffnahme eines genehmigten Vorhabens bis
zur Vollendung einer internationalen Investition unterliegt der ausländische
Unternehmer einer Kontrolle seitens der lokalen Behörden; als Mittel der
Aufsicht über die Rechtmäßigkeit von dessen Verhalten dienen vor allem
Melde- und Berichtspflichten verschiedenster Art und Ausfübrlidikeirsw.
An Unregelmäßigkeiten bei der Projektverwirklichung oder an bereits an-
fänglich unrichtige Angaben knüpfen sich, sofern der Investor sie nicht
beseitigt, Folgen, die vom bloßen Entzug von Vorrechtenw' bis hin zu
ordnungs- und strafrechtlichen Sanktionen gegen Person und/oder Ver-
mögen des Rechtsverletzers-u reichen können. Je nach der Art der staat-
liehen Reaktion stehen dem Betroffenen allerdings zumeist Rechtsbehelfe
zu Gebore'w: schlösse ein Staat diese generell aus, so handelte er wider das
Völkerrechres. Hoheitlichen Maßnahmen aus Anlaß von Rechtsverletzungen
Privater kommt freilich für gewöhnlich kein enteignender Charakter bei;
insonderheit sind sie nicht einer entschädigungslosen Konfiskation gleich-
zusetzenws.
426 Zu Kenia und Malaysia s. Akinsanya, I.C.L.Q. 1981, S. 780, S. 788; zu
Madagaskar vgl. Art. 6 des Kodex 1973; ferner Vagts, A.J.I.L. 1978, S. 22-29.
zu von Regierungsseite initierten Neuverhandlungen von Investitionsverträgen.
427 Vgl. bsp. Art. 19 des philippinischen Republic Ace No. 5186 vom 16. Sep-
tember 1967 (I.L.M. Bd. 6 (1967), S. 1174-1193).
428 Siehe neben Art. 7 (a) des argentinischen Geset zes 20.557 vom 7. November
1973 (I.L.M. Bd. 12 (1973), S. 1489-1505) und Art. 9, 10 des mexikanischen
Gesetzes vom selben Jahr Art. 4-7 des ..Nigerian Enterprises Promotion Decree",
No. 3 vom 29. Juni 1977 (I.L.W.VI, Nigeria, No. 3, 39-56).
429 Siehe etwa Art. 35, 45, 52 des "National Investment and Development
Act" Papua Neuguineas vom 13. November 1974 (I.L.W. 56: 2A); Art. 8 (2) (j)
der ghanesischen Verordnung 1973; Art. 7 (1) (d), (e) des liberianischen Ge-
setzes 1973.
430 Vgl. z. B. Art. 13 (2) des Malawi-Geserzes 1966; Art. 14 (1) des sudane-
sischen Gesetzes 1974; Art. 34 der südvietnamesischen Regelung 1972; Art. 61-64
des Gesetzes von Papua Neuguinea 1974.
431 Siehe nur Art. 26 des Enterprises Incentives Act No. 27 vom 21. Oktober
1965 (West-Samoa); Art. 12, 13 der Ordonnance-Loi No. 79-027 du 28 sep-
tembre 1979 portant Code des Invesrissements von Zaire (I.L.W. X, Zaire, No. 1,
3-15).
432 Vgl. Art. 2 (3) des Uganda-Gesetzes 1964; Art. 12 (2) der saudi-arabischen
Verordnung 1964; Art. 13-15 des Niger-Kodex 1968; Art. 13 des liberianisch.en
Gesetzes 1973.
433 Brownlie, aaO. (Anm. 33), S. 530-531.
434 Vgl. D.-M. Polter, Auslandsenteignungen und Investicionsschutz, 1975, S. 40;
R. Patzina, Rech.tlicher Schutz ausländisch.er Privatinvestoren gegen Enteignungs-
risiken in Entwicklungsländern, 1981, S. 80.
e) Um fremde (transnationale) Unternehmen zu dauerhafter wirtsdrafe-
licher Betät igung im Inl and zu bewegen, genügt zwar ein günstiges recht-
liches Regime für ausländisc:he Investitionen allein sicher nicht; der Erfolg
einer jeden ..incent ive policy" hängt vielmehr vom Vorhandensein gewisser
grundlegender Gegebenheiten im Gaststaat ab: Struktur und Entwicklungs-
stand der Volkswirtschaft, Ausstattung mit natürlichen Schätzen, Qualitä t
des ..human capital", aber auch Verz icht auf (zu viel) bürokrat ische Regle-
mentierung. In Entwicklungsländern vo r allem, aber auch in anderen an
ausländischen Direkt-Investitionen inter essiert en Staaten vereinen nun die
Gesetzeswerke über die Behandlung fremden Privatkapitals sowohl begün-
stigende als auch restriktive Bestimmungen; das elementare Bedürfnis weni-
ger entwickelter Staatswesen nach ausländi schen Mitteln gibt jedoch vieler-
ort s den Ausschlag für den Erlaß vorwiegend präferentieller Normen 435,
zumal anders das Interesse der fremden Unternehmer, überhaupt in einem
Land wirtschaftliche Aktivitäten aufzunehmen, kaum geweckt werden
könnte .
Anreize des Gaststaa tes mögen nun bereits die Ent scheidung des In-
vestors über das ..Ob" eines Vorhabens beeinflussen etwa durch Mitwirkung
an vorbereitenden Stud ien438• Im H inblick auf die Wahl des Investitions-
ortes innerhalb eines Staatsgebietes sowie auf Zeit und Ausmaß des Kapital-
zuflusses sind die Empfa ngsstaaten zuallererst an einer möglichst reibungs-
losen Einbindung des fremden Unternehmens in die nati ona le Wirtschafts-,
Finanz-, aber auch Regionalp olitik interessiertwt, wobei die angestrebte
Koordination sich eines In-Aussicht-Stellens von (besonderen) Vorteilen
und Vergünstigungen bedient. Industrialisierte ..host countries" pflegen
hierbei keine spezifisch auß enwirtschaftsrechtlichen N ormen zu setzen, son-
dern objektbezogene Förderu ng zu berreibeawe: in Entwicklungsländern
findet sich dagegen vermehrt eine regionalpolitische Instrumentalisierung
435 Die Vorzugsbehandlung scheint nicht immer, aber doch zumeist schon im
Vergleich zu der Rechtslage für nationales Kap ital auf; in jedem Fall jedoch hebt
sie sich aber, isoliert betrachtet, von der Kostenb elastung eines Unte rnehmens im
H eimatstaat des Investors vorteilhaft ab.
438 Siehe etwa A . F. Ewing, Pre-Investment, ].W.T.L. Bd. 8 (1974), S. 316,
S. 323-326; zur Betät igung nationaler (öffe ntl icher) Entw icklungsbanke n in die-
sem Bereich vgl. K. Holbik, The Role of Development Financial Insritutions,
J. W.T.L. Bd. 13 (1979), S. 322, S. 329-330.
4031 So auch die O.E.C.O .· Richtiinien fü r multi na tionale Unternehme n 1976,
Ziff. 1,2 des Abschnitts über ..Politik im allgemeinen"; Ziff. 4 der Entwurfsfassung
1981 des V .N. Verhaltenskod ex für tr ansnat ionale Korporationen.
438 Siehe in bezug auf die Bundesrepubl ik Deutschland etwa An . 91 a I N r. 2
GG und die Gesetze zur Förderung der Berliner Win sma ft i. d . F. vom 23. Februar
1982, BGBI. I, S. 225) und des Zonenrandgebiets (vom 5. August 1971, BGBl. III
707-9); ferner R . P. Pace, Legal Aspects of Foreign Investment in South
Africa, C. I.L.S.A. Bd. 1 (1968), S. 22, S. 46-47.
ausländischer Investitionen - so werden gerade für die Ansiedlung fremd er
Unternehmen in unterentwickelten Landesteilen fiskalische Erle ichterungen
offerierr'w oder bessere Konditionen hinsichtlich des Tätigkeitszeitr aums
geboten44o• Nahezu globale Verbreitung haben heut e die industriellen Frei-
zonen gewonnen, deren Grundkonzept ion in einer Zusammenfassung und
Konzentr ation, einer Bündelung von Investiti onsanreizen für einen oder
mehrere flächenmäßig nicht allzu große Ausschnitt e eines sta atlichen Terri-
toriums bestehr'w . In mancher H insicht den althergebrachten Freihäfen oder
auch Zollan- und -ausschlüssen vergleichbar werden jedoch Investoren in
Freizonen allgemeine Abgabeerleichterungen gewährt, und überdies stellen
die Gaststaaten moderne Infrastruktureinrichtungen zur Verfügung442; als
hinreichende Gegenleistung des sich hier niederla ssenden Unternehmens gilt
häufi g aUein die Sdtaffung von Arheitsplätzen und die Ausbildung der
einheimischen Beschäftigten.
Auch außerhalb der Freizonen gesetzgebung bilden spezifisch steuerrecht-
liche Vorzugsregelungen für (bestimmte) Investitionen nach wie vor die
augenfälligste Gestaltung des Wettbewerbs der Staaten um ausländisches
Privarkapital-w, insbesondere die ersten Jahre der Verwirklichung eines
Inv estitionsvorh abens sollen weithin von fiskalischen Belastungen verschont
bleibenw-. Jedoch gilt es vorab für transnationale Korporationen zu er-
wägen, ob nicht die Steuerfreiheit für ihre Tochtergesellschaft im Anl age-
staat letztl ich eine Mehrb elastun g im Heimatstaat der Kon zern zentrale zur
Folge haben würde, weil dem weder völkervertragliche Bindungen noch
auton ome nationale Vorschriften im Sitzstaat des Mutterunternehm ens ent-
gegenstehen-" . Einige Grundformen fiskali scher Anreize für ausländische
439 Siehe etw a Art. 10 (d) , (e) des argentinischen Gesetz es 20.557 (1973); Ar t. 27
(4) des venezolanischen Dekrets N o. 63/1974.
440 So gern. Art. 30 (3), (4) der Ko mmissionsentscheidung N o. 24 im Andenpakt
hinsichtlich Bolivi ens und Ek uadors; hierzu auch Garcia-Amador, aaO. (Anm. 165),
5.40-42.
441 Übersicht bei P. Pröbelt], Heinrichs/O. K reye, Die neue internationale Ar -
beitsteilung, 1977, S. 483-409 und S. 600- 626.
44 2 Siehe etwa Art. 3, 4, 7, 12, 15 des südkoreanischen Gesetzes No. 2180 vom
1. Januar 1970 über die Errichtung einer Exportfreizone (I.L.W. 12:2C); Art.
10-14 der pak istanischen "Export Processing Zones Ordinance (No. 4 of) 1980·
(I.L.W. VI , Pakistan , No. 2, S. 7-13).
443 Vgl. etwa Ar t. 13 des senegalesischen Gesetzes N o. 74-06 vom 11. April
1974 über das Stat ut der Industri e-Freizone von D akar (I.L.W. 21:2C) und dem-
gegenüber Art. 12-14 des Investitio nskodex 1972 oder Art. 37, 38 des "Industri al
Free Zone Act (No. 18 of) 1974 "West- Samoas (I.L.W. 55: 2 B) und dazu Art.
17, 21, 23 des Un ternehmu ngsförderungsgesetzes 1965.
4... Zur zweifelhaften Angemessenheit dieses An satz es vgl. C. H. Fulda/W. F.
Schwartz, Regulation of Intern atio nal T rad e an d Investment, 1970, S. 730-732.
446 Hierzu etw a M. Widmer. Tendenz en in der Wahl zur Verm eidung der
Doppelbesteuerung, RI W/AWD 1976, S. 566, S. 567; R. W eber-Fas. Völkerrecht
und Steuerhoheit, R IW!AWD 1979, S. 585, S. 586-587.
Investoren kehren nun in fast allen einschlägigen Gesetzgebungen wieder.
Bei Steuererleichterungen (im engeren Sinn ) sind dabei generell redu zierte
Steuersätze nicht eben typ isch4tl1 ; vielmehr setzen Vergünstigun gen meist
entweder unmittelbar am tatsächlichen (Jahres-) Gewinn eines Unrerneh-
mens an, der ganz oder zumindest teilweise von Ert ragssteuern freigestellt
wird, oder sie sind derart invest it ionsbezogen, daß der Unternehm er die
Gestehungskosten der eine In vestition ausmachenden Güter von der Steuer-
schuld (zum Teil) absetzen oder sie sonst gewinnmindernd berücksichtigen
darf, wobei letzt eres in den industri ellen H ochsteuer staat en gänzlich zu
überwiegen scheinev t. Nach wie vor gebräuchlich, auch über das Feld der
Ertrag- und insonderhei t Einkommensteuer hinaus, sind sog. "tax holi -
days·448, die neuen Investitionen (au s dem Ausland) eine totale oder dodr
partielle Befreiung von der Steuerpflicht einräumen, wobei die E xemtions-
periode durchschnittlich etwa fünf Jahre beträgt"' ; die Schonfrist beginnt
meist erst mit dem Zeitpunkt erstmaliger Erzeugung von marktfäh igen
Gütern oder aber den ersten Verkäufen zu laufenu o. Verb reitet sind auch
zeitl ich gestaffelte, abn ehmende Steuervergünsrigun genwt, sowi e die Be-
schränkung der "tax holid ays" auf Teile des Unternehmensgewinns oder
auf bestimmte Einku nftsareerr'w. Wenn Dividendenausschüttungen, wie
zunehmend der Fall, überhaupt einer Quellenstaatsbesteuerung unterl iegen,
so erstrecken sich die Vorteile eines Steuerfreiheitszeitraums auch hierauf4li3 ;
ähnliches erfolgt zuwei len bei Reinvestitionen-w. Für deren Steuerung ge-
eigneter erscheinen freilich kapitalbezogene In vestitionsrabatte ("investment
4411 Siehe aber J. McCa Tthy. Irel and: 10°/0 Tax Rate for Manufacturing Compa-
nies, Intertax 1980. S. 367-369; K. Cbryson omides, Neue steuerliche Anre ize
für ausländische Firmen in Z ypern, RIW/AWD 1977. S. 775, S. 776.
447 Nachweise oben. (bei) Anm. 414.
U 8 Dazu insb. G. E. Lent, Tax Incentiv es for Investment in Developing Coun-
tri es, I.M.F. Staff Papers Bd. 14 (1967), S. 249, S. 268-271; H. 'Von Tresleoto,
Förderun g ausländischer Direktinvestitionen in Entwicklungsländern dur ch Steuer-
vergünstigungen, 1977, S. 79-82.
44j Vgl. nur Art . 14 des ghanesisdten Gesetzes 1963 und Art. 14, 18, 21 der
dortigen Verordnung 1973: Art . 14 des algeriechen Kodex 1966, An. 10 des
Sudan-Gesetzes 1974.
u o Siehe etwa Art . 16 (1) des ägyptischen Gesetzes 1974/77 oder Art. 5 (a)
des afghanisdien Gesetzes 1967.
451 Vgl. Art . 10- 12 des jamaikaniedien ..Ind estrial Incentives Law (No. 45 of)
1956- (I.L.W. 8:2 Cl; Art. 15 des südko reanischen . Foreign Cap ital Induc ement
Law " No. 1802 vom 3. August 1966 (I.L.W . 12:2 Al .
452 Dazu bsp. Art . 14 des algeeisdien Kodex 1966; Art . 17 des ägyptischen
Gesetzes 1974177: s, a. Art. 19 des bolivianisdien Gesetzesdekrets 197t.
453 Vgl. z. B. Art . 15 (c) des indonesischen Gesetzes 1967; Art . 15 (6) des süd-
koreanisdien Gesetzes 1966 ; ferner von T resteoso, aaO . (Anm. 448), S. 89- 91.
454 Siehe etwa Art . 1-3 des Anhan gs zum runesiechen Gesetz 1969; Art . 36
des bulgarischen Edikts 1980; Art . 26 (a) des kubaaisdien Dekrets 1982.
allowancesv joe, die als Sonderabzüge von der Einkommensteuerschuld ge-
tätigt werden können, manchmal in Höhe des vollen Anschaffungswertes
eines investierten Guts 456• Daneben bewirken beschleunigte und auch er-
höhte anfängliche Abschreibungen keine endgü ltige Steuerersparnis, aber
immerhin einen Aufschuber. Andere Arten investitionsbezogener Steuer -
vergünstigungen wie steuerfreie Rücklagen, Bewertungsabschläge oder Steuer-
gutschriften finden sich in der Regel nur in industrialisierten Staatswesen-".
Eine fast nur in Afrika geltendeew, aber recht bedeutsame Modalität des
fiskali schen Regimes besteht im "Einfrieren" aller oder doch bestimmter
ein Unternehmen tangierender Normen, die zum Zeitpunkt der Zulassung
eines Investitionsvorhabens in Kraft stehen und/oder vertraglich besonders
vereinbart wurden ; diese Stabi lisierung wirkt (allein) zugunsren des Inve-
stors460 und reicht über die Dauer von Steuerfreiheitsperioden weit hinaus .
Stets freilich kommen nur die für den nationalen Fortschritt vorrangigen
Projekte für die Gewährung einer derart langfristigen Vergünstigung in
Betracht46! . Gerade in Entwicklungsländern erweisen sich kostenmindernde
Sondervorschriften für Ein- und Ausfuhren im Zusammenhang mit einer
ausländischen Investition als von einigem Gewicht. Auf diesem Felde fin-
den sich nun in seltener Universalität Befreiungen oder doch wesentliche
Ermäßigungen in bezug auf Einfuhrzölle und Importsreuern-w, zumindest
insoweit die jeweils ins Inland verbrachten Waren entweder nur von aus-
ländi schen Unternehmen in der benötigten Q ualität und Menge oder von
455 Allgemein hierzu Lent, I.M.F. Staff Papers 1967, S. 267-268 und 5. 271-
274; von Treskow , aaO. (Anm. 448) , S. 93-98.
ase Vgl. Art. 8 (a) (3) des mad egassisehen Kodex 1973; Art. 11 (c), 12 (c) des
Jama ika-Gesetzes 1956; Art. 6 des phi lippinischen Gesetzes 1967.
457 Zum ersten etwa Art. 10 (3) (e) (i) des Sudan-Gesetzes 1974; Art. 15 (2)
des tunesischen Gesetzes 1969 ; zum letzteren Art. 15 der ghanesischen Verordnung
1973; Art. 10 des südvierna mesisdten Gesetzes 1972.
458 Übersichten bei B. Bracewell-Mtlnes/I. Hu iskamp, Investment Ineentives
(1977) 27-45; s. auch Art . 12 des Südvietnam-Kodex 1972 (Reserven) ; Art. 10
des bolivianischen Gesetzesdekrets 07366 vom 20. Oktober 1965 (LL.M. Bd. 5
(1966), S. 208-217; Neubewertung).
459 Siehe aber Art. 8 des chilenischen Statuts 1977.
480 So ausdrücklich Art. 29 des Gabon-Kodex 1977 und Art. 24 (4), (5) der
Gemeinsamen Konvention der U.D .E.A.C.
481 Vgl. nur Art. 34-39 des Benin-Kodex 1972; Art. 23-32 des Burundi-
Gesetzes 1963; Art. 17-19 des Kod ex von Guinea 1962; Ar t. 14-19 des maure -
tan ischen Gesetzes No. 71.028 vom 2. Februar 1971 (LL.W. 20 :2 A); weniger
weitreichend Art . 19 der algerischen Regelung 1966.
462 Allgemein hierzu v on Treskow, aaO. (Anm. 448) , S. 100-103; Lent, LM.F.
Staff Pa pers 1967, S. 264-266; s. a. Art. 16 (4), 36 des ägyptischen Gesetzes
1974/77; Art. 7 (a), (b) bzw. Art. 11, 12 der bolivianischen Gesetzesdekrete 1966
und 1971; Art. 39 des bulgari schen Edikts 1980.
einheimischen Lieferanten nicht zu vertretbaren Preisen erhältlich sind46' .
Weitere Rohstoffe bzw. (halb) verarbeitete Produkte, die die fortlauf ende
lokale Tä tigkeit des auslä ndischen Investors ermöglichen oder sicherstellen
sollen, erlangen Vergünstigungen freilich nur in Sonderfällen, etwa bei aus-
schließlicher Verwendung für Export produkrionsw, wofür im übrigen zu-
weilen auch Entl astungen bei etwaigen Ausfuhrabgaben vorgesehen sind4's.
Eine verbreitete Förd erungsmaßnahme für internationale Investitionen
insonderheit in Entwicklun gsländern bildet die Schut zzollgesetzgebung, vor-
nehmlich wenn sie für einzelne Vorhaben instru mentalisiert wird: Im H in-
blick auf das öffentliche Interesse an der Inl andstät igkeit bestimmter frem-
der Unternehmen könn en mengenmäßige Beschränkungen für Impor tgüter
aufgeriduer'w, wenn nicht gar deren Einfuhr gänzlim cneersagre t, ode r die
normalen Zollsätze hierauf angehoben werderrs ", wobei völkerrechtliche
Bindungen, etwa aus der G.A.T.T.-Mitgliedsd1aft, kaum wirkliche H inder-
nisse für eine derartige Investitionsförderung bilden werdensw. Selten sind
zwar positive staatliche Mit teltransfers an bestimmte Unternehmen oder
Wirtschaftszweige470 ; dagegen könn en ausländische Investoren häuf iger in
den Genuß von Vorzugskrediten gelangen, die entweder von speziellen
(staa tlichen) Or ganisat ionen ausgeantwortertt! oder für deren Aufnahme
bei privaten Instituten Bürgschaften, Garantien o. ä. öffen tlicher Stellen
verfügbar gemacht werden-tr . Einen möglichst ungehindert en Zugang zu
0163 Siehe etwa Art. 18 (1) (a) der ghanesischen Verordnung 1973 ; An. 12 des
maureranisdien Kodex 1971 oder Art. 7 (d) des philippinischen Gesetzes 1967.
"M Vgl. Art. 16 des bolivianischen Gesetzesdekrets 1965. Diese Befreiung ist
typisch für ..export proc essing zones" o. ä. (oben, (bei) Anm. 441- 443) ; siehe
nur Art. 16 des senegalesischen Gesetzes 1974.
0165 Von T resleoui, aaO . (Anm. 448), S. 103-104; siehe etwa Art . 18 des
Burundi-Kode x 1963; Art. 31 des Benin-Geserzes 1972.
0168 Vgl. bsp. Art . 7 (e) (1) der madegassisehen Regelung 1973; Art. 9 des
algerisdten Gesetz es 63- 277 vom 26. Juli 1963 (I.L.M. Bd. 2 (1963), 5.1111- 1118);
Art. 18 des Gabon-Kodex 1967.
"81 Hierzu vgl. Art. 13 des Sudan-Gesetzes 1974 oder Art. 15 (8) des tune-
eisdien Kodex 1969.
468 SO Z. B. Art. 6 (4) (e) des liberianischen Gesetzes 1973; Art. 8 (c) des
philippinischen Gesetzes 1967; Art. 21, 22 des bolivianischen Gesetzesdekrets 1971.
"u Für Entwi cklungslände r sieht das G.A.T.T. diverse Sonderregeln vor, zum
einen seit 1955 in Art . XV II I, andererseits durch den 1966 in Kraft getretenen
Teil IV (Art . XXXVI-XXXXVIII); zur endgü ltigen Anerkennung einer Nor-
mendualität im internationalen Wirtsdtaftsrecht siehe CarreaulFloryl f uillard, aaO.
(Anm. 16), 5. 343-350.
410 Vgl. Niane, aaO . (Anm. 302), S. 54, für die Lage im Senegal; immerhin
gewähren etwa Art. 18 des algerisdien Kodex von 1966 und Art. 21 des marok-
kanischen Gesetzes 1973 einen Zinsbonus.
471 Siehe nur Art. 9 (2) des algerischen Gesetzes 1963 ; Art. 10, 12 des phi lippi-
nischen Gesetzes 1967; Art. 5 (4) (b) des Liberia-Kodex 1973.
47! So gern. Art. 16 (1), 17 des algerischen Kodex 1966; s. a. Art. 25 des
chilenischen Gesetzdekrets 1974; Art . 22, 23 des südkoreanischen Gesetzes 1966.
den für die erforderlichen Importe regelmäßig benötigten Devisen erlangen
die im Lande tät igen ausländischen Unternehmen entweder über das Recht,
Fremdwährungen für betriebliche Zwecke behalten zu dürfen473, oder durch
die Zusicherung vorzugsweiser Devisenzuteilung-t-. Oft besteht auch eine
Garantie des Inhalts, gaststaatl iche Stellen würden unter sonst gleichen
Voraussetzungen dem Erzeugnis oder der Leistung des ausländischen In-
vestors einen Vorrang einräurnerrr" : verstärkt wird dies durch ein Verbot
für inländische Staat sunternehmen, mit den fremden Gesellschaften in
Wettbewerb zu rreterrr".
Viele nationale Gesetzgeber erachten es für geboten, die in ihrem Kern
häufig bereits verfassungskräftig verbürgte Gewährleistung der Freiheit von
(übermäßigen) staatlichen Interventionen in die Geschäfte eines Unterneh-
mens in ihren Investitionsregelungen nochmals zu bekr äftigenw'. Freilich
schaffen solche Schutznormen woh l nur unz ureichende Abwehrmöglichkeiten
gegenüber formell ordnungsgemäßen Staatsakten, die die Schwelle zum
Ent zug von Eigentumsrechten nicht erreichen und die Verfügungsmacht des
Investors nach außen hin unberührt lassen. Dergleichen "schleichende Ent-
eignung" ist nicht etwa generell unzulä ssig oder entschädigungspflichrig,
sofern sie lediglich als Kcnkretisierung der allgemeinen Einbindung des
fremd en Investors in die Rechtsordnung des Gaststaates zu erachten ist;
allerdings statu ieren insbesondere Kapitalschutzabkommen dieselben Vor-
aussetzungen für direkte wie für indirekte Vermög ensbeeinträchtigungen478
und gehen damit über die Protektion durch autonomes inners taatliches Recht
hinaus, sogar in bezug auf viele westliche Industriestaaten.
Nationales Recht sichert ausländischen Investoren nun woh l all erorten
und in aller Regel bereits Schutz gegen ungerechtfertigte Expropriationen
473 So Art. 19 des kubanischen Dekrets 1982; s. a. Art. 24, 28 der rumänischen
Verordnung 1972 ; Art. 14 des ägyptischen Gesetzes 1974/77.
474 Vgl. etwa Art. 17 des Burundi-Kodex 1963; Art . 21 des Gabon-Gesetzes
1967.
475 So z, B. Art. 21 (e) des Dahomey-Kodex 1961 und Art . 22 (3) des Gaben-
Gesetzes 1967: milit äri sche Beschaffung; ferner Art. 5 (4) (f) des Liberia-Kodex
1973; Art . 12 des Sudan-Gesetzes 1974.
476 Vgl. Art. 15 des bolivianischen Gesetzesdekrets 1965; Ar t. 7 (j) des philip-
pinischen Gesetzes 1967.
477 Siehe etwa Art. 11 (1), (2) der ghanesischen Verordnung 1973; Art. 4 (d)
des Philippinen-Gesetzes 1967 ; Art. 21 des indonesischen Gesetzes 1967; Ar t. 21
(e) des bolivianischen Gesetzesdekrets 1965.
478 N ach dem Vorbild der F.C.N.-Verträge der U.S.A. (siehe etwa Art. Irr
des Vertrags mit Thailand vom 29. Mai 1966, LL.M. 5 (1966) 876-890) und des
O.E.C.D.-Konvent ionsent wurfs 1967 (Art. 3, 9 (cj). Stet s müssen Eing riffe aber
auch hier ihrem Gewicht nach einer Enteignung gleichkommen (s. jüngst Art. 2
des Abkommens zwischen der Schweiz und Sri Lanka vom 23. September 1981
(I.L. M. Bd. 21 (1982) S. 399-408) oder Art. 3 (1) des schwed isch-chinesischen
Übereinkommens 1982).
zu, weil und soweit solche Eingriffe einem Gemeinwohlvorbehalt unter-
liegen-w. In der Staatenpraxis steht allerdings weniger die Zulässigkeit
hoheitlicher Vermö gensschmälerung an sich zur Debatte als die Achtung von
legal erworbenen Rechten und damit verbundenen materiellen Werten,
und in Investitionskodices sind denn auch detaillierte Vorschriften über die
Einzelheiten wie den Maß stab einer allfälligen Entschädigungszahlung an-
zutreffen. And ers als die große Mehrzahl der bilateralen Kapiralsdiutzab-
kommen, die am internationalrechtlichen Standard einer prompten, adä-
quaten, effektiven Kompensation festhalrensw, berücksichtigen die inner-
staatlichen Vorschriften stärker die Sozialpflichtigkeit aller privaten Vermö-
genswerte und garantieren (lediglich) eine gerechte, billige, nicht notwendig
also dem Verkehrswert entsprechende Entschädigung' 8l, H äufig eröffnen sie
aber den Weg der überprüfung des Indemnifikationsbetrags durch eine ge-
richtliche oder auch andere interne Instanz48! , wenn nicht gar einen Zugang
zur Streitbeilegung durch internationale Schiedsgeridnsbarkeires.
f) Alle Anr eize für ausländi sche Investoren, im Inland Projekte zu
realisieren. blieben wohl ohne rechte Wirkung, wenn einmal zugeflossenes
fremdes Pri vat -Kap ital hinfort territoria l gebunden bliebe, nicht irgend-
wann und - wie audt weder in den H eimat - oder in dri tt e Staaten
reexportiert werden dürfte. Verbreitet sind nun allerdin gs Regelun gen über
eine notwendige Mindestdauer inländischer Aktivität mit den eingeführten
Investirionsminelnw: vor Ablauf dieses Zeitraumes mag all enfall s eine
Veräußerung des Unternehmens an Angehöri ge des Gaststaates oder diesen
selbst statt haft sein485. An der Gren ze zwischen dem Komplex von Vor-
418 Siehe oben. Anm. 477, sowie Art. 17 des af ghanisehen Gesetzes 1967 und
Art . 7 des ägyptischen Gesetzes 1974/77.
480 Vgl. Art. 6, S. 1 des Abkommens zwischen der Schweiz und Sri Lanka 1981,
sowie Krani al, aaO. (Anm. 193) 26-29; Polier, aaO. (Anm. 434) 33-39.
CantauIF/arylluiIla rd, aaO. (Anm. 16), S. 567-569.
481 Siehe nur Art. 16 (b) (i) des Sudan-Gesetzes 1974; Art. 44 (1) iVm Ziff. 1
der Anla ge 5 des Gesetzes von Papua Neuguinea 1974; Art. 27 des Guinea-Kodex
1962; vgl. auch 1. Seidl-Hohenoeldem, Modernes Völkerrecht und der Schutz
ausländischen Eigent ums, Fs. A. Verdross, 1980, S. 653, S. 656.
482 Vgl. zur afrikanischen Sicht Andem, aaO. (Anm. 30), S. 50-58; zur latein-
amerikanischen Bothe, ZaöRV 1968, S. 792-793 ; s. a. Art. 17 des afghanisdren
Gesetzes 1967 iVm Art . 29. 33 der Verfassung vom 1. Oktober 1964 ; Art. 33, 34
des chilenischen Gesetz esdekrets 1974.
483 So bereits Art . 8 des ghanesischen Gesetzes 1963 ; ferner z. B. Art. 8 des
ägyptischen Gesetzes 1974/77; Art. 11 (2) des Liberia -Kodex 1973 ; Art. 20 des
tunesischen Gesetzes 1969; Art. 38 der rumän ischen Verordnung 1972 .
484 Siehe etwa Art . 21 (i) des ägyptischen Gesetzes 1974/ 77; Art. 5 (c) des
afgha niseben Gesetzes: je 5 J ahre ; Art. 13 (1) (a) des argeminisehen Gesetzes 1976 :
3 J ahre.
485 Vgl. Art. 67 (f) i.Ym. Art. 6 des argentinischen Dekrets 1981 . ferne r bereits
Art. 15- 17 der südv ietna mesischen Gesetzesverordnung No. 2- 63 vom 14. Feb-
ruar 1963 (I.L.M. Bd. 2 (1963) , S. 494-504).
schriften hinsichtlich der lokalen Beteiligung internationaler Investoren im
allgemeinen und dem über den Beschluß inländischer Aktivitäten steht die
Behandlung des Auswärtstransfers von Gewinnen, sonstigen Erträgen486,
aber auch der Gehälter der investitionshalber im Gaststaat beschäftigten
ausländischen Fachkräfre-et. Vor jeglichem Transfer über die Staatsgrenzen
müssen nun überall zunächst die fälligen Abgaben vornehmlich fiskalischen
Charakters geleistet werdenee. Solange freilich der Gaststaat keine dies-
bezüglichen internationalen Abkommen geschlossen hat, erwächst ihm aus
seiner Währungshoheit eine Zuständigkeit zur Einführung bzw. Aufrecht-
erhaltung von Devisen- und Transferbeschränkungen auch für "laufende
Zahlungen'<w, im atlantischen Rahmen schreibt allerdings der O.E.C.D.-
Kodex über die Liberalisierung laufender unsichtbarer Transaktionen für
den Normalfall die Beseitigung von Restriktionen audt in bezug auf Kapi-
talertragszahlungen vor490• Insofern nun auch nicht über zweiseitige völker-
vertragliche Abreden Transferfreiheiten verbürgt sind, machen Gaststaaten
internationaler Investoren des öfteren von ihren Einschränkungsbefugnissen
Gebrauch. Dabei sind die jährlich ausführbaren Höchstbeträge teils prozcn-
tual bestimmt - im Verhältnis zur (ursprünglichen) Invesririonssummewt;
teils ist vorgesehen, daß hierfür jeweils konkrete Einzelfallentsdteidungen
erforderlich sein sollenws. Mehr-Gewinne dürfen reinvestiert oder ander-
weitig im Inland angelegt werderrt" oder werden schlicht als verschleierte
486 Dividenden, Zinsen, Lizenz- und andere Gebühren; siehe Art. 6 des
afghanischen Gesetzes 1967 zum einen, Art. 1 (2) des deutschen Kapitalschurz-
musterabkommens (1974) zum anderen (Text bei ]üttner, aaO. (Anm. 194),
S. 382-392).
487 Vgl. etwa Art. 34 des bulgarischen Edikts 1980: Art. 11 des chinesischen
..joint-venture"-Gesetzes 1979: Art. 20 des ägyptischen Gesetzes 1974/77.
488 Siehe nur Art. 12 des argentinischen Gesetzes 197611980 i.Van. Art. 65 (d)
des Dekrets 1981; Art. 12 (a) (ii) der ghanesisdien Verordnung 1973.
489 Im Sinne von Art. XXX (d) - vormals Art. XIX (i) - der LM.F.-Sta-
tuten; vgl. jetzt F. A. Mann, The Legal Aspect of Money, 4. Auf!. 1982, S. 465-
466; ferner CarreasdHoryfjsallard, aaO. (Anm. 16), S. 99; Gattiker, Schw.Jb.
Int.R. 1981, S. 45-46.
490 Die Änderungen des ursprünglichen Ratsbeschlusses vom 12. Dezember 1961
(OECD/C (61) 95) sind in einer Liste in der offiziellen Kodex-Ausgabe zusam-
mengestellt. Keiner der im Anhang B aufgeführten Vorbehalte gern. Art. 2 (b) des
Kodex betrifft ..Kapitalerträge" iSv F/I-F/4 des Annex A. Jedoch enthält
Art. 7 eine Schutzklausel vornehmlich für den Fall von Zahlungsbilanzsdrwierig-
keiten.
491 Vgl. etwa Art. 31 des brasilianischen Dekrets 1964: 10 % der registrierten
Investition; Art. 13 des argeminisehen Gesetzes 1973 : grundsätzlich 12,5%.
492 So gern. Art. 13 des argentinischen Gesetzes 1976: nach Art. 65 des venezo-
lanischen Dekrets 1974: s. a. Art. 37 der Kommissionsentscheidung No. 24 im
Andenpakt.
493 Siehe bsp. Art. 66, 67 der venezolanischen Verordnung 1964; Art. 13 (2),
(3) Kommissionsentscheidung No. 24; ferner Art. 60 des argentinisdten Dekrets
1977.
Kapit al-Rückführung gewertet.... Zuwiderhandlungen gegen Transferbe-
sdiränkungen können aber 3Um zu einer Pflicht des Investors zur Erstattung
des zu viel überwiesenen an den Gaststaat oder zum Widerruf der Investi-
tionserlaubnis führen f,91i. Allein mittels devisenredrrl idrer Instrumente wird
heute ein Gewinntransfer wohl nirgendwo mehr begrenzt'" ; dagegen soll
dem zuweilen durch entsprechend dimensioniene Zusatzabgaben gesteuert
werclen4t1•
Angesichts dieser Varianten verwu ndert es nicht, daß internat ionalen
Investoren wie deren H eimatstaaten dringend an einer völkervertraglichen
Absichemng möglichst umfassender Liberalisierung der Kapital - und Ge-
winnrepatriierung gelegen ist und hierin eine weitere maßgebliche Funktion
bilateraler Kap italschurzabkommen liegt"': Inhalt der einschlägigen Klau-
seln ist nicht allein die Garantie freien Transfers im Normalfallf.99 ; stipu-
liert wird zudem audt die Gewähr freier Konvertibilitärsw, und sdtließlidt
darf die Staffelung der Überweisungen nur in genau bezeidtn eten gesamt-
wirtschaftlichen, vornehmlidt zahlungsbilanzinduzierten Notlagen erfol-
gen501• Diese Repatriierungsvoraussetzun gen treffen überdies in gleicher
Weise auf Entschädigungszahlun gen jeglicher Art Z U502; sind vergleichbare
... .. So nach Art. 32 des brasilianischen Geset zes 1962 und An. 33 der dortigen
Verordnung 1964.
",,5 Vgl. zu ersterem Art. 68 der venezol ani schen Vero rd nung 1974; zu letzterem
deren Art. 70; s. ferner Art . 13-16, 30 des argeminisehen Gesetzes 1973 i.V.m.
Art. 18- 20, 48 des Dek ret s 1974.
41 11 S. nur den Lände rteil des alljährlichen I.M.F.-Berim tes über ..Excha nge
Ar rangements and Exchange Rest rict ions" unter . Paymenrs for In visibles" ; ferne r
Mann, aaO. (Anm. 489), S. 517-522.
..07 So schon gern. Art. 43 des bras ilianischen Gesetz es 4.390 vom 29. August 1964
(I.L.M. Bd. 3 (1964), S. 1053-1 056) ; s. a . Art. 15 des argemi nisehen Gesetzes
1976 i.V.m. Art . 62-67 des Dekrets 1977.
"'8Vgl. etwa CarreaulFlory//uilla rd. aaO. (Anm. 16), S. 496-498; Gatnke r,
Sdiw.j b.Int.R. 1981, S. 46-47; Mann , aaO. (Anm. 489) , S. 528-530 ; sowie
bereits /üttner aaO. (Anm . 194), S. 239-243 ; und Foetb, aaO. (Anm. 166), S.
242.
400 Vgl. z. B. Art . 6 (1) des bri tisch-ägyp tischen Abkommens 1975; Ar t. 7 der
Abmachung zwischen Sr i Lanka und der Sdrweiz ; Art. 4 des Kapitalschutzvertrages
der Bundesrepublik Deutschland mit To go vo m 16. Mai 1961 (BGBI. 1964 11,
S. 155).
$00 Insbesondere in den deutsdien Verei nbarungen (z. B. mit Senegal vom 24. Au-
gust 1964 (BG BI. 1965 11, S. 1391), Art. 6) ; s. a. Art. 4 des sdrwedisch-chinesischen
Abkommens 1982, Art. 7 (1), (2) der bri tisch-philippinischen Abm achung 1980.
60 1 Vgl. bsp. Art. 7 (1) des britisch-phil ippinischen Abkommens; zu Varianten
in deutschen Verträgen Insb. Frick, aaO. (Anm. 41), S. 224- 232; zu einer Aus-
nahme von der üblichen Schweizer Praxis Gattiker, Schw.jb.Inr.R. 1981, S. 47;
zu Frankreim Juillard, J.D.!. (Clunet) 1979, S. 320-321.
6ft! Siehe nur Art. 4 (2) der br it isch-ägyptischen Abmach ung 1975; Art. 5 (3)
des ägypt isch-japanischen Abk ommens 1977.
Transferbestimmungen allerdings (nur) in Investitionsgesetzen enthalten,
so bieten sie dem int ernationalen In vestor wenig Sicherheirss,
Beschränkungen finden sich häufiger in bezug auf den Kapitalreexport,
wobei es nicht maßgeblich ist, aus welchen Gründen ein ausländ ischer In-
vestor seine im Inland angelegten Mittel wieder flüssig machen will . Solange
nicht jede Aufgabe der lokalen wirtschaftlich en Aktivitäten du rch fremde
Unternehmen einer gaststaatlichen Genehmigung unterworfen wird304, sind
Restrikt ionen erst im Hinblick auf die Repatriierun g der ursprün glich in-
vestierten Sadi- und Geldmi tt el oder ggf. getätigten Erwe iterun gen unbe-
denklich, zu ma l wenn sie nu r bei erheblichen Zahlungsbilanzungleichge-
wichten errichtet werdenv" . H ierbei ermöglicht der Gaststaat ja nicht selten
zumindest eine zinsbringende Verw endun g im Landesw, Auch in Industrie-
staaten ist zuwei len für die Repatriierung von Kapital eine Meldepflicht
oder eine Genehmigungspraxis sta tuie rt , wenn auch die Erlaubnis regel-
mäßig oder gar automatisch erteilt wird50 7• Weiter reicht allerdings die
Begrenzung des Betrages wiederausfüh rbaren Kapital s auf die Summe der
zugeflossenen und/oder registri erten Geldmittel; erscheint ein solches Limit
angemessen, wenn Erhöhungen des Grundkapita ls o. ä. als Originalbeitrag
gelten508, so wirken Bestimmungen eindeutig restr iktiv, nach welchen in-
länd ische Stellen den Investitionswert zur Zeit der Liquidation bzw. Re-
patriierung abweichend hiervon bestimmen dürfen30' .
In manchen Staaten besteht auch nur die Möglichkeit des rat enweisen
Transfers, die entweder in mehreren gleichen Beträgen über einige Jahre
303 Vgl. etwa Art. 17, 19,22 des südviema mesischen Gesetzes 1972 ; Art. 16 des
tunesischen Gesetzes 1969; Art. 23 des kubaniedien Dekrets 1982 ; das Dekret des
madegassisehen Finanz- und Wirtschaf tsministers N o. 3-393 vom 20. September
1973 (I.L.M. Bd. 12 (1973), S. 1514-1516).
504 Ein dera rt iges Beschneiden priv atunternehmerischer Entfaltung erschiene
unter verfassungsrechtl ichen Gesichtspunk ten wohl vielerorts, zumindest im Nor-
malfall als ein rechtswidri ger Eingriff in ..wirt schaftl iche" Grundrecht.
50 5 Vgl. nur S. A. Silard, Money and Foreign Exchange, International Ency-
clopedia of Comparative Law, Bd. 17, eh. 20 (1975) ss. 81-84; Mann , aaO.
(Anm. 489), S. 355- 356.
606 Siehe etwa Ar t. 14 des ar gentinischen Gesetzes 1980 i.V.m. Art. 66 des
Dekrets 1981; Art. 66 der venezolanischen Verordnung 1974 ; Art. 13 (2), (3) der
Kommissionsemscheidun g No . 24 im And enpakt.
~7 Vgl. zur fran zösischen Rechtslage Carrta ulF/oryljuillard. aaO. (Anm. 16),
5.492-493; e. a. SS 57 II Zifr. 1,2,581 Ziff. 2, 3 AWV; SS 3, 4 öste rr. De-
visenG (dazu Srhwaru rlCsokbrh /Lis t, aaO. (Anm. 35), S. 346-353).
508 Vgl. z. B. Art. 31 des algeriechen Gesetzes 1963; Art. 11, 21 des argen-
tinischen Gesetzes 1973 i.V.m. Art. 18, 21 der Verordn ung 1974; Art. 21 (iv)
des ägyptischen Gesetzes 1974/77.
609 Vgl. die Möglichkeiten nach Art. 11 (2), 13 des algerischen Kodex 1966;
Art. 12 (2) des ar gentini schen Gesetzes 1973; Art . 28 des brasilianisch.en Gesetzes
1964.
hinweg rea lisiert werde n ka nn510 oder aber erst auf Antrag des In vestors
hin nach Maßgabe lokalen Devisenrechts konkretisiert wirdeu. Auch hier
werden nat ionale Regelungen des öfreren von zumeist bilateralen völker-
vertraglichen Vereinbarungen überlagert , die wen iger günstiges Ga ststaats-
recht dero gieren mögenli tt : In der Regel legen moderne Kapitalschutzab-
kommen einma l die Zulässigkeit weithin ungehinderter Konversion des
Liquidations- oder Verkaufserlöses in die Ursprungswährung nieder5u
und gewährleisten zudem die rasche, wenn auch nicht immer die sofortige
übermittl ung der Betr äge ins Ausland liu'.
g) Staatliche Invest itionsgesetzgebung zielt über all vornehmlich auf die
Kontroll e einfließender Direkt investitionen ab und widmet sich daher
bloßen Vermägensanlagen von ausländischen Pr ivaten für den Normalfall
erst dann, wenn sie ihrem Volumen nach insgesamt oder aber hinsichtli ch
einzelner Unternehmen bzw. Wirtsdtaftszw eige eine kr itische Größe nord-
nung erreicht haben, weil erst dan n ein ..Oberfremdungstatbestand", eine
fühlbare Beeinträdttigung staa tlicher Souveränität konstatiert wird.
Grenzüberschreitende Portfolio- Investitionen werden nun in der Regel
allein von kodifikatorischen Außenwirtschaftsgesetzen gezielt erfaßt, ob-
zwar auch hier lediglich anknüpfend an die äußere Form der jeweiligen
Transakt ionen, also etwa an den Erwerb eines Grundstüdts jenseits der
eigenen Staatsgrenzen (zu nidrt -ben -ieblidien Zwecken) oder eines im Aus-
land begebenen bzw. in fremder Währu ng denominierten Wertpapiers51s.
Daneben unterliegen (auch diese) grenzüberschreitendetn) Kapitalbewegun-
gen devisenrechtlichen Regeln, zumindest was die Modalitäten ihrer Ab-
wiekhi ng anbelangts1'.
Ein allgemeiner gesetzlicher Schutz für Portfolio- Investoren, wie er etwa
in Mindestanforderungen an die Emission von und den H andel mit frem-
510 So gern. Art. 21 (i) des ägyptischen Gesetzes 1974/77; Art. 34 der brasilia-
nischen Verordnung 1964.
511 Dies steht wohl immer dann zu gewärtigen, wenn insoweit auf die allge-
meine Devisengesetzgebung verwiesen wird; vgl. nur Art. 5, 13 des afghanischen
Gesetzes 1967; Art. 3 (2) des Gabon-Kodex 1967; Art. 32-34 des jugoslawisdien
. joint venture"-Gesetzes 1978.
511 Ausdrücklich in diesem Sinne etwa Art. 14 (4) des ungarischen Dekrets
No. 28/1972 (l.L. M. Bd. 12 (1973), 5. 989-994) ; Art. 8 (1) des ägyprisdt en Gesetzes
1974/77.
IiII Vgl. bsp. Art. 8 No. 1,4 des japanisch-ägyptischen Abkommens 1977 iVm
ZiH. 12 des Protokolls hierzu; Art. 5 (a), 7 des deutsch-portugiesischen Vertrags
1980.
514 Siehe jüngst nur Art. 7 (1) der Schweizer und Art. 6 der britischen Verein-
barung mit Sri l. anka (vom 13. Februa r 1980, I.L.M . Bd. 19 (1980), S. 886-890) ;
Art. 4 {b} der sdrwedisdr-chinesischen Abmachung 1982.
616 Vgl. oben, (bei) Anm. 309-312; s. a. Anhang A., Liste A., lU-VI des
Kapitalverkehrsliberalisierungskodex der O.E.C.D. .
511 Siehe nur Silard, aaO. (Anm. 505), SS. 64-67.
den Wertpapieren im Inland bestünde, ist hingegen bislang nur vereinzelt
anzurreffenu". Insoweit bilden allerdings vornehmlich die U.S.A. eine
bemerkenswerte und von anderen industrialisierten Staaten des öfteren als
Modell erachtete Ausnahme; dort sind - wenngleich diese nicht zuletzt Be-
sonderheiten der nationalen Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen ge-
schuldet sein mögen518 - Regelungen betr. ,.international securities trans-
actions" detailliert festgeschriebensw, die anderswo nur fragmentarisch vor-
handen sind.
Auch internationale Portfolio-Operationen unterliegen allerdings den
nach wie vor recht zahlreichen und intensiven Einschränkungen in bezug
auf grenzüberschreitenden Kapitalverkehr im allgemeinen, wie sie das Gros
der marktwirtschaftlich orientierten Industrieländer noch stets für notwen-
dig erachtet, um in der Wirtschafts- und Währungspolitik eigenverantwort-
lich verfahren zu könnensw, Die Bestrebungen von O.E.E.C./O.E.C.D. zu
einer Liberalisierung haben nur auf dem Gebiet von Dividenden und
Zinserträgen aus Portefeuille-Investitionen involvierenden Transaktionen
und Transfers rasch Früchte getragen-", und auch die Kapitalverkehrs-
freiheit des E.W.G.-Vertrages harrt noch weithin der Verwirklichungws.
Restriktionen und KontrolIen523 richten sich dabei sowohl gegen Kapiralzu-
517 Eine neuere Darstellung der einschlägigen Bestimmungen vor allem in den
V .S.A., Belgien, Frankreich und Italien bietet G. Schacht, Die deutsche Kapital-
marktaufsicht im internationalen Vergleich, 1980, S. 57-156; zu hiesigen Be-
strebungen vgl. K. Hopt, Inwieweit empfiehlt sich eine allgemeine gesetzliche
Regelung des Anlegersdtutzes?, Gutamten G zum 51.DJT (1976) S. 9, S. 94-129;
E. Schwark, Anlegerschutz durch Wirtschaftsrecht, 1979, S. 386-388, S. 395-396,
insb. zum Entwurf eines Gesetzes über den Vertrieb von Anteilen an Vermögens-
anlagen vom 2. Januar 1978 (BT-Drs. 8/1405).
518 Vgl. H .-], Mertens, Inwieweit empfiehlt sich eine allgemeine gesetzliche
Regelung des Anlegerschutzes?, Sitzungsbericht P zum 51. DJT (1976), S. 10,
5.41-43.
519 Überblick bei A. S. Mostoff/L. B. Spencer, [r ., United States regulation of
international securities transactions, in Rendell, aaO. (Anm. 71), S. 135-150.
und in A.RA. Commirtee, aaO. (Anm. 348). S. 135-156.
620 Die verschiedenen Pro-Argumente erörtert und verwirft L. Gleske, Rechts-
angleichung und Verflechtung der Kapitalmärkte, in Angleichung des Rechts der
Wirtschaft in Europa, K.S.E. 11 (1971), S. 236. S. 241-245.
521 Dazu etwa D. Templeman, Liberalization of Investments in the OECD,
J .W.T.L. Bd. 6 (1972), S. 425, S. 429-430; Hahn/Weber, ••0. (Anm. 306), S. 253.
522 Siehe bsp. E. Du, Geldeinfuhr und Bardepct, 1980. S. 10-13; C. Kelly, [r.,
Capital controls within the Common Marker, in Rendell, aaO. (Anm. 71). S. 151-
154/162.
523 Als jüngere Übersichten vgl. etwa R. Hasse/H. Werner/H. Willgerodt, Außen-
wirtschaftliche Absicherung zwischen Markt und Intervenrionismus, 1975. S. 101-
262; Swoboda, aaO. (Anm. 310) S. 143-211; E. Natermann, Der Eurodollar-
markt in rechtlicher Sicht, 1977, S. 139-155; sowie O.C.D.E., Contröle des mouve-
ments internationaux de capitaux, 1980. S. 11-29, S. 38-73.
wie -abflüsse, gelten nur für eine Ü bergangszeit oder aber unbefristet ; kom-
men als Adressaten von Verboten wie von Gestartungen bei internati onalen
finanz iellen Op erationen auch vorab Banken und andere Kr editinst itute in
Betracht, so können doch. weiterhin die von anderen Personen getä tigten
Gesdiäfre unmittelbar betroffen sein5!4.
Als direkte Kontrollen des Kapitalimpo rts sind insoweit gebräuchlich
das Verbot des Erw erbs von bestimmten Wertpapieren5%5. Beschränkungen
der Aufnahme von Auslands - bzw. Fremdwahrungskredi teosw, Genehmi-
gungserfordernisse für das H alten von Devi sen(guthaben) durch Gebiets-
ansässige5%7 wie umgekehrt für Auslän der-Guthaben im Inlande s. Sowo hl
für Kapitalein- wie -ausfuhren fin det die Verpflichtung zum Ausgleich von
Nettoauslandsposit ionen Verwendungew, wie überha upt gegen unerwünschte
Kapitalexporte gleichfalls das zuvo r bezeichnete In strumentar ium einge-
setzt wird, dessen H andhabun g zumeist den Zent ralbanken übertragen ist.
Diesen Institutionen stehen überdies auch währungsredrtliche Gesta ltungs-
mittel zu Gebote, die den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr nur mittel-
bar berühren. durch Vorteilsgewährung oder N achteilszufü gung; hierzu
zählen vornehmlich Mindestreserv eregelu ngensw, Diskontsatz- und Zins-
politik über Negativzinsenwt oder doch Verzinsungsverbotes s, Maßnahm en
im Bereich der Rediskcnt-Kcncigentierengw sowie der Swap- und Offen-
5%. Siehe bereits H.]. Hahn. Das Währungsrecht der Euro-Devisen, 1973, S. 71-
77.
6%5 Auch hierzulande brachte erst wiede r die 50. Änd erun gsVO zur AWV vom
3. August 1981 (BGBI. I, S. 849) eine Aufhebung hierfü r nach S 23 I Nr. 4,5
AWG LV.m. § 52 AWV bestehende r Beschränku ngen.
6%5 Die Bardepotpflicht nach Maßga be des 1971 geschaffenen § 6 a AWG (Ge-
setz vom 23. Dezember 1971, BGBt. I, S. 2141) wurde erstmals durch die
21. 1\nderungsVO zur AWV vom 1. März 1972 (BGBI. I, S. 213) ins Werk gesetz t
und durch die 32. Ände rungsVO wieder aufgehoben (vom 12. September 1974.
BGBl. I, S. 2324), endgült ig beseitigt jedoch erst durch VO vom 23. September
1977 (BGBI. I, S. 1857). Siehe hierzu umfassend E. OIt, aaO. (Anm. 522), S. 49-
184; H. / . Hahn. Bardepot und Währungsrecht, Fs. L. Fröhler , 1980, S. 413-443.
6%7 Bsp. bei N atermann, aaO. (Anm. 523), S. 143.
" . Ebd., S. 143-144.
6%11 Vgl. R. Milis, l r.• An Evaluat ion of Measures to Influence Velaeile Capita l
Elows, in : Swoboda, aaO. (Anm. 310), S. 143, 154.
530 Siehe etwa § 16 I 2 H s. 2 BBankG iVm § 4 I Nr. 4 AWG ; zu den gegen-
über Gebietsansässigen wie -Fremde n seit 1972 geltenden Mindestreservesätz en
vgl. Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank für das Jahr 1981, S. 110- 111.
531 Vgl. Na termann, aaO. (Anm. 523). S. 148; Hass~lW~rn~T/WillgeTodt, aaO.
(Anm. 523), S. 191-192; L. SchüTmann. Wirtschaftsverwaltungsrecht, 1978, S. 268-
269.
53! Zur 20. AnderungsVO der AWV vom 9.Mai 1971 (BGB!. I, S. 441) siehe
Hahn, aaO. (Anm. 524), S. 68.
633 Vgl. den Beschluß des Zen tralbankrates vom 13. Mai 1970 (Geschäftsbe richt
der Deutschen Bundesbank für das Jahr 1971, S. 117).
marktpolitik. Schließlich kennen mehrere Staaten gespalt ene Devisenmärkte,
wonach allein Kapitalverkehrstransaktionen auf der Grundlage frei floaten-
der Wechselkurse vorgenommen werden können534o • Seltener versuchen
nationale Gesetzgeber den Kapitalströmen über die Gren zen durch fiska-
lische Maßregeln zu stenern, wie es in den U.S.A. durch den Erlaß des
..Interest Equalization Tax Ace" 1964 geschah535 und ähnlich in der Bundes-
republik mit dem Kuponsteuergesetz 1965536•
Staatliche Regelungen, die sich speziell mit der Behandlung ausländischer
Portfolio-Investitionen befassen, sind hingegen rar; ihre Gleichstellun g mit
inländischen Anla gen, sind sie erst einmal zum inländischen Markt zuge-
lassen, wird beinahe als selbstverständlich erachtetwt. Dies bestät igt das
Auslandsinvestmentgesetz der Bundesrepubl ik aus dem J ahre 1969, das sich
mit dem Inlandsvertrieb ausländi scher Investmentanteile befaßt, nicht zu-
letzt, um aus der H erkunft etwa result ierend e tatsächliche Wettbewerbs-
vorteile auszugfeichensw. Daneben gelten jedoch allein die nationalen ge-
sellschafrs-, wertpapier-, bank- und börsenr echeliehen Bestimmungen, häufig
auch lediglich festgefügte Praktiken der beteiligten Personen und Institu-
tionen in einem rechtlich nur dünn vor normie rten Raum, deren Funktions-
fähigkeit weith in durch nicht-staatl iche, gleichwohl aber normativeGebräuche
und Gepflogenheiten gewährleistet wirdee.
7. Vorschriften der Heimatstaat en im Hinblick auf Auslands-Investitionen
a) Daß die H eimatstaaten tr ansnationaler Korporationen deren inter-
nationale Aktivitäten beschränk en oder gar reduzieren wollen, ist nicht die
Regel, weder in Industriestaaten noch in den Entwicklungsländ ern, wo zu-
5340 Hie rzu etwa Hasse/Werner/Willgerodt , aaO . (Anm. 523), S. 101-103,
S. 117-119, S. 150-153; Natermann, aaO. (Anm. 523), S. 154-155.
535 Pub. L. 88-563 vom 2. September 1964 ; dazu eingehend D. Carreau, The
Irrterest Equa liza tion Tax, ].W.T.L. Bd. 2 (1968), S. 47, S. 53-73; s. a. Hahn,
aa0. (Anm. 524), S. 31-32.
536 Gesetz vom 28. März 1965 (BGBl. I, S. 147) ; vgl. auch den zu dessen
Verfassungskonfo rmität ergangenen BVerfG-Beschluß vom 24. September 1965
(BVerfGE 19, S. 119-129).
537 Siehe nur Hopt, aaO. (Anm. 517) , S .123- 124; [ , H. Diephuis, Proteerion
of rhe Investor : General Report, in Federation Internatio nal pour le Droit
Europeen, Proteerion of the Investor, 1980, 1.5-1.6 (Ziff. 2.6).
538 Gesetz vom 28. Ju li 1969 (BGBI. I, S. 986); vgl. K. Hopt , Vom Aktien-
und Börsenrecht zum Kapitalmarkrrechr? (2), ZHR Bd. 141 (1977) , S. 389, S. 398-
400; Schwark, aa0. (Anm. 517), S. 272-275, S. 309-313.
539 Dazu etwa H. Schmidt , Börsenorganisation zum Schutze der Anlege r, 1970,
insb. S. 7-99; s. a. Schwark, aaO. (Anm. 517), S. 213-238.
nehmend selbst internationale Investoren heranwachsen-w. Wenn dennoch
Restriktionen auch für diesen besonderen Bereich des Kapitalexports einge-
führt wurden und werden, so sollten diese entweder volkswirt schaftlich
nicht länger vertretbare Zahlungsbilanzdefizite eindämmen bzw. nicht zu
chronischen werd en lassen5u oder aber den (allzu raschen) Verlust an in-
ländischen Arbeitsplätzen verhütenwt . Im all gemeinen aber sind alle märkt-
wirtschaftlich orientierten Staaten an Direkt-Investitionen ..ihrer" Unter-
nehmen im Ausland überaus interessiert. So bemühen sich nicht nur die
Gastsraaren. die auf den Zufluß auch des ausländ ischen Pri vatkapitals zu
ihrer Entwicklung ausgerichtet sind, darum, potentiellen In vestoren nach
Möglichkeit reizvolle Konditionen für die projektbezogene N iederlassung
innerhalb ihres Territoriums anzubieten; audi die kapitalexportierend en
(Industrie-)Staaten sind ihrerseits bestrebt, Auslandshilfe bzw , Enrwick-
lungszusammenarbeirsP nicht zuletzt durch Maßnahmen zur Förderung der
"eigenen" Direkt -In vestitionen vornehmlich in Entwicklungsländern zu
betreiben, wobei freilich insbesondere rohstoffarme Länder zugleim aus
versorgungspolitischen Motiven so handeln werden54 4• Die primär begün-
stigenden und schützenden Regelungsmechanismen von Gast- und Heimat-
staa ten stehen dabei nicht unverbunden nebeneinander, sondern werd en auf
mannigfache Weise verknüpft , um Reibu ngsverlusten weitestgehend vorzu-
beugen, die aus der Verschiedenartigkeit nationaler oder regionaler Förde-
rungsinstrumentarien entstehen könnten545 •
Im fiskalischen Bereich geschieht dies häufig mittel s Doppelbesteuerun gs-
abkomrnen-", aber auch durch unilaterale Maßnahmen der H eimatländer
540 Vgl. bereits oben, (bei) Anm. 17, sowie K . BillerbecklY. Ya sugi, Pri vate
Direcr Foreign Investment in Developing Countries, World Bank 5taff Working
Paper No. 348, 1979, S. 25.
541 Zu den V.S.-Maßnahmen ab 1968 vgl. Futda/Schwartz , aaO. (Anm. 444),
5.619-628.
54! Im "Overseas Pr ivate Investment Corporation Amendments Act- (Pub . L.
93-390 vom 27. August 1974) der V.5.A . findet sidr in sec. 2 (H) eine Vorsduift,
wonach Investitionen, die Arbeitsplätze im Inland verringern, nicht (mehr) ver -
sicherbar sind (22 V .S.C. § 2191 (m) (1976». Siehe nunm ehr die europäische Studie
von W. R. Fikent scher/P . Morirz , Die Auswirkungen deutscher Di rektinvestit ionen
in Entwicklungsländern auf Produktion und Beschäftigung in der Bundesrepublik
Deutschland. 1980.
543 Hierzu näher M. Flory , aaO. (Anm. 51), S. 55-59.
544 Siehe etwa D. Radk e, Rohstoffsicherungspolitik in der Bund esrepublik
Deutschland, EurArch Bd. 36 (1981), S. 679- 688; T. O zawa , japan's Resource
Dependency and Overseas Inv estment, j .W.T.L. Bd. 11 (1977), 5. 52-73; JeTS.,
j apan's New Resource Diplomacy: Government-Baeked Group Inv estment, j.W.T.L.
Bd. 14 (1980), S. 3-13.
545 Vgl. Carreaul Flory/Juillard , aaO. (Anm. 16),5. 527-532.
"' Dazu bsp. SteinerlVa gts, aaO. (Anm. 118), S. 1128-11 29, 5. 1134-1139;
H. M. Liebman, Cur rent Trends in Bilateral Tax Treaties, J .W.T.L. Bd. 13, 1979,
von Invesrorene". Im Wege völkerrechtlicher Abmachungen ist es auch
möglich und üblich, den Kapitalexport (in Form von Direkt-Investitionen)
nur dann besonders zu fördern, wenn der Gaststaat sich verpflichtet, be-
stimmte Mindestvoraussetzungen für Behandlung und Schutz ausländischer
Unternehmen zu sichern oder zu schaffenlS48 ; der Heimatstaat wird erst dann
positiv tätig , wenn der andere Teil einen Investitionsschutzvertrag mit ihm
smließt'" oder doch vergleichbare Zusagen abgibt.... In aller Regel wird
durch diese Haltung die Souveränität des Gaststaats nicht beeinträchtigt,
wird diesem doch kein bestimmtes Verhalten angesonnen oder gar aufge-
nötigt und greift die Fördergesetzgebung des kapitalexportierenden Staates
nicht über die völkerrechtlichen Schranken für seine Jurisdiktion hinaus,
weder in personaler noch in territorialer Hinsimt551•
b) Steuerliche Anreize für Direkt-Investitionen im Ausland erfolgen in
der Regel einseitig, durch die Heimatstaaten transnational tätiger Unter-
nehmen, und ermöglichen dem Souverän die Beeinflussung des grenzüber-
schreitenden investiven Kapital(ab)flusses vom Beginn der Auslandstätig-
keit über den gesamten Zeitraum der unternehmerisdien Aktivitäten hin-
weg bis zu einer etwaigen Repatriierung von Erträgen und Kapital552• Ins-
besondere die Bundesrepublik Deutschland sowie Japan begünstigen dabei
bereits die erstmalige Vornahme einer Investition in spezifischen Staaten
(regelmäßig Entwicklungsländern), indem sie etwa die Möglichkeit zur Bil-
dung besonderer Rücklagen vorsehensw. Die Bevorteilung knüpft dabei
meist an Faktoren an wie Art der wirtschaftlichen Betätigung, Investitions-
typ, Modalitäten der Finanzierung und Mindestbeteiligung an dem in-
S. 367-375; G. Daiimier, L'evolution des ccnventions internationales sur les
doubles impositions (Reflexions sur le nouveau modele de l'O.C.D.E.), J.D .I.
(Clunet) Bd. 105 (1978), S. 491-519; Hwndt, RIW/AWD 1981, S. 306-327.
547 Siehe die Länderberichte bei R . Anthoine (Hg.}, Tax Incentives for Private
Investment in Developing Counrries, 1979, S. 15-179, sowie 'Von Tresleow, aaO .
(Anm. 448), S. 108-166.
548 Vgl. bereits oben, (bei) Anm. 188, 189.
549 Siehe etwa CarreaulFlory/Juillard, aaO. (Anm. 16), S. 500-501; Patzina ,
aa0. (Anm. 434), S. 125-128.
650 Zur Behandlung insbesondere der lateinamerikanischen Staaten vgl. Foeth,
aa0. (Anm. 166), 5.276-279.
551 Ebenso Broumlie, aaO. (Anm. 33) 291-293, 309-310.
552 S. nur Anthoine, aaO. (Anm. 547), S. 1-11; Bracewell-MilneslHuiskamp,
aa0 . (Anm. 458), S. 110-111.
663 Vgl. etwa G. Bryan, Developed Nation Tax Law and Investment in LDC's,
Colum. J. Transnat. L. Bd. 17 (1978), S. 221, 5, 230-232 und S. 239-243;
Anthoine (IPoellath). aaO. (Anm. 547) , S. 75, S. 85-93; ders. (IThomas), aaO.,
S. 113, S. 117-126; ferner R.Offergeld, Steuerliche Anreize für deutsche Investi-
tionen in der Dritten Welt, B.I.F.D . Bd. 32 (1978), S. 361-363, sowie E. Hus-
mann. Die Novellierung des Entwiddungsländer-Steuergesetzes, DStR 1979, S.
617-620.
landischen Projektträger55" . Die einschlägigen Vorschrift en bemühen sich
zugleich, Mißbräuche und Gesetzesumgehungen weith in auszuschalt en, indem
eingehende Regelungen hinsichtlich der als Bestimmun gsland in Betracht
kommenden Staaten, der förderungswürd igen Tätigkeiten und der Zuord-
nung von Konzernunternehmen getroffen werdenw. Währen d der Zeit der
inländischen Akt ivitä ten kommt ein lokal inko rporiertes Unternehmen
zunächst allein in den Vorteil der gaststaa tl ichen Förderungsgesetzgebung,
auch im steuerl ichen Bereich56S j im Heimatstaat des internat ionalen Inve-
stors geht es regelmäßig (bloß) um die Sicherung dieser Vergünstigungen
sowie gegebenenfalls um die eigenständige Feststellung von Auslandsver-
lusten, die einem hierfür gewährten Steueraufschub uneerfallene". Zuweilen
findet sich eine abgewandelte H altung, wonach Verluste im Ausland un-
mittelbar berücksichtigt werden, wenn eine sofort ige Besteuerun g erfol gt
und damit die steuerl ichen Vorteile entfall en; der nationale Ansatz hängt
hier manchmal von der Rechtsform eines Un ternehmensteils. dessen Verselb-
ständigung auch unter rechtlichem Aspekt, oder auch von entsprechenden
Sonderbestimmungen im Heim atstaat ab558 • Bei der Ausschüttung von Er-
trägen schließlich zielen aut onome Vorschriften zuvörderst auf eine sach-
angemessene Behandlung körperschaftlicher Verschachtelungen ab559 oder
richten sich direkt gegen Basis-Gesellschaftensw! ,.foreign tax credit s" bzw .
,.tax-sparing clauses" sind hingegen häufig in Doppelbesteuerungsabkom-
men norrniertt'" . Derartige zwischenstaatliche Vert räge haben grundsätzlich
Bedeutung im Verhältnis von je zwei Staatswesen überhaupt , indem sie
Mehrfachbelastungen eines Steuerpflichtigen zumindest verringern helfen
sollen58 ! ; bestehen nun erhebliche Unterschiede in den fiska lischen Systemen
5U Siehe z. B. § 1 (2), (3) des Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur Förde-
rung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern idF vom 21. Mai 1979
(BGBl. I, S. 564).
555 VgI. näher Bryan, Colum. l - Tran snat. L. 1978, S. 257-262.
558 Dazu bereits oben, (bei) Anm. 443-469.
557 Siehe etwa Bryan, Colum. J. Transnat. L. 1978, S. 266-277; 'Von T reskow ,
aaO . (Anm. 448), S. 124-125 ; Anthoine, aaO. (Anm. 547), S. 8-9.
n e Beispiele bei Bryan, Colum. J. Transaat. L. 1978. S. 232. S. 235-236; vgl.
ferner An tboine (IThomas), aaO. (Anm. 547), S. 132-135 ; ders. {l R owland},
S. 159, S. 161-166.
551 Von Tresko'W, aaO. (Anm. 448), S. 117-118; s. a. Antboine (IRow land),
aaO. (Anm. 547), S. 163-164; ders., ebd., S. 167, S. 171-175.
5&0 Hierzu eingehend B. Gronieid, Basisgesellschaften im Int ernationalen Steuer-
recht, 1974: ders., BerGesVR 1978, S. 106-135.
5&1 Vgl. vo» Treskow, aaO. (Anm. 448), S. 123-125 ; H. M. Liebman, A For-
mula for Tax-Sparing Credits in U.5. Tax Treaties with Developing Co unt ries,
A.].I.L. Bd. 72 (1978), S. 296-316.
662 Siehe nur O. Bübler, Prinzipien des inte rnationalen Steuerrechts, 1974, S. 50-
70. Vielfach lehnen sich solche übereinkomme n (häufig bezogen auf Steuern von
Einkommen) an ein 1963 erstma ls publiziert es Musterabkommen der O.E.C.D. an ;
und Vergünstigungen wie gerade im Falle von zur Investitionsförderung
eingesetzten Abgabenachlässen bestimmter Länder, so müssen .,tax treaties"
vorab bestrebt sein zu verhindern, daß die vom Gaststaat einem im Inland
tätigen Unternehmen offerierten Investitionsanreize durch entsprechend
höhere Besteuerung im Heimatstaat zunichte gemacht werdensw. Dies ge-
schieht in der Staatenpraxis nun teils durch eine Anrechnung der im Ent-
wicklungsland gezahlten Steuern auf den Gesamtbetrag der am Sitz der
Unternehmenszentrale geschuldeten Abgaben gleichen Zuschnitts 564 ; teils
findet die sog. Freistellungsmethode Verwendung, wonach die lokale Steuer-
bemessungsgrundlage das ausländische Einkommen überhaupt nicht einbe-
ziehtG65• Häufig ist die Freistellung nur relativ, mit einem Progressionsvor-
behalt verbunden. so daß sich der Steuersatz im Heimatstaat nach der
Summe allen Einkommens, auch der Einkünfte aus fremden Quellen, be-
stimmt 566•
c) Die wichtigsten westlichen Industriestaaten haben des weiteren eigene,
meist aus der unmittelbaren Staatsverwaltung ausgegliederte Institutionen
geschaffene", deren Auftrag es nicht"zuletzt ist, Mittel zur Gründung bzw.
Finanzierung von Unternehmen in Entwicklungsländern verfügbar zu
machen568 ; die Summe dieser Beiträge bildet freilich nur einen bescheidenen
Teil aller pr ivaten Investitionen in der Dritten Welt56" . Die Wirksamkeit
der Einrichtungen beruht allerdings weniger auf dem Ausmaß dieses Kapi-
hierzu H . Debatin , Das OECD-Musterabkommen zur Vermeidung der internatio-
nalen Doppelbesteuerun g, RIW!AWD 1963, S. 289-295; s. a, dens.• OECD-
Empfehlungen zur Vermeidung internationaler Doppelbesteuerung. RIW!AWD
1978, S. 374-382, zur überarbe itung von 1977, sowie oben, Anm. 417.
563 Siehe bereits oben. (bei) Anm. 444. 445; ferner A . Atchabahian, Some Aspects
of International Double Taxation berween Developed and Developing Countries,
B.I.F.D. Bd. 25 (1971), S. 451-468; M. Krause, Steuerliche Maßuahmen der
Indu striestaaten zur Förderung von Investitionen in Entwicklungsländern, Intertax
1979, S. 99-105.
564 Zum in den angelsächsischen Staaten entwickelten System des ..foreign tax
credit " siehe Bryan , Colum . J. Transnat. L. 1978, S. 256-277; Liebman. A.J.I.L.
1978, S. 297-301.
565 Hi erzu etwa 'Von Treskow, aaO. (Anm. 448). S. 121-123 ; Bryan , Colum.
J. Transaar. L. 1978. S. 236-238.
see Siehe bereits H. Flick, Methoden zur Ausschaltung der internationalen Dop-
pelbesteuerun g bei direkten Steuern. FinArch Bd. 21 (1961), S. 86, S. 114 ; ferner
Gronjeld, BerGesVR 1978, S. 90-91.
G67 Vgl. bereits oben. (bei) Anm. 71.
568 Siehe näher etwa G. Köpern ik, Das Instrumentarium des Bundes zur Förde-
rung pri vater Direktinvestitionen in Entwicklungsländern, RIW!AWD 1979. 5.669.
S. 673-674; P. Gi lbert/A . Marra. Jr.• Overseas Private Inv estment Corporation,
in R endelI, a. O. (Anm . 71), S. 215-224.
569 Vgl. die Tabelle 3 in O.E .C.D., In vestir (Anm . 71). S. 23; ferner den An-
hang II zu O.E.C.D .• International Investment and Multinational Enterprises -
Recent International Direct Investment Trends, 1981, S. 59-106.
taltransfers als auf dessen spezifischem Einsatz: Die Kredite oder (minder-
heitlidlen) Beteiligungen am Gesellschaftskapital sind bestimmt für die
Realisierung von Vorhaben mit ungewöhnlichen Risikenws, und ihre Imple-
mentierung bedarf zumeist audi keiner Garant ien seitens des H eimat- wie
des Gaststaates571 j Voraussetzung für die Durchführung eines Proj ekts ist
lediglich die Zustimmung der lokalen Behördeneu . Regelmäßig sind die
Einridrrun gen auch gehalten , ihre Anteile zu veräußern, wenn das Unter-
nehmen erfolgreim selbst weiter tätig sein kann57J • Durch diese Verfahrens-
weisen fungieren sie aber als wirkungsmächtige Katal ysatoren des pri vaten
Kapiral flusses in Nord-Süd-Richtung, wofür ihr Doppelsrarus als eher kom-
merzielle operierende Entwicklungsinstitute wie als Organe intergouverne-
mentaler wirtsdrafrlicher Zusammenarbeit überaus geeignet ersmeint67fo •
Alle entwickelten Mitgliedstaa ten der O .E.C.D. verfügen überdies heute
über Systeme umfassender Garantie oder doch weitgehender Absidierung
von "politismen Risiken" bei Direktinvestitionen im Ausland 676• Auf der-
art ige Wertgewährlei stungen werden regelmäßig die Unternehmer von
kleineren oder mittl eren Projekten zurückgreifen; begünstigt sind hier
lediglidr neue Investitionen, jedoch meist nicht nur in (bestimmten) Ent-
wicklungsländern576• Die drei H auptfälle nichr-kornmerz ieller Gefahren -
Enteignungs-, Kri egs-, Transferrisikenstt - werden jeweils näher konkreti-
siert ; dennoch mag in concreto der Eintritt des Versicherungsfalles streitig
werden können, etwa bei "sdt.leichenden" Expro priaticnsaktenws. Als Ge-
genleistung für den Schutzmechanismus wird den hierfür eligiblen In vestoren
570 Siehe etwa Jültn~r. aaO. (Anm. 194), S. 119-121; M. Flory , aaO. (Anm. 51).
5.151-159, 5. 170-171; O.E.C.D., Investir (Anm. 71), S. 21-
571 Wie es bei den intergouvernementalen Wirtschaftsorganisat ionen üblich ist
{siehe z. B. Art. V (2) (d) der I.D.A.-Statuten; Art. 111 (8l {al des Obereinkom-
mens berr. die Errichtung der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank vom
8. April 1959, V.N.T.S. 389 (1961), S. 72 ; dazu etwa Syz, aaO. (Anm. 91),
S. 178-179).
612 Die Legalität nach lokalem Recht ist auch in Kapitalschutzverträgen regel-
mäßig zur Vorau ssetzun g einer In vestit ion gemacht (s. oben, bei Anm. 185) ; dies
folgt wohl zwingend bereits aus dem völk ergewohnh eitsredrtl idren Interventions-
verbot (vgl. Broumlie, aaO. (Anm. 33), S. 291-295).
675 S. die D.E.G.-Brosmüre, Investiti onen in Entwicklungsländern, 6. Aufl . 1980,
5. 20.
m Ebenso M. Flory, aaO. (Anm. 51), S. 194.
575 H ierzu C. Hunt. Political risk insurance, in : Rmdell, aaO. (1980). S. 225-
233 ; MeTon. aaO. (Anm. 184), S. 39-46; O.E.C.D.• Investir (Anm. 71), S. 12-17.
578 Siehe aber T. Meron, Opic Investment Insurance is Alive and Weil, A.].I.L.
Bd. 73 (1979), S. 104, S. 110, zum V .S. ..Ove rseas Pri vate In vestment Corpora-
rion Amendments Act of 1978" {Pub. L. 95-268, 92 Star. 213 (1978)).
577 Hunt. in Rendell, aaO. (Anm. 71). S. 228- 229.
578 Vgl. nur den Schiedsspruch in Sachen Valem ine Petroleum & Chemical
Corp. J. Agency for International Development (Vorgängerin der O.P.I.C.) vom
15. September 1967, I.L.M. Bd. 9 (1970), 5. 889, S. 895-901.
eine jährliche Prämienzahlung angesonnen; sie beträgt für die Dauer der
Garantie (oft 15 Jahre) je nach versicherten Teil-Risiken und Gegenständen
bis zu 1,25% des Wertes der Ietzterensw. Nicht immer ist es möglich, die
ursprün gliche Investition zur Gänze abzudecken; diese Einschränkung gilt
mehr noch für Erträge, mögen sie auch reinvestiert werden (dürfen). Grund-
sätzlich werden Garantien nur erteilt, Versicherungen nur abgeschlossen,
wenn mit dem als Investitionsstandort ausersehenen Staat bereits ein Kapi-
talschutzabkommen besteht; Ausnahmen bestätigen die Verknüpfungsregel
nur580. Sämtliche Schutzsysteme werden derzeit national gehandhabt; Me-
chanismen auf der Ebene der Europäischen Gemeinsdiaftenw- oder inner-
halb universaler Internationaler Organisaricnenws sind bisher nicht Realität
geworden, obschon Pläne hierfür seit langer Zeit ausgearbeitet sind.
d) Zuweilen wurden Investitionen in (bestimmten) Entwicklungsländern
auch von allgemeinen Beschränkungen des Kapitalexports ausgenommen,
so in den Vereinigten Staaten583. Gestattet eine derartige Regelung nun
exceptionell grenzüberschreitende finanzielle Transaktionen, so bleibt hier-
bei der Heimatstaat doch neutral und nimmt auf die Entscheidungen des
privaten Investors keinen direkten Einfluß. Dagegen werden viele Direkt-
Investitionen im Ausland erst ermöglicht, weil auch der Sitzstaat eines
Unternehmens Informationen beschafft oder bei deren Erlangung behilflich
ist584, sohin ein genaueres Bild über die polirisdien und wirtschaftlichen
Gegebenheiten insbesondere in entfernteren Gemeinwesen vermittelt. Darü-
ber hinaus offerieren manche Heimatstaaten nun auch eine (teilweise) über-
nahme von Kosten, die für tedmisch-wirtsdiaftlidte Vorstudien in bezug
auf die Rentabilität eines ins Auge gefaßten Projekts enfallenw, sowie für
das gesamte "pre-investment"588; hierbei kooperieren häufig die zuständigen
579 Siehe erwa jüttner. aaO. (Anm. 194), S. 105; Meron, aaO. (Anm. 184),
5.44-45.
680 Vgl. bereits oben, (bei) Anm. 549, 550; ferner O.E.c.n., In vestir (Anm . 71),
5.17; Köpernik, RIW{AWD 1979, S. 672-673.
581 Siehe dazu Carreau/Flory/}uillard, aaO. (Anm. 16), S. 536-537.
582 Vgl. im einzelnen Meron, aaO . (Anm. 184), S. 30-37; Schwarzenberger,
aaO. (Anm . 153), S. 170-171.
583 Hierzu eingehend D. Carreau, 'Ihe V .S. Balance of Payments Programs,
].W.T.L. Bd. 2 (1968), S. 601. S. 607-632; siehe insb. .,Voluntary Guidelines
for Controlling V.S. Investment Abroad ...... I.L.M. Bd. 6 (1967). S. 102-121 ;
Executive Order 11387 .,Governing Cerrain Capiral Transfers Abroad", Fed.
Reg. 33 (1968), S. 47-48, und die häufig modifizierten .Foreign Direct Investment
Regulations" (15 C.F.R. §§ 1000 et seq.).
684 Vgl. }üttner, aaO. (Anm . 194), S. 110-111; O.E.C.D., Investir (Anm. 71),
S. 18-19; siehe ferner oben, (bei) Anm. 401, 402, zu komplementären Aufgaben
gaststaatlicher Stellen .
58. So die O .P.I.c. (gern. 22 U.S.C. § 2194 (cl) (1976); s, GilbertfMarra, in
RendelI, aaO. (Anrn. 71), S. 222, S. 224).
688 Näher hierzu Ewing, ].W.T.L. 1974, S. 321-328.
Stellen aller beteiligten Staat en im technischen wie finanziellen Bereidiwt.
Einige Industr ielände r haben auch Sondermittel vorgesehen, meist in
Gestalt eigener Fonds, die zur Vergabe (zins)günstiger Kredite für private
Pr ojekte in der Dr itten Welt verwendet werden sollen588 ; solche Unter-
stützung rundet vielfach die Einrichtung von Export beihilfen in bezug auf
investit ionsnotwendi ge Ausrüstungsgüter ab588•
8. Schluß
In ternationale Investit ionen als ein wesentliches Element grenzüberschrei-
tenden Wir tschaftsve rkehrs sind heute weltweit als wichtiges Instrument
im Dienste universalen Fortschritts anerkann t ; ihre je unterschiedliche natio-
nale Regelung läßt den Kern transnationaler kontrollie rende r Beteiligung
an anderen, ausländischen Wirtschaftssubjek ten unberührt. Zwar haben
Staaten immer wieder versucht, den Kapitalbedarf für die Entwi cklung der
eigenen Volkswirtschaft vorab durch öffentliche Kreditaufnahme im Aus-
land zu befriedigen, auch in jüngster Vergangenbeitws, jedoch sind selbst
sozialistische Industrie- wie Entw icklungsländ er dazu übergegangen, für
lebenswichtig erachtete Projekte auf eigenem Terri torium mit H ilfe pri vater
ausländischer Investoren zu realisierenw' . Dabei findet sich durchweg ein
Einsatz der Vertrags form, sei es zwecks Konkretisierung der Organisation
einer gemischten Gesellschafrws oder zur Ausgestaltung neuartiger Mechan is-
men (institutionalisierter) wirtschaftlicher Zusammenarbeitwt. Auch hieran
erweist sich, wie sehr die Regelungen für grenzüberschreitende Inve stitionen
steten Wandlungen unterliegen. Dem Völkerrecht stellt sich dabei die Auf-
gabe - nicht zuletz t in Anbetracht der anhaltenden Ford erun gen nach einer
587 Vgl. O.E.C.D., Invesrir (Anm. 71), S. 19; s. a. oben, (bei) Anm. 436.
588 [ iatner, aaO. (Anm. 194), S. 121-124.
589 ü berblick bei l - Dundas , European export credit agencies, in R endell , aaO.
(Anm. 71), S. 297- 306 ; ferner A sanuma, ebd., S. 307-31 0; W. Glidel] , Duff, [ r.,
Export- Import Bank of the United Stares, ebd., 5.289-296, sowie oben, Anm. 250.
590 Siehe z. B. [ , Frieden. Third world indebred industr ialization : internat ional
finance and State capitalism in Mexico, Brazil, Algeria and South Korea, Inr.
Org . Bd. 35 (1981), S. 407-431 .
581 Derzeit lassen offenbar nur noch die UdSSR, die CSSR und die DDR sowie
Albanien und Nordko rea keine fremden Kapital- Investitionen auf eigenem Staa ts-
gebiet zu, wobei jedoch die drei erstgenannten Länder durchaus an den neuen
Formen industrieller Kooperati on teilhaben (siehe K.- E. SchenklA . Wass 'Von Czege,
Technologietransfer und Struk turwandel durch industrielle OSt-West -Kooperation,
Außenwirtsmaft Bd. 36 (1981), S. 157-175).
58: Vgl. bereits oben, 5. d},
583 S. oben, 5. c).
"Neuen Internati onalen Wirtschaftsordnung"5t4 -, vornehmlich die "trans-
nat ional en" Phänomene (wieder) in die Normativität eineubindenwsr daß
hierfür neue Instrumente internationaler Zusammenarbeit neben bewährten
Instituten vonnöten sind, die allein schwerlich den Besonderheiten {welrj-
wirrschafrlidier Vorgänge gerecht werden kön nen6ll6 • läßt ein internatio-
nales Recht der Investit ionen - als Fernzie l - nidtt unerreidtbar werden,
wenng leich dabei vornehmlich wohl die Poli tik gefordert ist6' 1•
5t4 Dazu neuerdings etwa Kimminich, AVR Bd. 20 (1982) . 5. 2-39; M. Si/agio
Entwicklungsvölkerrecht und Neue Wirtschaftsordnung, OZöRV Bd. 32 (1982).
5. 177-208; ferner R. Cee, Ideologies and ehe New Int ernational Economic
O rder, Int, Org. Bd. 33 (1979), S. 257- 302, sowie R.«] , Du puy (Hg.}, Le nnuvel
ord re economique international. Rec. des Cours - Colloque, 1980.
5t5 Siehe etwa H. Ballreidr, Zu Struktur- und Funktionsfragen eines . neuen"
Wirtschaftsvölkerrechts, AVR Bd. 19. (1980181), S. 457- 465 ; Crewlich, aaO.
(Anm. 31). S. 127-200; sowie bereits oben, 1. c),
6116 Vgl. bereits S.F.D.I., Aspects du droit interna tional economique, 1972 ;
CarreaulFlorylfuilIard, aa0 . (Anm . 16), S. 15-23.
6t1 Zum Verhältni s von Recht und Polit ik bei der Regelung internat ionaler
Winschaftsbeziehungen s. Hahn. aaO. (Anm. 248) , s. 10. m.w.N,
